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Beginn der Sitzung: 9.30 Uhr

Vor Eintritt in die Tagesordnung

Vorsitzende Patricia Lips:

Ein herzliches Willkommen allen Kolleginnen,
Kollegen, den Sachverständigen, auch den Gästen
auf der Tribüne. Ich bin mir bewusst, dass wir
hier unten immer gut für schöne Erinnerungsfotos
sind, aber vielleicht können Sie, wenn es möglich
ist, keine Handyfotos von oben nach unten ma-
chen. Dankeschön.

Ich darf die Sachverständigen herzlich begrüßen.
Ich tue dies, und das tue ich jetzt den ganzen Vor-
mittag, immer alphabetisch, das heißt von mir aus
gesehen von links nach rechts:

Frau Ariane Hellinger vom IG Metall Vorstand,
Ressort Grundsatzfragen und Gesellschaftspolitik,
in Berlin, herzlich willkommen. Ich begrüße sehr
herzlich Professor Dr. Henning Kagermann, Präsi-
dent der Deutschen Akademie der Technikwissen-
schaften (acatech), Berlin, herzlich willkommen.
Ich begrüße Professor Dr. Peter Liggesmeyer, Lehr-
stuhl Software Engineering: Dependability, Fach-
bereich Informatik der TU Kaiserslautern, Insti-
tutsleiter des Fraunhofer-Instituts für Experimen-
telles Software Engineering (IESE) in Kaiserslau-
tern, Präsident der Gesellschaft für Informatik (GI
e.V.) sowie Wissenschaftlicher Beirat der Platt-
form Industrie 4.0. Ich begrüße Dr. Norbert Lütke-
Entrup, Leiter der Abteilung Technologie und In-
novationsmanagement der Siemens AG, Mün-
chen. Ich begrüße Mario Patuzzi, DGB-Bundesvor-
stand, Referatsleiter Grundsatzfragen der Berufli-
chen Bildung und Weiterbildung. Weiterhin Pro-
fessor Dr. Sabine Pfeiffer, Lehrstuhl für Soziolo-
gie, Fakultät Wirtschafts- und Sozialwissenschaf-
ten, Universität Hohenheim, Stuttgart sowie last
but not least Professor Dr. Gerrit Sames, Techni-
sche Hochschule Mittelhessen, Fachbereich Wirt-
schaft, Gießen.

Alle sind hier, um mit uns zum Thema „Industrie
4.0“ ins Gespräch zu kommen. Ein großes, ein
wichtiges Thema, und ich freue mich, dass Sie
hier sind.

Zunächst, die Kolleginnen und Kollegen kennen
das, aber Sie vielleicht nicht in Gänze, einige ein-
leitende Worte zum Ablauf: Gemäß einer inter-
fraktionellen Vereinbarung werden die Sachver-
ständigen, also Sie, die Gelegenheit haben, ein
circa dreiminütiges Eingangsstatement abzugeben.
Ich bitte ausdrücklich, nicht zu überziehen, sonst
bringen Sie mich in die Situation, unhöflich zu
werden, und das möchte ich an dieser Stelle
nicht. Glauben Sie mir, Sie kriegen noch so viele
Fragen gestellt, Sie können am heutigen Vormittag
alles platzieren.

Die Fragerunden werden grundsätzlich wie folgt
gestaltet: Ein Mitglied jeder Fraktion stellt pro
Fragerunde maximal zwei Fragen, entweder zwei
Fragen an einen Sachverständigen oder nur eine
Frage an zwei Sachverständige. Das Fragerecht für
eventuell anwesende Abgeordnete, die jetzt nicht
unmittelbar Mitglieder dieses Ausschusses sind,
richtet sich nach dem Kontingent der jeweiligen
Fraktion. Das Ende des Fachgesprächs ist, wir
streben mal 11.30 Uhr, 11.45 Uhr an. Wir schauen
mal, ob uns das gelingt. Es wird ein Wortprotokoll
erstellt werden, und das Fachgespräch wird, Sie
sehen es ja, im Parlamentsfernsehen übertragen
und ist danach auch im Internet über die Media-
thek des Bundestages abrufbar. Gegebenenfalls
können einzelne Teile in der Presse zitiert oder
als Originalton verwendet werden.

Als Grundlage zu diesem Fachgespräch gibt es
verschiedene Vorlagen. Ich fasse sie nur kurz nu-
merisch zusammen: Es handelt sich dabei um die
Drucksache 18/6643, um die Drucksachen
18(18)153 bis 159, die Drucksache 18(18)168 so-
wie natürlich die Stellungnahmen der Sachver-
ständigen. Jede Drucksache liegt auch vor dem
Sitzungssaal aus. Der ein oder andere hat sich da-
ran auch schon bedient.

Kolleginnen und Kollegen, werte Gäste, genug
meiner Einführung an dieser Stelle. Ich freue
mich auf eine interessante Zeit, und wir steigen
mit Ihren Stellungnahmen ein. Frau Hellinger, Sie
beginnen.

Ariane Hellinger (IG Metall):

Herzlichen Dank. Vielen Dank auch für die Einla-
dung zum heutigen Fachgespräch. Ich versuche,
mich kurz zu halten.
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Als IG Metall freuen wir uns natürlich sehr, dass
das Thema „Arbeit und Arbeitsorganisation“ ge-
nerell, also was heißt Industrie 4.0 für den Men-
schen, jetzt aus unserer Sicht sehr viel stärker im
Fokus liegt, als das am Anfang der Fall war, wenn
man sich jetzt mal die Dokumente von der Agenda
CPS bis heute anschaut. Aus unserer Sicht muss
Industrie 4.0 zentral als Chance verstanden wer-
den, um Arbeitsplätze im produzierenden Ge-
werbe zu verbessern. Das heißt, diese Visionen,
die wir 2013 in den Handlungsempfehlungen hat-
ten, dass die Arbeit in der Industrie 4.0 gesünder
werden kann, dass der Mensch in der Smartfac-
tory stärker zum „Entscheider“ wird, dass wir
durch die Technik attraktivere Arbeitsumgebun-
gen haben können, das ist aus unserer Sicht das,
was umgesetzt werden muss. Und so ist es, nach
unserem Verständnis in der Berliner Erklärung
vom IT-Gipfel formuliert worden.

Ich würde dann jetzt gerne kurz zur Arbeitsfor-
schung Stellung nehmen und würde die Weiter-
bildung dann erst mal meinem Kollegen vom DGB
überlassen. Wir begrüßen ausdrücklich, dass das
BMBF die Arbeitsforschung mit der dritten Säule,
mit dem Programm „Zukunft der Arbeit“, stärkt.
Wir sind als Sozialpartner ja in die Beratung mit
einbezogen worden. Insofern sind wir zuversicht-
lich, dass ein klares Bekenntnis zu einer am Men-
schen orientierten Umsetzung festgeschrieben
wurde, also dieser berühmte soziotechnische Ge-
staltungsansatz, den wir in den Projekten, aus un-
serer Sicht, wirklich brauchen.

Damit komme ich zum ersten Punkt: Wir brau-
chen wirklich diese Verzahnung, die jetzt auf dem
Papier ganz konkret festgeschrieben ist, die Ver-
zahnung von Technik, Arbeit und Qualifizie-
rungsforschung in den Projektkonsortien und zwi-
schen den drei Programmsäulen. Das heißt, was in
der Arbeitsforschung jetzt festgeschrieben wurde,
muss auch in der Dienstleistungsforschung und in
der Produktion gelten. Also überspitzt: Dass wir
jetzt in der Säule „Dienstleistungsforschung“
nicht technikzentrierte Projekte haben, und dann
sagen, die Arbeitsforscher schauen sich das nach
drei Jahren an, sondern dafür brauchen wir unbe-
dingt die Nichttechniker bei Industrie 4.0.

Damit komme ich zum zweiten Punkt. Wenn wir
uns anschauen, wo momentan geforscht wird,
dann sehen wir, dass die Forschung momentan,
was ja auch naheliegend ist, vor allem im techni-
schen Bereich stattfindet, im Maschinenbau, in
der Softwareentwicklung, in der Produktion, in
der Automatisierung, was ja natürlich auch Sinn
macht. Wenn wir uns aber die Frage stellen: Wie
verändern sich die Arbeitsprozesse in Industrie
4.0? Was heißt das für die Beschäftigten? Und was
heißt das für die Qualifikationsanforderungen?
Wann brauchen wir die Arbeitsforscher und die
Arbeitssoziologen? Also die Technikfolgenfragen,
die sind aus unserer Sicht momentan zu wenig
dabei.

Es gibt sicher auch Hürden im Diskurs, aber wir
brauchen, und das wäre mein dritter Punkt, unbe-
dingt mehr Wissenstransfer für dieses Programm.
Ich muss mich schnell und unkompliziert infor-
mieren können: Was wird da momentan erforscht?
Wo kann ich mich einbringen? Wir haben beim
IT-Gipfel diese schöne Landkarte mit Praxisbei-
spielen gesehen, zweihundert Praxisbeispiele zu
Industrie 4.0. Ich kann mir das, was passiert, an-
schauen. Das wäre unser Anliegen, dass wir erfah-
ren, was wird da erforscht. Insofern wäre die Bot-
schaft von uns: Was auf dem Papier positiv festge-
schrieben wurde, muss jetzt umgesetzt werden.
Wir sehen in der Arbeitsforschung eher Nachhol-
bedarf und plädieren daher dafür, die Mittel wirk-
lich großzügig zu verwenden, eher aufzustocken
und die Projekte schnellstmöglich starten zu las-
sen. Vielen Dank.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank an Sie, auch für die Einhaltung der
Zeit. Herr Professor Kagermann, Sie haben das
Wort.

Prof. Dr. Henning Kagermann (acatech):

Dankeschön. Ich kann eigentlich sagen, dass wir
den Antrag aus der Sicht unserer Akademie begrü-
ßen, weil wesentliche Empfehlungen aufgegriffen
wurden, die wir ja auch in den Arbeitskreisen „In-
dustrie 4.0“ und „Smart Services“ gegeben haben.
Von daher gesehen, wurden viele Initiativen ge-
startet, das begrüßen wir. Ich möchte aber anre-
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gen, dass man nochmal guckt, ob in den Haushal-
ten der Ministerien zu diesem Thema, ich sage
mal seiner Relevanz entsprechend, auch Um-
schichtungen vorgenommen wurden und ob dort
genügend Mittel dahinter sind.

Zu den unter 3) aufgeführten Punkten möchte ich
ein paar Bemerkungen machen. Zunächst zur digi-
talen Infrastruktur: Wir wissen alle, Breitbandauf-
bau ist nötig, aber natürlich nicht hinreichend,
weil moderne Infrastrukturen zum einen ein echt-
zeitfähiges Internet mit garantierten Antwortzei-
ten brauchen. Das Thema 5G ist aufgegriffen wor-
den, aber es ist ja mehr. Wir brauchen digitale
Plattformen, weil digitale Plattformen nachher an
sich der Platz sind, wo man mit Smart Data inno-
vative neue Geschäftsmodelle entwickelt. Das ist
wichtig, weil die Wertschöpfung dort neu verteilt
wird. Also es ist für die Wettbewerbsfähigkeit
Deutschlands natürlich wichtig, insbesondere im
industriellen Bereich, da Industrie 4.0 hier ja statt-
findet, aber nicht nur dort, dass wir diese Plattfor-
men in Deutschland entwickeln und bereitstellen.
Ich glaube, dass der Kollege von Siemens was
dazu sagen wird. Es ist auch deswegen wichtig,
weil diese Plattformen ein Sprungbrett für Start-
ups und SMEs sind, das wird hier ja auch er-
wähnt, denn Sie können ihre Produkte auf diesen
Plattformen schnell, ich sage mal, im internationa-
len Markt anbieten.

Zur Netzneutralität noch kurz: Ein hohes Gut,
aber wir werden in diesem Bereich für bestimmte
Dienste garantierte Antwortzeiten brauchen. Das
sollte man dabei berücksichtigen.

Dann zur Forschung: Wir stellen fest, dass, auto-
nome Systeme in fast allen Bedarfsfeldern, sei es
Sicherheit, Mobilität, lebenswertes Wohnen, an
Bedeutung gewinnen. Dort ist die Akzeptanz na-
türlich wichtig, Sie haben das mit dem Thema
„Mensch-Maschine-Interaktion“ aufgegriffen. Das
ist wichtig, weil hier zweistellige Marktwachs-
tumsraten prognostiziert werden. Ganz wichtig ist
aber auch, dass die beiden Themen „Maschinelles
Lernen“ und „Deep Learning“ weiter gefördert
werden. Dort sind wir in Deutschland, meiner
Meinung nach, nicht so stark, wie es sein sollte.

Ich bin generell der Meinung, aber vielleicht sagt
Herr Professor Liggesmeyer etwas dazu, dass wir
Software in Deutschland nicht genug fördern.

Überall wo Hardware und Software zusammen-
kommt, habe ich das Gefühl, dass für Software zu
wenig dabei ist und zu viel in Hardware investiert
wird. Ich glaube, dass wir das in bestimmten Be-
reichen, in denen wir schon Kompetenzen haben,
zum Beispiel IT-Sicherheit, durch bessere Vernet-
zung nochmal stärken könnten. Und ich glaube
auch, dass die Bündelung der Kräfte, das Spitzen-
clusterkonzept der Bundesregierung, ein sehr gu-
tes ist, was man fördern sollte. Es fehlt aber eine
industriepolitische Komponente.

Zur Aus- und Weiterbildung kann ich das, was
eben gesagt wurde, nur bestätigen. Auch wir glau-
ben, dass digitale Lernplattformen wichtig sind.
Und zwar deswegen, weil die Ausbildung, die ja
zunehmend lebenslang „on the job“ sattfindet,
durch sie, ich sage mal, personalisiert wird und
zu niedrigen Kosten möglich ist. Das ist, glaube
ich, ein wichtiger Punkt.

Auch den Punkt „Berufsschullehrer“ wollte ich
nochmal aufgreifen. Wir haben gerade unser
MINT-Nachwuchsbarometer veröffentlicht und
festgestellt, dass in 2014 nur 9 Prozent aller Lehr-
amtsabsolventen für die Berufsschule ein techni-
sches Fach studiert haben. Das waren zehn Jahre
vorher noch 17 Prozent. Dort ist also eine riesen
Lücke.

„Arbeitswelt“, da kann ich dem vorher Gesagten
zustimmen.

Dann noch kurz zum Thema „Start-ups“. Ich hatte
erwähnt, Plattformen sind wichtig. Wir brauchen
hier Testfelder, „Living Labs“. Die sind auf dem
Weg, die Plattform „Industrie 4.0“ hat das ge-
macht, wir sollten das auch für andere Branchen
tun. Wir sind bei acatech dabei, entsprechende
Vorschläge zu machen.

Und zum Schluss: Normen, Internationale Koope-
rationen. Wir müssen einfach wissen, dass diese
Plattformen sich natürlich nicht in Deutschland,
sondern in internationalen Märkten entwickeln.
Das heißt, wir müssen Kooperationen hier natür-
lich mit Augenmaß schließen, und wir sollten
auch sehen, was die internationale Dimension ist.
Auch hier haben wir zwei Projekte, die im nächs-
ten Jahr veröffentlicht werden. Wo wollen wir zu-
sammenarbeiten? Und wie schätzen wir die ande-
ren Länder dort ein?
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Zum Schluss: Wenn man sich mit Plattformen be-
schäftigt, dann stellt man positiv fest: „ Ja, die för-
dern Innovationsgeschwindigkeit, Agilität, neue
Kooperationsformen.“ Ich möchte aber auch anre-
gen, dass man sehr genau überlegen sollte, wie
man den regulatorischen Rahmen für diese Art
von Plattformen und Plattformmärkte aufzieht.
Die müssen so einfach und harmonisiert wie mög-
lich sein, weil wir in diesem Feld nur in großen
homogenen Märkten, wie wir sie in den USA und
China haben, bestehen können. Wir brauchen also
Harmonisierung in Europa. Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank auch an Sie. Herr Professor
Liggesmeyer.

Prof. Dr.-Ing. Peter Liggesmeyer
(Fraunhofer-Institut für Experimentelles Software
Engineering):

Ich kann mich meinen beiden Vorrednern in vie-
lerlei Hinsicht anschließen. Das Ziel von Industrie
4.0 ist ja bekanntermaßen Massenindividualisie-
rung, also die Aufgabe einer Idee, die uns mittler-
weile durch über hundert Jahre Industriege-
schichte begleitet hat, nämlich die des Massenpro-
duktes. Das bedeutet nichts anderes, als dass der-
jenige, der Massenindividualisierung für sich rea-
lisieren kann, neue Märkte schafft, und diejeni-
gen, die die alten Produkte weiterhin verkaufen
wollen, das nicht mehr können werden. Das heißt
mit anderen Worten, es ist uns nicht freigestellt,
uns zu überlegen, ob wir uns an Industrie 4.0 be-
teiligen oder nicht.

Wir müssen mitmachen, und mein Petitum wäre
eben, in gestaltender Art und Weise mitzuwirken.
Dazu zählen viele Aspekte, die hier zum Teil auch
schon genannt worden sind. Ich möchte einige
vielleicht nochmal vertiefen: Das Thema „Soft-
ware“ ist sicherlich relevant, wobei ich unsere
Stärke aber in der Vernetzung von Engineering
Competence und IT-Expertise sehe. Das ist letzt-
lich genau das, was Industrie 4.0 ausmacht, und
wo wir zum Beispiel gegenüber den Vereinigten
Staaten auch noch einige Vorteile im Bereich des
Engineerings besitzen. Ich glaube, dass wir durch-
aus Chancen haben, de facto Standards zu setzen,
denn - da bin ich mit meinem Vorredner auch

ganz einer Meinung -, wer Standards setzt, hat auf
diesem Markt natürlich Vorteile. Es müssen nicht
immer offizielle Standards sein, aber de facto eben
Standards für Dienstschichten, für Kommunika-
tion und weitere Dinge, die in Industrie 4.0 statt-
finden.

Ein weiteres wichtiges Thema sind meines Erach-
tens rechtliche Fragestellungen. Das betrifft Dinge
wie Haftung, aber auch viele Aspekte rund um Da-
ten und das Thema „Aufklärung“. In Umfragen
zeigen unglücklicherweise gerade sehr viele Mit-
telständler, dass sie das Thema noch nicht für
sich erkannt haben. Es wird zum Teil also tatsäch-
lich als irrelevant eingeschätzt, was meines Erach-
tens eine vollständige Fehleinschätzung ist. Das
ist an dieser Stelle sicherlich eine Gefahr, eine
Entwicklung möglicherweise zu verpassen. Vor-
teilhaft ist, dass, wenn wir Industrie 4.0 für uns
lösen können, die Lösungen auch in vielen ande-
ren Technologiebereichen Anwendung finden
werden. Themen, wie „Autonomie“, „Selbstdiag-
nostik“, die wir in Industrie 4.0 brauchen, gibt es
praktisch querschneidend auch in allen anderen
technischen Feldern. Forschungsgeld, das in In-
dustrie 4.0-Themen investiert wird, ist also gut in-
vestiert und hat ein Potential, einen langen Hebel
zu erzeugen.

Last but not least: Ausbildung. Es ist schon er-
wähnt worden. Ich bin, glaube ich, relativ bekannt
dafür, immer wieder Informatik ab der Grund-
schule zu fordern. Niemand käme auf die Idee,
mit einer zentralen Kulturtechnik wie Rechnen,
Lesen oder Schreiben in der Sekundarstufe I anzu-
fangen. Das ist also ein wichtiges Thema. Weiter-
hin natürlich „berufliche Weiterbildung“,
„ECDL“, der europäische Computerführerschein,
eine deutsche Erfindung, die wir an dieser Stelle
natürlich auch versuchen sollten zu nutzen. Vie-
len Dank.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank auch an Sie. Herr Dr. Lütke-Entrup
bitte.

Dr. Norbert Lütke-Entrup (Siemens AG):

Vielen Dank auch von meiner Seite für die Einla-
dung in den heutigen Kreis. Ich möchte die Frage
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zum Thema „Industrie 4.0“ eigentlich in zwei Stü-
cke teilen, nämlich einmal: Wo stehen wir vor-
wettbewerblich in der Vorbereitung des Themas?
Und: Wo stehen wir wettbewerblich?

Ich denke, vorwettbewerblich haben wir mit der
Plattform Industrie 4.0 noch nicht alles erreicht,
sind aber auf einem sehr guten Weg. Wir haben
mit der Technologie-Roadmap schon jetzt Klarheit
geschaffen, welche Technologien für uns künftig
wichtig sein werden. Wir haben auch von den Mi-
nisterien schon viele Förderprogramme dazu ge-
startet. Es ist manchmal ein bisschen unübersicht-
lich, so viele sind es schon, aber es ist zunächst
einmal ein erfreulich großes Engagement.

Es fehlen uns ein paar Technologien in Deutsch-
land, auch Schlüsseltechnologien. Auch seitens
Siemens sehen wir uns dann also doch genötigt,
für gewisse Themen in die USA zu schauen. Das
ist per se kein Drama, wir können überall Lücken
schließen, aber die Fähigkeit, dies auch schnell
und mit Entschlossenheit zu tun, da kann
Deutschland, glaube ich, noch ein bisschen ler-
nen. Das hat auch viel damit zu tun, wie viel
Handlungsfreiheiten Universitäten haben, in neue
Themen zu investieren und da auch mal ein biss-
chen mehr Risiko auf sich zu nehmen.

Wir haben jetzt viele Testinfrastrukturen geschaf-
fen, viele Beispiele, das ist auch wichtig. Industrie
4.0 wird also immer als Vision dargestellt, der
werden wir uns aber schrittweise nähern müssen.
Es ist immer auch die Frage: Was können wir mit
den Technologien, die wir haben, heute schon
leisten? Was ist der nächste Schritt? Insofern finde
ich das, was jetzt im IT-Gipfel bekannt wurde,
sehr ermutigend. Ich stimme zu, dass die Einbin-
dung der Sozialpartner, der Arbeitnehmer im
Sinne der Arbeitsforschung, dass das auch ein
wichtiger Schritt ist, um Akzeptanz zu erzeugen.

In der Normung haben wir einen großen Fort-
schritt gemacht. Wir haben uns jetzt mit diesem
Referenzarchitekturmodell auf eine Sprachrege-
lung geeinigt, mit der wir in den Normungsorgani-
sationen jetzt wirklich auch koordiniert die richti-
gen Akzente setzen können.

Letzter Punkt, und für mich der wichtigste: Es
sind alle sensibilisiert. Es kann niemand in
Deutschland mehr sagen, er hätte das Thema „In-
dustrie 4.0“ nicht mitbekommen. Im wettbewerb-

lichen Bereich, da kann die Politik jetzt eher we-
niger beitragen, das ist jetzt vor allen Dingen eine
Sache der Unternehmen. Natürlich gilt auch hier
wieder, dass die Rahmenbedingungen stimmen
müssen. Da gibt es die bekannten Themen wie
„Besserer Transfer zwischen Forschung bezie-
hungsweise Wissenschaft und Unternehmen“,
aber auch die Start-up-Schiene, die muss drin-
gend belebt werden. Auch vor dem Hintergrund,
dass wir in unserem klassischen Geschäftsdenken
in Deutschland, also dem Entwickeln von komple-
xen und performanten Systemen und Maschinen,
dass wir da, glaube ich, keine Schwierigkeiten ha-
ben werden. Die Herausforderung für uns wird
sein, dass wir künftig nicht nur Dinge produzieren
und verkaufen, sondern dass diese Dinge vernetzt
sein werden, wir damit Daten produzieren, uns
damit die Möglichkeit geben, neue Geschäftsmo-
delle zu entwickeln, neue Wertschöpfung zu
schaffen. Und diese Art des Denkens, die ist in
Deutschland, glaube ich, noch förderungswürdig.
Da wird uns viel aus den USA, aus Silicon Valley,
vorgemacht. Und einer Start-up-Szene, auch in
Deutschland, kann auch mal helfen, dass wir Vor-
lagen auch aus Deutschland und nicht nur aus
den USA kriegen.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Patuzzi.

Mario Patuzzi
(Deutscher Gewerkschaftsbund):

Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Da-
men und Herren, herzlichen Dank auch von mei-
ner Seite für die Einladung. Ihnen war Matthias
Anbuhl angekündigt, der sich für heute leider ent-
schuldigen muss. Deshalb müssen Sie mit mir
vorliebnehmen.

Für uns stellt sich erstmal nicht die Frage des
„Ob“, und Kollegin Hellinger hat das, glaube ich,
auch sehr gut rübergebracht, sondern für uns stellt
sich die Frage, wie Digitalisierung die Arbeitswelt
verändern wird. Aus unserer Sicht ist es wichtig,
das als Vorbemerkung, dass wir dabei die Chan-
cen für Beschäftigte und Unternehmen fördern,
gleichzeitig aber auch die Risiken und mögliche
Fehlentwicklungen vermeiden wollen. Insbeson-
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dere den Ängsten vieler Beschäftigter vor Dequali-
fizierung, vor der Wegrationalisierung von Ar-
beitsplätzen und vor der Entwertung beruflicher
Handlungsspielräume durch erhöhte Arbeitsver-
dichtung und Leistungskontrollen muss dabei be-
gegnet werden. Aus unserer Sicht können diese
Ängste und Risiken nur abgebaut werden, wenn
sich durch die Digitalisierung auch Chancen eröff-
nen. Das gelingt am besten, indem man Be-
troffene, das heißt, auch Beschäftigte, stärker mit-
einbezieht. Je mehr uns das gelingt, also eine Ver-
trauensbasis für diesen Transformationsprozess zu
schaffen, desto besser werden wir auch Blockaden
lösen, und diesen Prozess arbeits- und bildungs-
politisch gestalten können.

Aus einer berufsbildungspolitischen Sicht muss
man, glaube ich, feststellen, dass nicht nur die
fachlichen Anforderungen an die Beschäftigten
wachsen werden. Digitalisierung bedeutet auch,
dass sich die berufliche Handlungskompetenz der
Beschäftigten insgesamt erweitern und auch
wachsen wird. Das heißt für uns vor allem, dass
die Fähigkeit zur Selbstorganisation und zum
selbständigen Handeln sowie zur komplexen
Kommunikation und zur Zusammenarbeit hier im
Fokus stehen wird. Wer also Beschäftigte jetzt und
in Zukunft für die digitale Arbeitswelt qualifizie-
ren will, muss sie eben auch bilden.

So komme ich dann auch zu ein paar Anmerkun-
gen, insbesondere auch im Hinblick auf die
BMBF-Initiative „Berufsbildung 4.0“: Der erste
Punkt ist die Gestaltung der Berufsbilder. Hier
geht es, aus unserer Sicht, in erster Linie nicht um
Medienkompetenz oder digitale Kompetenzen.
Aus unserer Sicht ist die Frage viel mehr, wie Be-
rufsbilder in Zukunft stärker prozessorientiert ge-
staltet werden können. Berufsbilder sind schon
jetzt teilweise prozessorientiert gestaltet, der Pro-
duktionstechnologe ist ein Beispiel dafür, aber
hier müssen wir in Zukunft den Dreh stärker hin-
bekommen, diese Entwicklung voranzutreiben.

Das Zweite ist: Wir brauchen sehr viel stärker
kompetenzorientierte Ausbildungsordnungen, in
denen auch die personalen Kompetenzen, also
Selbständigkeit und Sozialkompetenz, viel deutli-
cher verankert sind, als das bisher der Fall ist.
Über bekannte duale Studiengänge hinaus müssen
Schnittstellen zwischen Berufsbildung und Hoch-
schulen identifiziert und auch gestaltet werden.

Zweite Anmerkung: Für die Organisation und
Vermittlung von betrieblichen Ausbildungsinhal-
ten sind bekanntermaßen Ausbilderinnen und
Ausbilder zuständig. Damit diese Ausbilderinnen
und Ausbilder für den prognostizierten Wandel
auch besser gerüstet sind, brauchen sie mehr Zeit-
kontingente für die eigene Weiterbildung. Das ist,
aus unserer Sicht, für die betriebliche Umsetzung
dieses Transformationsprozesses im Bereich der
Berufsausbildung ganz entscheidend.

Drittens müssen wir aber auch die Situation der
Berufsschulen besser im Blick haben. Hier gilt es
insbesondere, die technische Ausstattung, die re-
gionale Schulentwicklung und den Lehrkräf-
tenachwuchs wirklich im Blick zu haben und hier
Verbesserungen anzustreben. Wir wissen, das ist
nicht Bundesaufgabe, das ist Ländersache, aber
wir würden es gerne sehen, wenn hier auch der
Bund den Ländern unter die Arme greifen könnte.

Vierter Punkt -

Vorsitzende Patricia Lips:

Entschuldigung, wie viele Punkte sind es noch?

Mario Patuzzi
(Deutscher Gewerkschaftsbund):

Ich bin gleich fertig. Wir haben noch angemerkt,
dass wir auch dringend eine Validierungsstrategie
brauchen, weil die berufliche Erfahrung auch eine
ganz wesentliche Rolle bei diesem Transformati-
onsprozess spielt und wollen darauf nochmal hin-
weisen. Dankeschön.

Vorsitzende Patricia Lips:

Ich glaube, das Grundanliegen ist rübergekom-
men. Frau Professor Pfeiffer.

Prof. Dr. habil. Sabine Pfeiffer
(Universität Hohenheim):

Vielen Dank für die Einladung. Ich möchte zum
einen nochmal auf die Gestaltungsnotwendigkeit
blicken. Ich glaube, es geht nicht nur um Akzep-
tanz, sondern wir haben es ja eigentlich mit einem
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Wandel zu tun, der uns an vielen Stellen vor Ge-
staltungsnotwendigkeiten, aber auch Chancen
stellt, die wir so bislang nicht hatten und die ei-
gentlich zwingend erfordern, dass wir die Be-
schäftigten und auch mögliche Kunden in partizi-
pativeren Prozessen als die, die wir bislang ken-
nen, mit einbeziehen, und zwar von Anfang an.
Das hat einerseits mit der Technik zu tun, denn
Industrie 4.0 ist ja keine Technik, die man sich
von der Stange kaufen kann, sondern jedes Unter-
nehmen muss für seine Märkte, seine Kunden,
seine Prozesse, seine Produkte letztlich entschei-
den, was Industrie 4.0 für dieses Unternehmen in
zwei Jahren, in fünf Jahren, in zehn Jahren bedeu-
ten wird. Das heißt, da steckt schon Gestaltungs-
bedarf drin. Wir haben gleichzeitig Prozesse, die
nicht am Werktor haltmachen, die nicht in Tarif-
gebieten haltmachen, die auch nicht in Branchen
haltmachen. Das heißt, auch da haben wir ganz
andere Gestaltungsnotwendigkeiten als die, die
wir bislang kennen. Wir haben die Situation, dass
die IT-Technik, die wurde jetzt schon öfter ange-
sprochen, im Moment natürlich dominant aus den
USA kommt. Damit wird auch eine Vorstellung
von Arbeit transportiert, die mit unseren Erfah-
rungen und unserer Tradition von Arbeitsmärkten
und Qualifizierungen nicht immer harmonisch
eins zu eins geht. Auch da sehe ich großen Gestal-
tungsbedarf.

Wir haben aber auch erstaunlich hohes Gestal-
tungspotential. Das ist, denke ich, ein echter Wett-
bewerbsvorteil, den wir aber zu wenig nutzen. Im
Moment haben 67 Prozent unserer Beschäftigten
mindestens eine duale Berufsausbildung. Das ist
etwas, was in der Welt eigentlich einmalig ist. Da
haben wir vor allem gegenüber den Nationen, mit
denen wir hier bei Industrie 4.0 im Wettbewerb
stehen, also vor allem USA und China, einen ech-
ten Standortvorteil, wenn man das so sehen will.

Wir haben in unseren Studien festgestellt, wir ha-
ben mal hingeguckt, wie stark Beschäftigte heute
eigentlich schon an ihrem Arbeitsplatz mit Wan-
del und Komplexität umgehen. Denn das ist ja
nichts, was jetzt erst passiert, sondern das ist na-
türlich auch ein Prozess, den wir schon seit Jah-
ren haben. 71 Prozent aller Beschäftigten gehen
heute schon sehr stark mit Wandel und Komplexi-
tät an ihrem Arbeitsplatz um. In den Branchen,
die jetzt für Industrie 4.0 besonders relevant sind,
also Automobil- und Maschinenbau, sind die

Werte mit 79 und 81 Prozent noch höher. Das
heißt, die Menschen können wandeln, man muss
sie nur stärker mit einbeziehen als das bislang
passiert.

Zweite Ressource, die wir haben, die wir aus mei-
ner Sicht zu häufig als Ballast diskutieren und
nicht als Ressource wahrnehmen, ist unser Insti-
tutionengefüge: Arbeitsmarkt, Sozialpartnerschaft,
duale Berufsausbildung. Ich war letzte Woche bei
der EU-Kommission in einem Kreis von Arbeits-
rechtlern und habe da mal gesehen, wie wenig das
Thema in anderen EU-Ländern bislang diskutiert
wird und dass es bei uns so eine gesellschaftliche
Breite bekommen hat. Das Thema hat natürlich
viel mit acatech zu tun, aber nicht nur, sondern
ich glaube, wenn wir dieses Institutionengefüge
nicht hätten, dann hätte diese Debatte keine sol-
che gesellschaftliche Breite bekommen. Ich denke,
auch das ist eine Ressource, die wir stärker nutzen
müssen.

Wir haben im Moment leider Forschungsstruktu-
ren, die das nicht ausreichend gut aufnehmen.
Wir haben insofern gute Forschungsstrukturen,
weil die Verbundforschung, die wir vor allem im
Bereich Arbeitsforschung haben, sozialpartner-
schaftlich ausgerichtet ist, anwendungsorientiert
und gestaltungsorientiert ist. Das ist gut, sie ist
aber sehr langsam. Also im Moment ist es so, dass
selbst die Ausschreibungen, bis die zustande kom-
men, vergeht sehr viel Zeit. Dann kommt die Skiz-
zenphase, die Antragsphase, also es vergehen
schnell mal eineinhalb Jahre, bis so ein Projekt ins
Laufen kommt. Dann dauert es drei Jahre, bis das
Projekt fertig ist. Das sind eigentlich Takte, die
wir im Moment nicht mehr bräuchten. Ich glaube,
wir bräuchten eigentlich parallel dazu, also ergän-
zend, nicht ersetzend, ein Forschungsprogramm,
das sozusagen eine Dauerausschreibung ist, wo
man sich kurzfristig mit schnellen Programmen
bewerben kann. Und wir brauchen, glaube ich,
auch Forschungsstrukturen, die Arbeit ein biss-
chen grundsätzlicher anschauen, weil die ganzen
Fragen, die uns jetzt in Bezug auf Qualifizierung
und Beschäftigungseffekte unklar sind, die muss
man breiter betrachten. Die kann man nicht erfas-
sen, indem man nur auf den Wandel in einem Be-
trieb schaut, sondern man muss diese Kontexte
gemeinsam betrachten, und dafür haben wir im
Moment eigentlich keine Forschungsstrukturen,
in denen das systematisch zusammen geht. Danke.
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Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Und zum Abschluss dieser Runde
Professor Sames.

Prof. Dr. Gerrit Sames
(Technische Hochschule Mittelhessen):

Auch von meiner Seite nochmal vielen Dank für
die Einladung. Ich schließe mich im Wesentlichen
meinen Vorrednern und Vorrednerinnen an. In
meinem Statement möchte ich das Augenmerk
aber nochmal auf den Mittelstand richten. Da ist
es ja so, dass 72 Prozent unserer Industriebeschäf-
tigten in Deutschland in mittelständischen Unter-
nehmen, das heißt Unternehmen mit weniger als
1 000 Mitarbeitern arbeiten. Das ist ja so ein biss-
chen auch das Rückgrat, das „industrielle Rück-
grat“, was wir heute haben, und das unterscheidet
uns von den Wettbewerbern in China und USA.
Da sind immer Großunternehmen. Das, was uns
eigentlich stark macht, kann an der Stelle aber
wieder zu einem Nachteil werden, denn in den
großen Unternehmen gibt es ganze Stabsabteilun-
gen, die sich damit beschäftigen, mit welchen
Strategien man Industrie 4.0 denn eigentlich um-
setzen kann.

Wir von der Technischen Hochschule in Mittel-
hessen haben mal die Frage gestellt: Wo stehen
wir denn eigentlich im Mittelstand? Und wir ha-
ben gelernt, dass 74 Prozent der Mittelständler
wissen, dass es Industrie 4.0 gibt. Die wissen aber
nicht, wo sie anfangen sollen. Die stehen, also
wenn man erste Schritte anguckt, positiv formu-
liert, ganz am Anfang. Weiter sind wir da noch
nicht. Wenn wir dann Veröffentlichungen zu In-
dustrie 4.0 angucken, dann sehen wir eigentlich
immer Leuchtturmprojekte oder Beispiele aus gro-
ßen Unternehmen. Die sind ja auch gut, aber der
Mittelständler, der findet sich da nicht ganz wie-
der. Techniken oder Technologien zu Industrie
4.0, die sind mittlerweile schon sehr weit entwi-
ckelt worden, aber im Mittelstand fehlt es uns
noch so ein bisschen an der Anwendung.

In den Großunternehmen haben wir jetzt ja Stabs-
abteilungen, die sich mit Digitalagenten auseinan-
dersetzen und das Ganze machen. Das hat der ty-
pische Maschinenbauer in Deutschland, auf den
wir so stolz sind, aber nicht. Der hat, mit seinen

weniger als 200 Mitarbeitern, keinerlei Strategie-
abteilungen. Wenn wir mit dem über Cyber Physi-
cal Systems diskutieren, dann denkt der an Raum-
schiff Enterprise. Wenn der hört, da geht ein
Werkstück durch die Fertigung und optimiert
sich, und sucht seinen Weg zur richtigen Ma-
schine, dann findet der sich nicht wieder. Durch
die viele PR, die Industrie 4.0 hat, hat er mittler-
weile aber so ein gewisses Unwohlsein. Er merkt,
da ist irgendwas im Gange. Bei Gesprächen mit
Mittelständlern merke ich das immer, dass die sa-
gen, da geht der Zug vielleicht an uns vorbei. Wir
müssen Industrie 4.0 jetzt nicht nur technologisch
sehen, sondern wir müssen es als den Einzug des
Internets in die Geschäftsprozesse und Geschäfts-
modelle betrachten. Und damit, und das habe ich
ja eben schon ein paar Mal gehört, wird eigentlich
klar, dass es darum geht, dass jedes Unternehmen
Industrie 4.0 für sich selber entwickeln muss. Da
fehlt einfach eine Umsetzungshilfe für den Mittel-
stand.

Die Fördermaßnahmen, die wir bisher haben, die
sind alle gut, die haben aber ein Problem. Die An-
tragstellung eines Förderantrags ist so kompliziert,
dass der KMU sofort abwinkt. Der macht da nicht
mit. Das ist eins der Probleme. Wir sind selber ge-
rade dabei, einen Antrag zu stellen, und ein Pro-
fessorenkollege und ich, wir sind die Einzigen,
die dann in der Lage sind, das zu machen und
nehmen so ein Unternehmen an die Hand. Aber
um eine Skizze erst mal zu platzieren und dann
eine Vollantragsstellung zu machen, also die
meisten kapitulieren. Das muss man an der Stelle
wirklich sagen.

Jetzt haben wir noch einen Punkt, warum Indust-
rie 4.0 auch gerade für den Mittelstand so wichtig
ist. Wir haben so eine gewisse Eigenart. Wir haben
in der Vergangenheit technische Lösungen in der
Industrie entwickelt, und die haben dann so ihren
Weg in das Privatleben gefunden. Mit Digitalisie-
rung ist der Weg genau umgekehrt. Wenn ich mit
meinen Studenten und Studentinnen spreche, die
machen alle ihre Geschäftsprozesse übers Internet,
übers Smartphone, die haben fast noch nie eine
Bank von innen gesehen. Die streamen Musik, die
kaufen keine CDs mehr. Die kommen dann in den
Mittelstand, in so ein mittelständisches Unterneh-
men und lernen plötzlich, dass die Geschäftspro-
zesse alle noch auf Papier ablaufen. Da sagen die:
„Wo komme ich hier denn eigentlich hin?“ Bei
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dem Kampf um die Talente, die wir hier haben, da
kommt der Mittelstand also in eine Rolle, die ganz
problematisch ist.

„Qualifikation“ wurde eben mehrfach angespro-
chen. Ich persönlich sehe unter Industrie 4.0 ei-
gentlich zwei Trends zu dem Thema „Qualifika-
tion“. Das eine ist: Es werden die Anforderungen
steigen. Das ist ganz klar, Routinetätigkeiten wer-
den durch Systeme substituiert. Auf der anderen
Seite aber auch sinkende Anforderungen. Wenn
wir es schaffen, das Thema „Visualisierung“ in
Produktionsbereichen stärker unterzubringen,
dann haben wir eine Vereinfachung. Und dort
schaffen wir es möglicherweise, Mitarbeiter in die
Leistungsprozesse zu bringen, die da heute keine
Chance hätten.

Vielleicht noch eine letzte Aussage zu dem vorlie-
genden Antrag. Der hat sehr, sehr viele wichtige
Aussagen, die ich voll unterstütze. Meines Erach-
tens muss hier aber das Thema „Mittelstand“
noch stärker hervorgerufen werden. Also im We-
sentlichen findet man das unter III. wieder, „Wis-
sens- und Technologietransfer stärken“, das ist da
der Punkt 35 und dann noch ansatzweise im
Punkt 19, „go-Inno“. Ich habe aber mal gegoogelt,
das ist also schon geschlossen, da gibt es keine
Mittel mehr. Wir müssen an der Stelle mehr tun,
um den Mittelstand zu unterstützen, die ersten
Schritte zu Industrie 4.0 zu tun. Vielen Dank.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank an Sie, und für ihre Eingangsstate-
ments. Bevor wir jetzt in die Berichterstatterrunde
eintreten, also dass jeweils eine Kollegin, ein Kol-
lege aus den vier Fraktionen zu Wort kommt, darf
ich herzlich um eines bitten: Es ist im Moment so
eine gewisse Grundunruhe hier im Raum. Inso-
weit sie durch die Statements hervorgerufen ist,
ist das ausdrücklich zu begrüßen, aber ansonsten
bitte ich darum, dass Gespräche am Rande ein
bisschen heruntergefahren werden.

Also, der Kollege Wolfgang Stefinger von der
CDU/CSU hat zunächst das Wort.

Abg. Dr. Wolfgang Stefinger (CDU/CSU):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende, einen schönen gu-
ten Morgen von meiner Seite. Herzlichen Dank für
Ihre Eingangsstatements, die hochinteressant sind.
Als zuständiger Berichterstatter auch für den vor-
liegenden Antrag und das ganze Thema „Industrie
4.0“ möchte ich ja schon festhalten, dass wir das
Thema hier von Seiten dieser Koalition und auch
der Bundesregierung, aber auch der vorherigen
Bundesregierungen, ja natürlich schon aufgegrif-
fen haben und sehr viele Punkte hier auch gut auf
den Weg gebracht worden sind, wenn man allein
die ganzen Forschungsvorhaben ansieht, die ja
auch schon angesprochen wurden, auch was bei-
spielsweise das Thema „Arbeitsforschung“ an-
geht. Selbstverständlich sind wir uns auch be-
wusst, dass es noch einiges zu tun gibt, deswegen
auch dieser Antrag. Es ist ja auch von Ihnen, Herr
Professor Kagermann, schon angesprochen wor-
den, gerade auch das Thema „Software“. Von da-
her hätte ich hier eine Frage an Sie: Wenn wir in
die Geschichte schauen, dann war oder ist SAP ja
ein wesentlicher Architekt auch für vernetzte Ge-
schäftsprozesse. Sehen Sie heute einen Akteur auf
dem Markt, der gerade das Thema „Industrie 4.0“
besonders im Fokus hat, und eine ähnliche Rolle
spielen kann wie SAP vor zwanzig Jahren? Wo
würden Sie das Unternehmen erwarten, und was
wäre die Voraussetzung dafür?

Und eine Frage an Herrn Professor Sames: Sie ha-
ben es bezüglich der Forschungsantragsstellung
angesprochen. Mich würde interessieren, viel-
leicht können Sie das auch ganz kurz sagen, was
aus unternehmerischer Sicht ein besonderer
Schwerpunkt in der Forschung wäre, was ich hier
als Thema, abgesehen von der Antragstellung,
jetzt mitnehme, was hier gerade für den Mittel-
stand besonders wichtig ist. Wir haben ja Projekte,
wie beispielsweise „Industrie 4.0 – Forschung auf
den betrieblichen Hallenboden“ und fördern ja
auch das Thema „Datensicherheit“, was für den
Mittelstand ja auch sehr wichtig ist. Aber wo se-
hen Sie hier ganz besonders einen Punkt, wo wir
nochmal eine Schippe drauflegen müssten?
Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Die Kollegin Dr. Simone Raatz von der SPD-Frak-
tion hat das Wort.
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Abg. Dr. Simone Raatz (SPD):

Auch von meiner Seite herzlichen Dank an die
Sachverständigen für Ihre Ausführungen. Ich
denke, der eine oder andere Gedanke ist hier
nochmal deutlich geworden, und das werden wir
mit Fragen dann sicherlich auch nochmal ein
bisschen untersetzen können. Klar ist auch, dass
Industrie 4.0 ein wichtiges Thema ist. Es war für
mich jetzt auch nochmal interessant zu hören,
dass in Deutschland viel darüber geredet wird. Da
sind wir also, ich sage mal so, auch nach den
Worten von Ihnen, relativ weit. Wenn wir aber an
den Breitbandausbau und so weiter denken, da
haben wir, denke ich, auch noch erheblichen
Nachholbedarf gerade in dem Bereich oder an der
einen oder anderen Stelle, wie Sie gesagt haben,
zum Beispiel auch in der Weiterbildung oder Aus-
bildung.

Ein Problem für uns hier im Deutschen Bundestag
ist, oder was heißt Problem, es ist eine Herausfor-
derung, sagen wir es so, dass es ja ein Thema ist,
was eben an der Schnittstelle zwischen Forschung
und Entwicklung, Wirtschaft und Arbeit ist. Und
die Themengebiete muss man auch immer erstmal
alle zusammenfassen können. Darum, denke ich,
ist es erstmal schon gut, dass wir uns als Koaliti-
onsfraktion auf den Weg gemacht haben, hier
nochmal einen Antrag auf den Tisch zu legen und
damit auch versuchen, dass die Umsetzung von
Industrie 4.0 beschleunigt wird.

Sie haben ja schon gesagt, wir müssen viele kleine
und mittelständische Unternehmen mit auf den
Weg nehmen, aber eben auch die Beschäftigten,
das ist auch klar. Da werden sich meine Fragen
auch gleich anschließen, denn ich denke, hier
muss man eben auch konkrete Maßnahmen ein-
fach nochmal andenken, die wir dann hier auf
den Tisch legen, und womit wir uns auch poli-
tisch beschäftigen. Denn ein Antrag allein reicht
natürlich nicht aus. Es müssen dann natürlich
auch bestimmte Maßnahmen folgen.

Darum meine erste Frage an Frau Hellinger. Sie
sagten es auch, es gibt neue Qualifizierungsanfor-
derungen. Die Frage, die natürlich dahinter steht:
Braucht es hier neue Berufsbilder oder tut es al-
leine eine Aus- und Weiterbildung? Und anschlie-
ßend daran, weil das auch zusammenpasst, das
wurde auch von Herrn Patuzzi nochmal gesagt:

Wie sind wir eigentlich mit unseren Lehrkräften
darauf vorbereitet, egal, ob in Schule oder Berufs-
schule?

Meine zweite Frage richtet sich an Herrn Dr.
Lütke-Entrup: Sie haben gesagt, wir müssen kon-
krete Schritte einleiten oder an nächste Schritte
denken, wenn wir an die Beschleunigung des Pro-
zesses von Industrie 4.0 denken. Sie haben ja die
digitalen Plattformen angesprochen. Darum auch
meine Frage an Sie: Was sehen Sie denn als die
nächsten wichtigen Schritte an, die wir jetzt ei-
gentlich auch auf politischer Ebene gehen müs-
sen, damit wir den Gesamtprozess nicht verschla-
fen? Also manchmal habe ich ein bisschen die Be-
denken, dass wir viel reden, aber vielleicht mehr
tun sollten, darum an Sie auch nochmal die Frage:
Was sehen Sie aus Ihrer Sicht als die nächsten
Schritte an?

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Ralph Lenkert von der Fraktion DIE
LINKE.

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende, vielen Dank für
Ihre Eingangsstatements. Also Industrie 4.0, da
kann man sich viel vorstellen. Aus unserer Sicht
ist es ein ähnlicher Umbruch, der die gesamte Ge-
sellschaft erfasst, wie die Industrialisierung, also
sprich, wie der Übergang von der Manufaktur,
Landwirtschaft hin zur Industrie. Wenn man diese
Entwicklung betrachtet, dann muss ich sagen,
steht im Antrag der Koalition zwar relativ viel
Richtiges, aber im praktischen Handeln fehlen na-
türlich ganze Bereiche. Im Moment sieht man In-
dustrie 4.0 nur unter dem Standpunkt der Wirt-
schaft und der digitalen Vernetzung. Auswirkun-
gen auf die Gesellschaft, auf gesellschaftliche Zu-
sammenhalte werden aus unserer Sicht nach wie
vor viel zu wenig beleuchtet.

Ich möchte ein Beispiel nennen: Wir alle haben
uns sicherlich teilweise, wenn wir fliegen woll-
ten, über den Pilotenstreik geärgert. In absehbarer
Zeit wird es keinen Piloten mehr geben, der strei-
ken kann. Das sind Umstellungen, die ganze Be-
rufsgruppen betreffen, die natürlich gesellschaftli-
che Auswirkungen haben. Es gab Zeiten, da ist
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man nach seinem Job, nach seinem Arbeitswesen
nach Hause gegangen und hatte, worauf unser
ganzer Körper entwicklungsgeschichtlich einge-
richtet ist, Phasen des Stresses und längere Pha-
sen der Erholung. Dies findet in vielen Bereichen
der Wirtschaft bereits seit geraumer Zeit nicht
mehr statt. Früh um sieben Uhr: Telefonkonferenz
mit Shanghai. Mittags: Telefonkonferenz mit der
Zentrale in Berlin. Abends: Telefonkonferenz mit
San Francisco. Zwischendurch Emails et cetera
Wann kommen Sie zur Ruhe? Wann können Sie
ausspannen? Das heißt, wir haben auch im Rah-
men von Industrie 4.0 eine gesamte Umgestaltung
der Arbeitswelt, die ganz andere Herausforderun-
gen bringt: Trennung von Freizeit, Gesundheit
und Arbeitswelt.

Diese Verbindungen ändern sich gerade ganz mas-
siv mit Auswirkungen auf das Gesundheitswesen,
Auswirkungen auch auf die Ausbildungsland-
schaften. All dies muss man nicht nur in Anträgen
festhalten, sondern das muss mit Programmen
hinterlegt werden. Da haben wir große Herausfor-
derungen vor uns, weil sich die Gesellschaft kom-
plett verändern wird.

Deswegen jetzt meine Fragen an Herrn Patuzzi,
was gerade auch Berufsbilder angeht: Sie haben in
Ihrer Stellungnahme auf die Unterfinanzierung
der Berufsschulen hingewiesen. Wir brauchen zu-
künftig ganz andere Lerninhalte. Wir werden na-
türlich auch ganz andere materielle Voraussetzun-
gen in den Berufsschulen benötigen, um den zu-
künftigen Anforderungen gerecht zu werden. Se-
hen Sie da ein grundsätzliches Finanzierungs-
problem? Würden Sie der Meinung sein, dass an
dieser Stelle eben auch das Kooperationsverbot
ein echtes Problem für die Länder darstellt?

Als zweite Frage: Ich sagte ja schon, dass die Ar-
beitsorganisation umgestellt werden muss, dass
sich das alles verändert. Wie schätzen Sie ein, ob
die Veränderungen, die in der Arbeitswelt in
Richtung Arbeitsmarktforschung, Gesellschaftsfor-
schung und Forschungsauswirkungen auf Be-
schäftigte sattfinden, bei den derzeitigen For-
schungsförderungen beziehungsweise -program-
men ausreichend Berücksichtigung finden?

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Und zum Abschluss dieser Runde,

der Kollege Kai Gehring von BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN.

Abg. Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende, und herzlichen
Dank an unsere Sachverständigen. Als grüne Frak-
tion sind wir der Überzeugung, dass Industrie 4.0
viele Chancen zu Gunsten unserer Gesellschaft be-
inhaltet, es aber dringend einer stärkeren politi-
schen Einbettung, auch forschungspolitischen
Einbettung, bedarf, dass es bessere infrastruktu-
relle Voraussetzungen, zum Beispiel beim Breit-
band, geben muss und dass auch an ganz neue
Zeitarrangements für Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter gedacht werden muss, weil ich glaube, dass
wir nur so einerseits im internationalen Wettbe-
werb bestehen können, und andererseits unsere
Arbeitswelt dann auch wirklich humaner und
nachhaltiger gedacht und gestaltet werden kann.
Wir müssen auch alle Menschen mitnehmen,
auch Geringqualifizierte. Und bei der Forschungs-
förderung, da geht es nicht nur um die Großunter-
nehmen, sondern da muss es zunehmend eben
auch um die KMU gehen.

Beim vorliegenden Antrag der Koalition, finde
ich, ist das Ganze eigentlich ein gutes Beispiel,
dass eine Konzentration auf Schwerpunkte und
eine Bündelung von Kompetenzen notwendig
wäre. Das fand ich auch bemerkenswert, dass das
alle Sachverständigen in ihren schriftlichen Stel-
lungnahmen so deutlich gemacht haben. Uns wäre
besonders wichtig, dass es zu einer Abkehr des
doch sehr vorherrschenden, technikfixierten Dis-
kurses kommt, dass wir bei dem Thema mehr auf
interdisziplinäre Brückenschläge achten und auch
gucken, wie wir Prozesse für soziale Innovationen
in dem ganzen Feld stärker in den Blick nehmen
können.

Ich möchte meine erste Frage an Frau Hellinger
richten, gerade auch nochmal als bildungspoliti-
sches Mitglied im Ausschuss: Wie muss sich Wei-
terbildung für Industrie 4.0 eigentlich ändern, um
An- und Ungelernte und Geringqualifizierte zu er-
reichen, um ihre Arbeitsmarktrisiken auch zu sen-
ken? Und welche Rolle sehen Sie bei dieser Neu-
ausrichtung der Weiterbildung für die BA, aber
auch für das BMBF und BMAS?
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Meine zweite Frage richtet sich an Frau Professor
Pfeiffer: Sie hatten schon angesprochen, dass sich
die Forschungsstrukturen verändern müssen. Wie
müssen sich aus Ihrer Sicht denn die Ausschrei-
bungen und Forschungsprogramme

konkret verändern, um auf die neuen Entwicklun-
gen und Herausforderungen von Industrie 4.0
eben auch adäquater reagieren zu können? Und
vor allem: An welche Akteure sollen sie sich dann
auch verstärkt richten? Also geht es um Universi-
täten, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen,
KMU oder Großindustrie? Da vielleicht nochmal
zu gucken, wer die Adressaten dieser neuen For-
schungsförderformate eigentlich sind.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank an die Berichterstatter. Wir beginnen
jetzt wieder alphabetisch mit allen Sachverständi-
gen, die eine oder mehrere Fragen gestellt bekom-
men haben. Frau Hellinger, Sie beginnen.

Ariane Hellinger (IG Metall):

Vielen Dank. Vielleicht kann ich die beiden Fra-
gen, die an mich gestellt wurden, die betreffen ja
beide Bildung, wenn Sie einverstanden sind, zu-
sammenziehen und das einfach komprimiert be-
antworten und grundlegend vielleicht nochmal
sagen: Was wir sehen ist, dass die Beschäftigten
momentan schlichtweg nicht wissen, was heißt
Industrie 4.0 denn jetzt für mich? Was mache ich
denn jetzt damit mit meinem Berufsprofil, mit
meinen Tätigkeiten, mit meinen Qualifikationen,
wenn das kommt? Das heißt, ich bin zum Beispiel
Verfahrensmechanikerin in der Beschichtungs-
technik, ich mache die Nachlackierung, ich bin im
dritten Ausbildungsjahr. Perspektivisch wird ir-
gendwann vielleicht ein kollaborativer Leichtbau-
roboter Tätigkeiten übernehmen können. Die
Frage, die sich mir stellt, ist: Endet mein Berufs-
bild? Was passiert?

Wir sind der Ansicht, hier muss frühzeitig einfach
nachjustiert werden. Ich glaube, dass das nicht
unbedingt ganz neue Berufsbilder braucht. Mein
Eindruck war jetzt, dass der Produktionstechno-
loge da eigentlich ein gutes Berufsbild ist. Ich
denke aber, wir müssen den Beschäftigten und
auch den Auszubildenden ganz klar mitgeben:

„Das, was Ihr heute lernt, hat Potential“, beispiels-
weise durch Aufstockung von IT-Kompetenz, Pro-
zesswissen.

Das Zweite ist: Wir brauchen flächendeckend ein-
fach diese Weiterbildungsmaßnahmen. Das ist aus
unserer Sicht ein ganz entscheidender Punkt. Und
wir brauchen, aus unserer Sicht, auch in den Un-
ternehmen Qualifizierungsstrategien. Das ist also
ein Punkt, der uns noch sehr wichtig ist.

Damit komme ich zum Punkt, dass das vielleicht
auch ein anderes Bewusstsein in den Unterneh-
men oder ganz generell voraussetzt, was Weiter-
bildung eigentlich sein kann: Berufliche Weiter-
bildung jenseits dessen, was von staatlicher Seite
kommt. Oft erreicht die Weiterbildung diejenigen
nicht, die sie am meisten brauchen. Sie wird oft
als Bonus verstanden. Ich denke, Industrie 4.0
kann auch die Chance sein, sich dem Thema
„Weiterbildung“ nochmal anders zu nähern und
anzuerkennen, dass das integraler Bestandteil der
Stelle ist. Also wir fassen das immer unter den Be-
griff: „Der Arbeitsort muss zum Lernort werden“.
Und das ist, denke ich, auch eine Riesenchance,
um die Sorge der Beschäftigten zu nehmen, die In-
dustrie 4.0 teilweise wirklich als „digitale Welle“
sehen, gerade wenn sie in den Betrieben, bei-
spielsweise über die Betriebsräte, nicht eingebun-
den sind. Insofern ist das nochmal ein entschei-
dender Punkt.

Und zum Punkt „Rolle der BA und speziell An-
und Umgelernte“ war ja noch eine Frage. Das ist
sicherlich die größte Risikogruppe in Industrie
4.0. Hier ist es aus unserer Sicht ganz, ganz wich-
tig, diese Gruppe besonders in den Blick zu neh-
men, von unten nach oben zu qualifizieren, gege-
benenfalls auch Ressourcen der BA aufzustocken.
Wir haben aus unserer Sicht Förderkulissen. Es
gibt das Wegebrauprogramm, da einfach zu
schauen, wie kann hier vielleicht noch Anpassung
an Industrie 4.0 erfolgen.

Zum Thema „BMAS“ bin ich hier vermutlich ein-
fach nicht wirklich die kompetente Sachverstän-
dige, da ich eher für die Forschungsthemen zu-
ständig bin. Ich würde einfach anbieten, im Nach-
gang noch ein Statement zu dem Punkt zu liefern,
wenn das in Ordnung ist.



Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung

18. Wahlperiode Protokoll der 50. Sitzung
vom 2. Dezember 2015

Seite 20 von 43

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Herr Professor Kagermann.

Prof. Dr. Henning Kagermann (acatech):

Ich muss sagen, es war keine leichte Frage. Zu-
nächst einmal zu einer Sache, die anders ist als
bei SAP. Wir haben betriebswirtschaftliche Soft-
ware entwickelt, und die Konkurrenten waren,
wenn Sie so wollen, Betriebswirtschaftsprofesso-
ren und Beratungsunternehmen, weil die anderen
Firmen ihr Knowhow im Prinzip quasi freiwillig
abgegeben haben. Das ist ein ganz wichtiger
Punkt. Damit konnte man das Knowhow sam-
meln. Während es hier heute, ich sage mal, um
Daten geht, und die Firmen zunehmend erkennen,
dass Daten einen Wert haben, einen differenzie-
renden Wert, und sie nicht so leicht bereit sind,
die Daten herzugeben. Das ist der erste Unter-
schied. Von daher gesehen ist die Antwort: Wir
haben Industrie 4.0 damals bewusst auf der Han-
nover-Messe vorgestellt, weil unsere Meinung
war, es ist keine Sache, in der wir erfolgreich sein
können, wenn wir glauben, eine zweite SAP zu
machen, obwohl sich SAP dort sicherlich auch
tummeln wird, sondern es muss, ich sage mal, aus
den starken industriellen Firmen aus Deutschland
kommen. Sie müssen es als ihre Sache begreifen
und vorantreiben, also da kommen wir hin, wenn
Sie an Produktion denken, dann sind das Firmen
wie Siemens, wie Trumpf, wie Festo et cetera, die
das entsprechende IT-Knowhow sammeln müs-
sen. Da wird die Frage sein: Haben wir genug Ta-
lent? Oder in der Mobilität, dort müssen sich die
Automobilfirmen eben, ich sage mal, wie wir es
jetzt gesehen haben, strategisch zusammenschlie-
ßen, um solche Deals, wie hier zum Beispiel mit
den Mappen, zu machen. Das sind die richtigen
Wege. Das heißt, diese Firmen müssen versuchen,
Plattformanbieter zu werden. Damit bietet sich
aus meiner Sicht die Chance, den Mittelstand und
die Start-ups mitzunehmen. Anders wird es aus
meiner Sicht nicht gehen. Das bedeutet, diese Fir-
men sind sich ihrer Verantwortung bewusst, was
es heißt, Plattformanbieter zu sein. Das hat auch
was mit Neutralität zu tun.

Und die zweite Sache ist, dass diese Firmen auf
der anderen Seite auch lernen müssen, ich sage
das mal, Dinge zu übernehmen, die IT-Firmen
schon seit zwanzig, dreißig Jahren machen, also

zum Beispiel Partnerschaften zu pflegen. Einer
unserer Erfolge war natürlich, mit zwei-, dreitau-
send Partnern zu agieren. Und wie hat man die
Partner bei sich gehalten? Durch eine Win-Win-Si-
tuation. Bei jedem Dollar Software, den SAP ver-
kauft hat, hat IBM zum Beispiel gesagt, dann ver-
dienen Sie sieben Dollar. Ja das ist doch toll, da
hast du keine Konkurrenzsituation, sondern hast
Partnerschaften. Man muss hier also auf Augen-
höhe miteinander umgehen und nicht traditionell
denken: „Okay, Du bist Lieferant, und ich sage
Dir, was wir zu tun haben.“ Das sind, glaube ich,
kulturelle Dinge, die da reinkommen müssen.
Aber von daher gesehen, ist es in Deutschland
wichtig, dass wir die Plattformen für Mobilität,
auch der Automobilindustrie, für Produktionen
aus unseren Keyfirmen für Energie, für Gesund-
heit schaffen und dort die Ökosysteme bilden.
Also sonst wird es aus IT heraus aus meiner Sicht
nicht gehen.

Vorsitzende Patricia Lips:

Wir machen weiter mit Herrn Dr. Lütke-Entrup.

Dr. Norbert Lütke-Entrup (Siemens AG):

Die Frage war: Was können wir konkret tun? Las-
sen Sie mich meine Bemerkung von eben viel-
leicht kurz noch einmal präzisieren. Es ist ja nicht
so, dass alle Fabriken in Deutschland jetzt gerade
3.0 sind und wir die demnächst alle auf 4.0 ha-
ben. Nein, sie haben heute auch in Deutschland
noch Fabriken, die man eher bei 2.0 einsortieren
wird, und andere Werke sind, sage ich mal, schon
irgendwo bei 3.X, ohne mich jetzt festlegen zu
wollen.

Das Schöne an Industrie 4.0 ist, dass jetzt alle Fir-
men verstanden haben, ich kann IT nicht nur in
den kaufmännischen Abteilungen oder im Büro
investieren, sondern ich kann IT auch wirklich in
die Werke investieren. Das ist das Schöne. Das
Verständnis ist jetzt auch wirklich nochmal ge-
wachsen. Das vielleicht nicht ganz so Optimale
ist, dass jetzt jeder von dieser Vision hört, dass
sich da irgendwelche Produkte selbständig durch
die Werkshallen schlängeln und die Maschine
selbst entscheidet, was zu tun ist. Das ist sicher-
lich etwas, das kann heute noch keiner anbieten.
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Aber es gibt natürlich Zwischenschritte. Die bes-
sere Verknüpfung von Engineering mit Fertigung
und solche Geschichten, das geht heute schon.
Das ist für mich auch eine Frage der deutschen
Wettbewerbsfähigkeit in der Fertigung, dass wir
uns den auch heute schon existenten Technolo-
gien auch mal stärker widmen.

Jetzt zur Frage: Was kann die Politik jetzt speziell
noch tun? Ich hatte es eingangs gesagt, also vieles
ist bereits angestoßen. Wenn ich insofern zwei,
drei Punkte herausgreifen darf: Beim Datenschutz,
da gilt natürlich das Primat, dass der Schutz der
Persönlichkeit absoluten Vorrang hat. Ich würde
trotzdem gerne noch ein Sekundärziel reindefinie-
ren, und zwar bewusst ein Sekundärziel, was un-
tergeordnet ist, nämlich, dass die Innovation mit
Daten trotzdem auch ein Ziel sein muss, ein un-
tergeordnetes Ziel, aber ein Ziel. Das ist häufig
kein Widerspruch. Man kann Dinge also durchaus
so gestalten, dass wir mit Daten auch mal experi-
mentieren können, ohne gleich eine Einverständ-
niserklärung von irgendwem einholen zu müssen,
aber trotzdem unter Wahrung der Persönlichkeits-
rechte. Das wäre mir ein ganz wichtiger Punkt.

Zweiter Punkt, der geht mehr in die Richtung, wie
arbeiten Wissenschaftler und Wirtschaft zusam-
men? Da ist Deutschland traditionell sehr, sehr
stark. Darum beneiden uns viele Länder. Und das
ist natürlich auch relativ gewachsen. Das ist gar
nicht so sehr von irgendeiner Politik gesponsert
worden, dass wir mit der Industrie in der Univer-
sität eigentlich schon recht hoch vertreten sind.
Das ist die letzten Jahre tendenziell eher schwieri-
ger geworden, weil irgendwie Befürchtungen laut
wurden, dass die Industrie die Universitäten un-
gewöhnlich beeinflusst, weil die Universitäten
aufgefordert sind, jetzt auch selbst wirtschaftlich
aktiv zu werden, Patentportfolien und solche Ge-
schichten aufzubauen. Also es ist alles nicht dra-
matisch, aber es wird tendenziell gerade eher
schwieriger. Das wäre für mich noch ein zweiter
Aspekt, wo ich mir wieder einen kleinen Stoß in
die andere Richtung wünschen würde.

Vorsitzende Patricia Lips:

Dankeschön. Herr Patuzzi.

Mario Patuzzi (Deutscher Gewerkschaftsbund):

Digitalisierung oder dieser Transformationspro-
zess, der wird nicht umsonst sein. Das betrifft
nicht nur die Berufsschulen, die einfach eine stär-
kere finanzielle Ausstattung benötigen, um sich
auf den Stand zu bringen. Da stört das Kooperati-
onsverbot. Deshalb fordern wir auch schon länger,
und nicht nur in Bezug auf Digitalisierung und
Berufsschulen, die Abschaffung des Kooperations-
verbotes. Ich möchte einfach auch darauf verwei-
sen, wir haben bei der Weiterbildungsfinanzie-
rung Riesenlücken, keine gesicherte Finanzierung,
also einen Flickenteppich. Auch da muss man
sich Gedanken machen.

Zweiter Punkt: Reicht das, was wir an Arbeitsfor-
schung haben, aus? Dazu vielleicht erstmal die
Feststellung: Wir haben in den letzten drei, vier,
fünf Jahren erst erlebt, dass dieser Bereich wieder
massiv nach vorne geschoben wurde. Auch zu
Recht, wie wir auch hier festgestellt haben. Es
wurde lange Jahre vernachlässigt, und aus unserer
Sicht ist es wichtig, hier noch mehr darauf zu sat-
teln und das auch zu verstetigen. Was wir da in
den letzten fünfundzwanzig Jahren für einen Ein-
bruch hatten, das hat uns nicht gut getan. Wir
müssen uns das alles erst wieder erarbeiten und
zusammen holen. Was aus unserer Sicht, glaube
ich, wichtig ist, ist, dass Technik, Arbeits- und
Bildungsforschung stärker verzahnt werden, dass
das auch interdisziplinär zukünftig stärker ver-
läuft. Die Erfahrungen, auch aus der Vergangen-
heit, zeigen ja, wenn man das alles immer ge-
trennt macht, führt das dazu, dass die Technikfor-
schung Sachen vorgibt und die Arbeits- und die
Bildungsforschung nur nacharbeiten. Wir brau-
chen hier eine Komplementarität, eine Interdis-
ziplinarität. Die müssen wir hier stärken.

Vorsitzende Patricia Lips:

Frau Professor Pfeiffer.

Prof. Dr. habil. Sabine Pfeiffer
(Universität Hohenheim):

Da kann ich gleich anschließen, weil die Frage an
mich auch in Richtung Forschungsstrukturen über
Ministerien und Referatsgrenzen hinweg ging. Das
steckte, glaube ich, schon in der Antwort von
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Herrn Patuzzi, das kann ich nur bestätigen. Ich
glaube, es sind zwei Sachen, die wir vor allem
brauchen. Das eine ist: In den bestehenden, sehr
anwendungsorientierten Verbundprojekten, die
im Moment ja einen Großteil der Arbeitsforschung
ausmachen, fände ich wichtig, dass bei den Aus-
schreibungen wirklich darauf geachtet wird, dass
tatsächlich eine partizipative Entwicklung einge-
fordert wird. Es ist Beteiligungsorientierung ge-
wollt, es ist sozialpartnerschaftliche Beteiligung
gewollt. Gott sei Dank steht das alles drin, aber ob
sie in den Projekten auch tatsächlich Skizzen
nachweisen müssen, dass sie von Anfang an wirk-
lich partizipativ mit dem Beschäftigten umgegan-
gen sind, das ist aus meiner Sicht sehr häufig
nicht der Fall.

Diese Verbundstrukturen haben ganz viel Positi-
ves, aber sie haben einen Nachteil. Die Betriebe,
die dort mitmachen, die ja im Normalfall feste
Projektpartner sind, sind natürlich, das will ich
jetzt mal so sagen, ein bisschen die Vorzeigebe-
triebe. Es sind im Normalfall Betriebe, in denen es
Betriebsräte gibt, in denen die Welt sozusagen
noch in Ordnung ist, was auch einer der Gründe
ist, dass wir viele negative Auswirkungen, die wir
in den letzten Jahren sahen, haben. Denken wir
nur an die Arbeitsbedingungen bei Amazon oder
an die Werkverträge in der Fleischindustrie, wo
man dann irgendwann merkt, da laufen Sachen in
eine Richtung, die wir eigentlich nicht wollen
können. Die sind nicht über die Arbeitsforschung
ans Licht gekommen, weil man dort ja gar nicht
forschen kann. Nicht in unseren Forschungsstruk-
turen, weil es natürlich auch schwierig wäre, in
diese Betriebe reinzukommen, sondern die „pop-
pen“ dann irgendwann durch gewerkschaftliche
Aktivitäten oder durch journalistische investiga-
tive Aktivitäten auf. Dann ist aber natürlich schon
ganz viel passiert. Das heißt, wir brauchen eigent-
lich Forschungsstrukturen, die auch in der Lage
sind, dass sie sozusagen auch in die etwas dunkle-
ren Ecken unserer Arbeitswelt gucken und be-
leuchten, was da passiert, die frühzeitig in die
neuen Ecken, die entstehen, gucken können. Und
deswegen, glaube ich, brauchen wir ergänzend zur
jetzigen Verbundforschung eine Forschung - frü-
her hatten wir mal sowas, da gab es sozusagen zu
einem Thema ein Programm, und man konnte
sich in verschiedenen anderen Bereichen des
BMBF, die jetzt nicht im expliziten Sinne Arbeits-
forschung sind, die es meines Erachtens immer

noch gibt, laufend bewerben - ,wo man quasi sa-
gen kann, es gibt hier ein neues Thema, das
scheint brisant zu sein, und wo man in kürzeren
Abständen wenigstens mal gucken kann, passiert
da was, was möglicherweise größere Relevanz ha-
ben kann?

Und diese Abschätzung zur größeren Relevanz,
dazu vielleicht noch ein Satz: Wir haben im Mo-
ment eine ziemliche Arbeitsteilung. In der Ver-
bundforschung gucken wir sehr genau, was in den
Betrieben passiert und können sehr genau sehen,
was da gerade an konkretem Wandel passiert. Bei
den großen Arbeitsmarktdaten, die wir vom BiBB
oder vom IAB oder so bekommen, können wir lei-
der nur retrospektiv, relativ allgemein sehen, wel-
che Tendenzen sich über lange Zeiträume ab-
zeichnen. Was wir jetzt aber brauchen, weil wir
jetzt einen dynamischeren Wandel als in den Jah-
ren vorher haben, ist, dass wir den Blick in die
Betriebe sehr schnell mit so einer Abschätzung,
was es eigentlich in der Breite heißt, verbinden.

Ich glaube, Politik, so erlebe ich sie zumindest,
möchte gerne, egal auf welcher Ebene, Antworten
haben. Und eigentlich kann die im Moment nie-
mand seriös liefern, was dazu führt, dass Studien,
die Unternehmensberatungen liefern, die metho-
disch oft überhaupt nicht nachvollziehbar sind,
die natürlich auch in gewisser Weise interessege-
leitet sind, teilweise oft die einzigen Studien sind,
die wir zu neuen Entwicklungen haben. Ich
glaube, Gesellschaft und Politik brauchen unab-
hängige Forschung, die versucht, soweit es ange-
sichts der Dynamik möglich ist, schnell Antwor-
ten und Abschätzungen zu geben, um sie in Poli-
tik und Gesellschaft auch sofort wieder diskussi-
onsfähig zu machen, was das für Beschäftigung,
für Arbeit und so weiter bedeuten könnte. Diese
Strukturen haben wir im Moment eigentlich nicht.
Ich glaube, wir bräuchten da ergänzend zu der
klassischen Arbeitsforschung in Verbundprojek-
ten eine neue Struktur, die die Folgen zum Bei-
spiel für Gesundheit dann sozusagen auch nicht
wieder an ein anderes Ministerium delegiert, dass
dann mit drei Jahren Verspätung irgendwie sagt:
„Was machen wir denn jetzt mit unseren „geburn-
outeten“ Beschäftigten?“
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Vorsitzende Patricia Lips:

Und Professor Sames noch.

Prof. Dr. Gerrit Sames
(Technische Hochschule Mittelhessen):

Ich möchte gerne auf die Frage von Herrn Stefin-
ger antworten. Er hatte die Frage nach einem For-
schungsschwerpunkt für Industrie 4.0 gestellt:
Was könnte man denn noch tun, um den Mittel-
stand dort stärker hineinzubekommen? Also ei-
gentlich geht es um das Thema „Umsetzung“. Wir
haben ja schon viele Dinge entwickelt und er-
forscht. Was den Unternehmen eben fehlt ist: Wie
fange ich denn an? Wie mache ich denn die ersten
Schritte? Wie setze ich denn um? Wenn wir For-
schung jetzt so verstehen, dass etwas völlig Neues
erforscht werden soll, etwas völlig Neues entsteht,
dann ist das eigentlich nicht das, was der Mittel-
stand braucht. Was er eher braucht, ist so eine
Kombination von Vorhandenem. Wie kann ich
denn die vorhandenen Elemente sinnvoll einset-
zen? Wie kann ich denn feststellen, was ich davon
verwenden kann, um meine Geschäftsprozesse zu
verbessern oder meine Geschäftsmodelle weiter-
zuentwickeln? Also wenn wir das schaffen, so
eine Art Anwendungsforschung in den Vorder-
grund zu stellen, dann ist das etwas, was dem
Mittelstand helfen kann, und besonders auch die
Fragestellung: Wie ermittle ich denn, wo die
Dinge, die vorhanden sind, bei mir passen? Wo
kann das denn an meine Prozesse ankoppeln? O-
der wo kann ich denn Dinge nutzen, um meine
Geschäftsmodelle zu erweitern? Da sehe ich noch
große Lücken.

Vielfach lernt der Mittelstand aus meiner Erkennt-
nis heraus an Beispielen. Wenn die also Lösungen
sehen, und wenn sie es mal schaffen, einen Ge-
schäftsführer zu so einer Veranstaltung zu bekom-
men und der sieht was, und da sagt er, das könnte
ich bei uns ja auch mal ausprobieren, dann
kommt man einen Schritt weiter. Und wenn die
ersten Schritte mal getan sind, dann kriegt das si-
cherlich Dynamik.

Ich möchte an der Stelle vielleicht auch nochmal
die Rolle der Fachhochschulen erwähnen. Die
Technische Hochschule Mittelhessen ist ja eine
Fachhochschule. Wir sind mit über 16 000 Studie-
renden die viertgrößte in der Bundesrepublik. Wir

haben so ein bisschen das Problem, dass wir auf
der einen Seite dicht an den Unternehmen dran,
sehr dicht auch an den mittelständischen Unter-
nehmen dran sind, wir haben im Prinzip aber kei-
nen Unterbau, der uns helfen kann, den Unterneh-
men da mehr unter die Arme zu greifen. Das ist so
eine strukturelle Schwäche, die man heute hat.
Wir gelten als sehr forschungsstark an der THM,
aber die Schwierigkeit ist eben nach wie vor: Uns
fehlt so ein bisschen der Unterbau, um das dann
auch als Rolle stärker nutzen zu können.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank an Sie.

Kolleginnen und Kollegen, bei uns sind jetzt zwi-
schenzeitlich sechzehn Wortmeldungen eingegan-
gen. Das macht potenziell 32 Fragen. Das ist ja
gut, das Interesse ist da. Ich würde zur weiteren
Strukturierung vorschlagen, in der Reihenfolge,
wie sie auch von den Fraktionen intern hereinge-
geben wurden, vorzugehen. Dabei handelt es sich
um die Kolleginnen und Kollegen Rupprecht, Spi-
ering, Mutlu, Lenkert, Dr. Kaufmann, Katzmarek,
Dr. Feist, Esken, Gehring, Dr. Hein, Schipanski,
Kaczmarek, Volmering, Dr. Rossmann, Albani und
Dr. Raatz. Ich frage, weil wir das hier vorne ein
bisschen das strukturieren müssen: Gibt es vo-
raussichtlich weitere Wortmeldungen? Das ist
nicht der Fall. Dann machen wir da einen Strich
drunter. Wir versuchen es mal, wenn wir ehrgei-
zig sind, in zwei Runden.

Das Wort hat der Kollege Rupprecht von der
CDU/CSU-Fraktion.

Abg. Albert Rupprecht (CDU/CSU):

Vielen herzlichen Dank. Zunächst bin ich froh,
dass die Statements ein ganzes Stück herausgear-
beitet haben, dass das, was die Bundespolitik
macht, aber auch das, was wir im Antrag fokus-
siert und beschrieben haben und auch die Breite,
die wir dargestellt haben, treffsicher ist. Herr Pro-
fessor Kagermann, Sie hatten gesagt, der Antrag
passt so, der gibt das wieder. Trotzdem wollen wir
heute natürlich den nächsten Schritt dazulernen.
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Ich würde gerne ein Thema vertiefen, das ist
nochmal das Thema „Mittelstand“. Meine Frage
richtet sich an Professor Kagermann und Professor
Sames. Ich bin mir nach all dem, was wir hören
und diskutieren, schlichtweg noch nicht sicher,
was der wirkliche Engpass ist. Herr Professor Sa-
mes, Sie sagen: „Umsetzungshilfe und Umset-
zungsprobleme“. Das ist auch meine Wahrneh-
mung. Der Mittelständler mit 50-200 Mitarbeitern
hat eine andere Struktur als Siemens oder andere
Großindustrie. Und wenn ich die Betriebsbesichti-
gung nicht vergegenwärtige, dann hört man viel
über Industrie 4.0, aber was das für das eigene
Tun heißt, wird eher so evolutionär Punkt für
Punkt, Schritt für Schritt, stückweise erschlossen.
Der große Sprung ist aber nicht zu erkennen. Das
ist zumindest mein Eindruck. Jetzt ist für mich na-
türlich die Frage: Was können wir politisch dazu
beitragen? Das eine ist das, was die Unternehmen
machen müssen, das andere ist aber das, was wir
beitragen können. Und jetzt haben Sie, Professor
Sames, gesagt: „Anwendungsforschung“. Ehrlich
gesagt bin ich mir nicht ganz sicher, ob das Dyna-
mik, Geschwindigkeit oder Volumen der Umset-
zung bei Mittelständlern so wahnsinnig erhöht,
wenn wir da jetzt Forschungsprogramme auflegen.
Sie haben gesagt: „Beispiele“. Okay, das glaube
ich auch. Genau das haben wir gemacht: Land-
karte, Industrie auf dem Hallenboden. Es gibt also
eine ganze Palette an Geschichten, wo wir im
Grunde genommen genau das versuchen hinzu-
kriegen. Da ist die Frage: Fehlt da noch was? Und
darüber hinaus ist die Förderung, Förderpro-
gramm, Förderkulisse schwierig und so weiter.
Trotzdem nochmal an Sie beide die Frage: Was ist
der wirkliche Engpass? Gibt es etwas, wo Sie sa-
gen, wenn wir das aufbohren, kriegen wir auch
wirklich etwas gehoben.

Und zum Zweiten nochmal: Die Förderpro-
gramme. Ich bin mir nicht sicher, ob das der große
Schlüssel ist. Unterstellen wir mal, es ist wirklich
so. Ich möchte trotzdem mal die Frage stellen, wo
das geändert werden soll, weil wir haben beides.
Wir haben sozusagen projektbezogen, also konkret
themenbezogen, engpassbezogen Programme, die
man aufnehmen kann, wir haben aber auf der an-
deren Seite KMU-innovativ, zehn Programme, wo
man sozusagen alles ein Stück weit subsumieren
kann. Trotzdem nun die Frage: Wenn man unter-
stellt, das ist wirklich ein Engpass, wie soll da ein
konkretes Programm aussehen?

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Spiering von der SPD-Fraktion.

Abg. Rainer Spiering (SPD):

Vorab auch gleich als Vorwarnung: Ich komme
hier ja eher als Lobbyist von Berufsschulen.

Vorsitzende Patricia Lips:

Das ist doch gut, das ist doch keine Vorwarnung.

Abg. Rainer Spiering (SPD):

Ich habe Ihnen hier ganz interessiert zugehört. Ich
bin auch ausgesprochen angetan von dem, was Sie
vorgetragen haben. Und mir ist aufgefallen, dass
drei, eigentlich vier von Ihnen zu meiner großen
Freude Berufsschulen in Ihren Fokus genommen
haben. Ich glaube, das haben Sie auch aus gutem
Grund getan. Sie haben angesprochen, dass wir in
der Berufsschulbildung von einem Stand von
siebzehn Prozent auf neun Prozent Lehrer gekom-
men sind. Also ich hatte dramatische Zahlen be-
fürchtet, dass sie so dramatisch sind, habe ich
nicht geahnt. Das heißt, die Befürchtung ist bei
weitem überschritten worden.

Und was die Gefahr des Mittelstandes angeht: Ja,
die Großindustrie wird sich bei 4.0 allemal helfen
können. Der Mittelstand wird Hilfe brauchen, und
es gibt einen Partner für den Mittelstand, und
zwar einen ausgesprochen schlagkräftigen Partner,
das ist die Berufsschule. Ich glaube, die wird im
Zusammenhang mit 4.0 unterschätzt. Das ist ein
klassischer Partner, und bei der gesamten Diskus-
sion „Berufsausbildung“ haben wir uns in den
letzten zwei Jahren immer auf den Arbeitsmarkt
fokussiert. Ja, richtig. Aber die zweite, sehr, sehr
starke Säule, mindestens ebenso starke Säule,
vielleicht in manchen Teilen auch die entschei-
dendere Säule ist die Berufsschule, und darauf ha-
ben wir uns zu wenig fokussiert. Darauf würde ich
jetzt gerne mal meinen Fokus legen. Und zwar mit
folgenden Fragen: Ich habe bei den Kolleginnen
und Kollegen der Gewerkschaften gesehen, dass
sie durchaus schon unterwegs sind, dass sie da-
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rauf hinweisen, dass Berufsschulen in ihrer Sub-
stanz durchaus in Gefahr sind. Dann würde ich
gerne mal eine Bewertung dazu hören, warum Sie
das so sehen und ob Sie das zahlenmäßig belegen
können?

Dann hätte ich eine Frage, ich kann Ihnen nicht
einmal genau sagen, wer -

Vorsitzende Patricia Lips:

Entschuldigung, es würde es erleichtern, wenn
wir wüssten, an wen diese erste Frage ginge.

Abg. Rainer Spiering (SPD):

Die kann ich sowohl an den DGB als auch an die
IG Metall stellen.

Vorsitzende Patricia Lips:

Nein, eine Entscheidung bitte.

Abg. Rainer Spiering (SPD):

Dann an die IG Metall. Oder DGB.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielleicht geht ja die zweite Frage an den zweiten,
dann hätten wir ja wieder den Ausgleich.

Abg. Rainer Spiering (SPD):

Ja, dann vielleicht an Frau Hellinger.

Vorsitzende Patricia Lips:

Genau. Dann geht die erste Frage an Herrn
Patuzzi, und die zweite an Frau Hellinger. Dann
haben wir es doch.

Abg. Rainer Spiering (SPD):

Frau Hellinger, wenn das, was wir vermuten, rich-
tig ist, dann hat die universitäre Forschung, und
wir haben hier ja auch über Forschung gespro-

chen, im Berufsschullehrerbereich früher die Fra-
gen, die Sie hier angesprochen haben, auch die
Querschnittsfragen über universitäre Forschung
im Berufsschullehrerbereich zumindest zum Teil
beantwortet. Finden Sie an den heutigen Universi-
täten auch noch die Partner, die Ihnen die Ant-
wort auf diese Querschnittsaufgabe geben kön-
nen?

Nächste Frage in diesem Kontext -

Vorsitzende Patricia Lips:

Zwei Fragen. Entschuldigung, ich weiß es brennt,
und ja, ich habe es schon die ganze Zeit gemerkt,
aber das sind die Spielregeln.

So, dann käme jetzt der Kollege Mutlu.

Abg. Özcan Mutlu (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Danke, Frau Vorsitzende, auch Ihnen herzlichen
Dank für Ihre Ausführungen. Ich werde jetzt
nichts zu dem „Sammelsurium-Antrag“ der Gro-
ßen Koalition, der fünfzehn Seiten enthält, was sa-
gen, sondern an das anknüpfen, was Kollege Spie-
ring gesagt hat, der als Lobbyist der Berufsschule
gesprochen hat. Und ich möchte hier als Lobbyist
der Bildungspolitik folgende Frage an Sie richten:
Wir wissen ja spätestens seit der ICILS-Studie, die
vergangenes Jahr vorgestellt worden ist, wie es um
unsere Schulen in puncto „Digitale Bildung“
steht, wie es um die Ausbildung und Befähigung
der Lehrkräfte in dieser Frage steht. Und unsere
Annahme, dass die Kinder sehr gut sind, weil sie
ein Smartphone bedienen können oder dass sie
sogar so gut sind, dass sie Lehrkräften zeigen, wie
man im Unterricht Computer einsetzt, diese An-
nahme hat sich als falsch erwiesen. Schüler wie
Lehrkräfte haben einen riesigen Nachholbedarf in
einem der großen Industrieländer. Das ist natür-
lich ein Problem. Und ich behaupte an dieser
Stelle auch, dass keine Industrie 4.0 ohne Bildung
4.0 möglich ist, weil es viel zu spät ist, wenn wir
erst in der Berufsschule und bei der Weiterbil-
dung anfangen umzusteuern. So wichtig das ist,
das müssen wir ohne Frage tun, und ich finde so-
gar, dass in dem Antrag der Großen Koalition
durchaus sehr viele richtige Punkte sind. Aber:
Was, wenn wir nicht schon ein Fundament legen?
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Was, wenn wir nicht schon in der Bildung anfan-
gen? Wie kann das überhaupt gelingen, dass wir
diese Umstellung unserer Industrie hin zur In-
dustrie 4.0 bewerkstelligen, wenn wir nicht recht-
zeitig in die Bildung investieren und die Bildung
auch umstellen? Daher meine Frage an Herrn
Patuzzi und Herrn Professor Dr. Liggesmeyer. Es
ist dieselbe Frage an beide. Was muss sich Ihrer
Auffassung nach in der Bildungspolitik in Bezug
auf Industrie 4.0 ändern, und was muss getan wer-
den, auch wenn das jetzt eine allumfängliche
Frage ist, damit wir nachher eben nicht reparieren
müssen, damit wir diese Wandlung hin zur In-
dustrie 4.0 einfacher gestalten können? Das ist
keine Lösung, das ist kein Allheilmittel, aber zu-
mindest wird es diesen Wandel, diesen Prozess
mehr erleichtern oder beschleunigen, als wenn
wir nicht in der Bildung, in der digitalen Bildung
als eine der großen Herausforderungen der Bil-
dungspolitik die digitale Bildung umsteuern.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Herr Lenkert erneut.

Abg. Ralph Lenkert (DIE LINKE.):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Meine erste Frage
geht an Frau Hellinger. Sie sprechen in Ihrer Stel-
lungnahme ja auch an, dass betriebliche und un-
ternehmerische Mitbestimmung angepasst werden
muss. Da würde mich natürlich interessieren, wel-
che konkreten Maßnahmen Sie da im Auge haben,
sowohl tarifvertraglich, aber eben auch gesetzge-
berisch, wie man im Prinzip auf die Herausforde-
rung reagieren muss, um der gewandelten Arbeits-
welt im Prinzip auch ein entsprechendes Tarifver-
tragsrecht daneben zu stellen?

Und in ähnlicher Form eine Frage an Herrn
Patuzzi. Wir brauchen natürlich auch eine Ver-
waltung, die sich verwandelt und die den neuen
Anforderungen gerecht wird. Und da ist natürlich
auch gleich die Frage: Wie sieht es denn dort auch
mit den Mitbestimmungsrechten, was Personal-
vertretungen angeht, aus? Inwieweit ist denn da
ein Wandel feststellbar, dass man den neuen An-
forderungen auch tarifvertraglich gerecht wird
und da neue Wege geht?

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Dr. Kaufmann von der CDU/CSU-
Fraktion.

Abg. Dr. Stefan Kaufmann (CDU/CSU):

Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende. Ich habe zwei
Fragen an Herrn Professor Liggesmeyer. Zum ei-
nen geht es um das Thema „Datensicherheit“, das
ist ein wichtiges Thema sowohl im Antrag, als
auch in Ihren Stellungnahmen gewesen. Die
Fraunhofer-Gesellschaft hat ja nun gemeinsam mit
anderen Partnern das Projekt „Industrial Data
Space“ auf den Weg gebracht, und da habe ich
gestern in Brüssel erfahren, dass Sie Bestrebungen
haben, dieses Projekt auch zu europäisieren. Da
würde mich zum einen interessieren, wie das ge-
nau aussieht, wo Sie Unterstützungen von uns ge-
brauchen können, und ob Sie auch den Support
von der Industrieplattform 4.0 bekommen?

Die zweite Frage betrifft das Thema „Cyber Physi-
cal Systems“. Da sind Sie mit vielen BMBF-För-
dervorhaben ja auch als Fraunhofer, auch Sie per-
sönlich, beteiligt. Sie haben auch das Thema
„Wettbewerb mit den USA“ angesprochen. Jetzt
weiß ich, dass Sie im Januar in die deutsche Bot-
schaft nach Washington zu einem bilateralen
Workshop zu diesem Thema eingeladen sind.
Können Sie heute vielleicht schon verraten, wie
der Stand der Forschungsarbeiten zwischen
Deutschland und USA ist, und wie auch der
Stand der Umsetzung in diesem wichtigen Be-
reich ist? Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Die Kollegin Katzmarek der SPD-Fraktion.

Abg. Gabriele Katzmarek (SPD):

Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende. Meine sehr
geehrten Damen und Herren, ich finde, und das
möchte ich als stellvertretendes Mitglied dieses
Ausschusses sagen, ich finde das sehr gut, dass es
heute zu dieser Anhörung kommt. Insbesondere
ist es ja auch ein Stück ein Ergebnis der vielen po-
sitiven Rückmeldungen zu dem Antrag, den wir
gemeinsam als Koalitionspartner eingebracht ha-
ben, der nochmal explizit Maßnahmen aufführt,



Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung

18. Wahlperiode Protokoll der 50. Sitzung
vom 2. Dezember 2015

Seite 27 von 43

die ja schon stattfinden, aber auch deutlich macht,
wo denn noch weitere Herausforderungen liegen.
Dass der dann natürlich etwas größer ist, hat da-
mit zu tun, dass wir ja feststellen müssen, dass die
Herausforderungen sehr groß sind, und dass es in
diesem, ich sage mal „Rennen“, um die Frage „Ge-
winnen wir Industrie 4.0?“ viele Akteure gibt.

Ich hätte in diesem Zusammenhang deshalb noch-
mal zwei Fragen. Jetzt weiß ich, das Thema „Bil-
dung“ ist von den Fragestellern natürlich schon
angesprochen worden. Ich möchte trotzdem noch-
mal nachfragen, und das wäre eine Frage an Frau
Hellinger, denn wir wissen, und alle anderen ha-
ben das ja auch gesagt, dass Industrie 4.0 gelingen
wird, wenn wir damit die Zusammenhänge, Her-
ausforderungen der Bildungspolitik meistern.
Auch wenn wir noch nicht ganz genau wissen, in
welche Richtung das geht. So habe ich das zumin-
dest auch bei Ihnen rausgehört. Wir wissen aber,
Veränderungen, Anpassungen, Verbesserungen in
der Politik, in der Bildungspolitik sind notwen-
dig, und es wurde gerade ja auch gesagt, es ist
Ländersache. Sie haben da jetzt ja sicherlich einen
Überblick, da ist meine Frage: Können denn alle
Länder mit der Frage der technologischen Verän-
derung Schritt halten? Ich sage mal, es gibt ein
Beispiel: Baden-Württemberg hat jetzt Lernfabri-
ken, also das heißt, Berufsschulen werden mit
über sechs Millionen Euro gefördert. Jetzt weiß
ich, andere Bundesländer können das nicht. Ha-
ben Sie eine Idee, wie wir damit dann in der Situ-
ation umgehen können, weil das nutzt ja nichts,
wenn wir hier über Bildung reden und dann fest-
stellen müssen, es ist Ländersache. Haben Sie da-
für eine Lösung? Das wäre das Erste.

Und das Zweite, da würde ich Herrn Professor
Liggesmeyer nochmal bitten, etwas zu sagen. Und
zwar wurde das hier schon angesprochen, die
Frage „Kleine und mittelständische Unterneh-
men“. Das eine ist sicherlich, dass es gerade für
die Unternehmen wichtig ist, dass es junge Leute,
die entsprechende Qualifikationen haben, gibt.
Aber ein weiterer wesentlicher Punkt ist natür-
lich: Wie können wir den Wissenstransfer zu klei-
nen und mittelständischen Unternehmen besser
organisieren? Wie kann er besser unterstützt wer-
den? Und wo sehen Sie da unsere Aufgabe oder
wo sagen Sie, fehlt noch etwas, das müssen Sie als
Bund liefern? Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Und ich nehme in dieser Runde noch zwei Abge-
ordnete hinzu.

Der Kollege Dr. Feist von der CDU/CSU-Fraktion

Abg. Dr. Thomas Feist (CDU/CSU):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ich habe eine
Frage an Professor Kagermann. Nun ist hier ja oft
gesagt worden, wie schlimm das mit dem Koope-
rationsverbot ist. Ich bin mir nicht ganz sicher, ob
das die einzige Lösung wäre, denn wenn man sich
mal die Behandlung der Berufsschulen durch die
Kultusministerien in den Ländern anschaut, dann
ist es so, dass die aus meiner Sicht nicht unbe-
dingt im Fokus stehen. Wo wir aber Zugriff haben,
das ist ja beispielsweise bei Programmen für die
Lehrerbildung. Wenn man sich bei dem Programm
„Exzellenzinitiative Lehrerbildung“ mal anschaut,
wie viele Berufsschulen sich dort beworben ha-
ben, das ist marginal. Nun wäre für mich die
Frage: Wie kann man das „pushen“ oder brauchen
wir in diesem Bereich mehr? Weil die Notwendig-
keit, die haben wir, denke ich, alle erkannt. Also
was wäre Ihr Vorschlag, um in diesem Bereich
noch etwas stärker initiativ zu werden?

Und ich habe eine Frage an Herrn Dr. Lütke-Ent-
rup. Sie haben in Ihrem Unternehmen ja auch
eine ganze Bandbreite von Ausbildungsberufen,
die sich sowohl an diejenigen richten, die schwä-
cher sind, aber natürlich auch an die, die Abitur
haben, die einen akademischen Hintergrund ha-
ben. Es ist oft über die Weiterbildung gesprochen
worden. Wie organisieren Sie das denn in Ihrem
Unternehmen? Machen Sie vor dem Hintergrund
Industrie 4.0 spezifische Angebote, oder machen
Sie Weiterbildungen, die sich beispielsweise an
Teams richten? Und was bedeutet das dann auch
für die Berufsbilder? Wir evaluieren gerade das
Berufsbildungsgesetz, was wären Ihre Anregungen
dafür? Vielen Dank.

Vorsitzende Patricia Lips:

Und zum Abschluss dieser Runde, die Kollegin
Esken von der SPD-Fraktion.
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Abg. Saskia Esken (SPD):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Zwei Fragen hätte
ich. Die eine richtet sich an Herrn Professor Ka-
germann. Herr Kagermann, Sie hatten in einem
Nebensatz die Netzneutralität angesprochen. Ich
hätte gerne von Ihnen gewusst, Sie hatten gesagt,
wir werden Spezialdienste für garantierte Ant-
wortzeiten brauchen, da hätte ich gerne konkrete
Beispiele, wozu wir die in der Industrie denn tat-
sächlich brauchen? Denn ich habe immer wieder
gehört, dass das auch erklärt werden muss?

Die zweite Frage richtet sich an Herrn Professor
Liggesmeyer. Herr Professor Liggesmeyer, Sie hat-
ten gesagt, wir hätten Kompetenzen und könnten
Standards in der Vernetzung und im IT-Enginee-
ring setzen. Insgesamt haben wir auch noch gute
Kompetenzen bei Datenschutz und IT-Sicherheit,
bei Technik, bei Architektur und auch bei den IT-
Sicherheitsverfahren. Wie stärken wir die Ausbil-
dung von Fachkräften? Da herrscht auf dem Ar-
beitsmarkt heute schon ein signifikanter Mangel.
Und vor allem: Sind auch die Informatik-Studien-
gänge hinreichend auf diese Themen fokussiert o-
der was können wir tun, um die Themen zu stär-
ken? Mein Eindruck ist, es fehlt. Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Dann treten wir jetzt in die Antwortrunde ein. Ge-
gebenenfalls hat sich bei den Fragen auch der ein
oder andere Synergieeffekt ergeben. Wenn man
also Antworten zusammenfassen kann, dann ist
das durchaus willkommen.

Frau Hellinger, Sie beginnen wieder.

Ariane Hellinger (IG Metall):

Genau, und die erste Frage war ja, ob die Berufs-
schulen, wenn ich es richtig verstanden habe, adä-
quate Partner an den Universitäten haben, um die
Querschnittsthemen zu bearbeiten? Ich denke, ein
Stück weit ist es wahrscheinlich so ein bisschen
eine grundsätzliche Frage bei Industrie 4.0: Sind
sozusagen die Nichttechniker mit im Diskurs?
Also mein Eindruck ist, dass das ganze Thema IT-
Kenntnisse oder zumindest ein Verständnis für
die technischen Themen, die in Industrie 4.0 dis-
kutiert werden, einfach ein Stück weit voraus-

setzt. Ich glaube, so lange diese Lücke nicht wirk-
lich geschlossen wird, wird es da auch schwer,
diese Querschnittsthemen zu bearbeiten, den
Transfer herzustellen. Ich denke, zum Thema „Be-
rufsschulen“ wird dann vielleicht auch mein Kol-
lege Herr Patuzzi noch zwei Sätze sagen.

Die zweite Frage war ja, ich spitze es mal zu: Gibt
es Mitbestimmungen 4.0? Das ist für uns als IG
Metall natürlich das ganz zentrale Thema. Was
ändert sich durch die Industrie 4.0 auch für die
Mitbestimmungsfragen, wenn wir an die Themen
„Virtuelle Mitbestimmung“, „Firmenübergreifen-
der Datenaustausch“, „Vernetzungsthemen“ den-
ken. Die IT-Kompetenz für die Betriebsräte wird
unheimlich steigen, biometrische Datenerfassung
wird vielleicht möglich sein, wir können Bewe-
gungsprofile erstellen. Das sind für uns die ganz
zentralen Themen, und damit befassen wir uns
aktuell auch intern. Und ich gehe mal davon aus,
dass wir da in den nächsten Monaten wirklich
konkrete Forderungen auf den Tisch legen kön-
nen.

Die dritte Frage: Können alle Länder mit der Frage
Schritt halten? Und: Was kann der Bund tun?
Also ich kann nur nochmal den Eingangspunkt
wiederholen: Wir denken, es braucht auch wirk-
lich Initiativen auf beruflicher Ebene, vor allem
zur Qualifizierung und Weiterbildung. Wir den-
ken, der Bund muss sich da engagieren, vielleicht
die Synergieeffekte aus den Ländern bündeln. Wir
sehen da auch, dass einige Länder in dem Bereich
ganz weit aktiv sind, aber das wäre in jedem Fall
auch unser zentrales Anliegen. Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Herr Professor Kagermann.

Prof. Dr. Henning Kagermann (acatech):

Mittelstand - Es gibt sicherlich nicht das Patentre-
zept, sonst hätte man es ja gezogen. Ich sehe drei
Dinge: Erstens, ich glaube, dass die neu formierte
Plattform Industrie 4.0 hier schon einiges erreicht
hat, und man sollte sie auch weiter fördern. Wenn
man sich die Statistiken anguckt, ist die Akzep-
tanz im Mittelstand gestiegen. Das können Sie
sich bei denen mal angucken, das sieht ganz gut
aus. Der Bekanntheitsgrad ist also erhöht. Ich
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halte das mit der Landkarte für gut, das sollte man
ausbauen, auch das mit den Living Labs. Das sind
alles Dinge, die gut sind, und die man einfach för-
dern, ausbauen, und noch breiter machen sollte.

Der zweite Punkt ist: Ich glaube, man könnte, ich
hatte das ja erwähnt, nochmal überlegen. Wir ha-
ben ja nun immerhin fünfzehn Spitzencluster, die
sich sehr gut bewährt haben. Ich bin des Lobes
voll darüber. Ich habe mich immer gewundert,
warum wir nicht für, ich sage mal, industriepoli-
tisch wichtige Themen mal das Thema festsetzen
und das Instrument anwenden. Damals hat man
gesagt, es ist egal, welches Thema. Nun wäre mal
überlegenswert, man hat ein tolles Instrument,
warum setzt man nicht mal ein Thema fest und
lässt mal gucken, wo die besten Kompetenzcenter
dafür sind.

Der dritte Punkt: Jetzt mache ich auch ein Lob-
bying für das, was wir tun. Wir versuchen bei aca-
tech, ich sage mal, Mobilisierung über einen
MOOC - Massive Open Online Courses - mit etwa
vierzig bis fünfzig Teilnehmern hinzukriegen; je
fünfzehn Minuten, wird auf der Hannover Messe
ausgestrahlt, richtet sich besonders an Mittel-
ständler. Ich glaube, hier ist auch jeder irgendwo
aufgefordert, etwas zu tun, was er meint, was gut
ist. Und da sind übrigens auch Gewerkschaften,
also auch Betriebsräte und so weiter dabei, nicht
nur Techniker, nicht nur Wirtschaft.

Zu den Berufsschulen: Es ist ganz schwierig. Es
wird ja dauernd darüber gejammert. Ich habe mir
das auch drei Stunden lang angehört. Und letzt-
endlich läuft das immer wieder auf dasselbe hin-
aus, auf ein altes Thema: Die nicht in der Gesell-
schaft verankerte Gleichwertigkeit von akademi-
scher und beruflicher Bildung. Das können wir
nun mal Jahrzehnte bejammern, das ist ein Fakt,
und das werden wir nicht kurz umdrehen. Es gäbe
aus meiner Sicht zwei Möglichkeiten: Das eine ist,
auch dafür haben wir keine Lobby, wir verlangen
seit langem Technikunterricht an Schulen. Tech-
nik ist Gestalten, es ist etwas ganz anderes als Ma-
thematik und Informatik. Das muss man einfach
wissen. Das wird nicht gemacht. Von daher gese-
hen geht das jedenfalls in einigen Ländern natür-
lich auch an Berufsschulen weiter. Und das
Zweite ist, aber da weiß ich, da haben mich alle
Kollegen vom Sockel geholt, ich sage es trotzdem,
Attraktivität hat auch mit Bezahlung zu tun. Dar-
über sollte man mal nachdenken.

Dann kommt „Netzneutralität“. Es ist einfach so,
oft sind es gar nicht Dinge, ich sage mal, zwischen
Menschen. Man denkt immer, jemand geht ins In-
ternet und will eine Abfrage haben, und warum
soll das nicht für alle Menschen gleich sein? Da
bin ich derselben Meinung. Nur durch das Inter-
net der Dinge kommt es ja auch zur Kommunika-
tion zwischen Objekten, zwischen Maschinen,
zwischen Autos. Und die sind oft sicherheitsrele-
vant. Es heißt ja gerade, dass wir, wenn wir auto-
matisierten Straßenverkehr haben wollen, Unfälle
eben vermeiden wollen. Und da muss die Übertra-
gung in Millisekunden oder kürzer erfolgen.
Wenn Sie das nicht garantieren können, dann
nehmen Sie in Kauf, dass eben, ich sage mal, einer
von hundert Fällen nicht rüberkommt, und damit
bei einem von hundert Unfällen eben der Unfall
passiert. Und das sollten wir nicht tun. Man sollte
sich die Dienste also ganz genau angucken. Man
kann übrigens auch, ich sage mal, mit einem neut-
ralen Gremium sagen, ob wir die durchlassen oder
nicht, ob die diskriminierend sind oder nicht. Ich
bin da völlig offen, aber man sollte sich das genau
angucken, eine bestimmte Kategorie von diesen
Diensten, ich sage mal, anders behandeln, den
Rest aber natürlich diskriminierungsfrei anbieten,
keine Frage.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Professor Liggesmeyer.

Prof. Dr.-Ing. Peter Liggesmeyer
(Fraunhofer-Institut für Experimentelles Software
Engineering):

Es waren in meine Richtung ja einige Fragen zur
Bildung. Zunächst mal zum Thema: „Wie müsste
sich die Bildungspolitik generell ändern, um die
Bevölkerung für Industrie 4.0 fit zu machen?“ Ich
glaube, die ganz platte Antwort darauf ist: Früher
mit Bildung beginnen. Also wir fangen mit Infor-
matikbildung aktuell einfach viel zu heterogen
und in einem viel zu spätem Alter an. Die Gesell-
schaft für Informatik, für die ich ja unter anderem
auch spreche, fordert seit langem möglichst bun-
deseinheitlich ein Schulfach Informatik, wenn es
sich machen lässt ab der Sekundarstufe I. Mir ist
klar, dass das schwierig ist. Ich gehe ein Stück
darüber hinaus, ich fordere das seit vielen Jahren
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ab der Grundschule, und in England zum Beispiel
hat man das auch eingesehen und umgesetzt. Also
mit anderen Worten: Ich glaube, da gibt es einen
relativ klaren Weg. Übrigens sollte das Fach Infor-
matik heißen, nicht Medientechnik. Es sollte auch
keine Bedienkompetenz vermitteln. Das, was die
Jugendlichen als IT-Kompetenz wahrnehmen, ist
die Fähigkeit, irgendein Smartphone zu bedienen.
Das heißt aber noch lange nicht, dass derjenige,
der es bedient, auch weiß, wie es funktioniert.
Und genau darum geht es, letztlich das Verständ-
nis in der Tiefe zu realisieren.

Ich bleibe vielleicht mal bei den Bildungsfragen,
weil die sich in einem Durchlauf vielleicht am
leichtesten zusammen abwickeln lassen. Das
Thema „IT-Engineering“/Kompetenz im Bereich
Datenschutz und IT-Sicherheit“, die ich in mei-
nem Eingangsstatement kurz erwähnt habe: Ich
sehe das in Deutschland tatsächlich als eine
Stärke. Wir haben in Forschungsbereichen an die-
ser Stelle durchaus Kompetenzen. Wir haben sehr
sichtbare Forschungseinrichtungen, die sich mit
IT-Sicherheit befassen. In Industrie 4.0 muss es
aber weiter gehen. Es geht auch um Funktionssi-
cherheit. Das heißt, so, wie heute PCs angegriffen
werden können, können in Zukunft Industrieanla-
gen angegriffen werden. Und dann haben Sie di-
rekt ein anderes sicherheitsrelevantes Problem,
nämlich ein sehr viel größeres. Da werden dann
nicht nur Daten gestohlen, sondern Anlagen wer-
den möglicherweise unsicher. Denken Sie nur an
das Smart Grid, wo große Energiemengen gehand-
habt werden. Wenn das jemand in schädlicher
Absicht hackt, dann ist das natürlich gefährlich.
An der Stelle ist Forschung zu leisten, aber natür-
lich auch ein Bildungskanon zu erstellen, den wir
im Moment in dieser Form noch nicht haben. Es
ist völlig klar, dass diese neuen Herausforderun-
gen für die akademische Ausbildung einiges an
Lehrinhalten hergeben. Die Frage ist: Was wird
dafür herausgestrichen? Sie können ja nicht belie-
big interdisziplinär werden und Lehrinhalte nach-
schieben, ohne andere Dinge herausfallen zu las-
sen, und das ist eine Frage, die meines Erachtens
noch weitgehend unbeantwortet ist. Es gibt viele
Versuche an Universitäten, interdisziplinäre Stu-
diengänge anzubieten. Es ist dann aber immer der
Widerspruch zwischen Breite und Tiefe zu klären,
und wir brauchen natürlich auch tiefe Studien-
gänge.

Zum Thema „Wie kann das an kleine und mittel-
ständische Unternehmen vermittelt werden?“: Zu-
nächst einmal möchte ich ein bisschen dem Ein-
druck, der sich hier in der Diskussion vielleicht
aufdrängt, KMU seien in gewisser Weise die Sor-
genkinder in Industrie 4.0, vorbeugen. Ich kenne
sehr viele kleine Unternehmen und Mittelständ-
ler, die in ihrem Bereich absolut führend sind und
deswegen eigentlich ein sehr gutes Standing ha-
ben, was im Grunde genommen auch eine Teilant-
wort auf die Frage nach SAP für Industrie 4.0 ist.
Die Situation ist tatsächlich anders. Die Kompe-
tenz in Industrie 4.0 ist auf relativ viele Firmen
verteilt. Ich denke, dass diese Unternehmen auch
im Bereich der Bildung eben spezifisch zuge-
schnittene Pakete benötigen. Da gibt es Ansätze.
Die Fraunhofer-Gesellschaft hat sich das zum Bei-
spiel über ihre starke Anwendungsorientierung
explizit auf die Flagge geschrieben, und meines
Wissens funktioniert es dort auch sehr gut.

Zum Thema „Datensicherheit“/„Industrial Data
Space“ ist nach der Europäisierung gefragt wor-
den. Ich bin jetzt nicht derjenige in der Fraun-
hofer-Gesellschaft, der das IDS-Thema vorantreibt.
Wir sind mit meinem Institut nur in gewissem
Rahmen daran beteiligt. Die Motivation einer Eu-
ropäisierung ist normalerweise immer, dass ihnen
deutsche Standards allein wenig nützen, wenn sie
ein global agierendes Unternehmen sind. Man
muss also mindestens europäische Standardisie-
rungen, eventuell sogar darüber hinausgehende
Standards, erreichen, damit ein Standard eben ein
solcher ist. Und IDS ist ja wirklich als ein Stan-
dard für das Handhaben von Daten im industriel-
len Bereich gedacht.

Die letzte Frage betraf den für Januar geplanten
Workshop in Washington. Das ist in der Tat so,
dass wir gemeinsam mit der National Science
Foundation in Washington, gesteuert über die
Deutsche Botschaft, einen Workshop vorbereiten,
der letztlich das Ziel hat, amerikanische IT-Kom-
petenz mit deutscher Engineering-Kompetenz zu-
sammenzubringen, um genau diese Schnittstelle
zwischen IT und Technologie, über die wir in In-
dustrie 4.0 ständig reden, letztlich zu bedienen.
Ziel kann es beispielsweise sein, gemeinsame För-
derprogramme, sowohl von amerikanischer wie
von deutscher Seite finanziert, zumindest fachlich
vorzubereiten. Aktuell ist es so, dass wir eben
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etwa fünfzig Prozent der Teilnehmer von amerika-
nischer Seite, Wirtschaft und Wissenschaft, einla-
den, weitere fünfzig Prozent von deutscher Seite.
Es wird dann wohl nachgeordnet noch eine Ver-
anstaltung in einem Ausschuss des amerikani-
schen Senats

geben. Stattfinden wird das ganze am 19./20. Ja-
nuar. Vielen Dank.

Vorsitzende Patricia Lips:

Wir haben zu danken. Herr Dr. Lütke-Entrup.

Dr. Norbert Lütke-Entrup (Siemens AG):

Die Frage an mich war ja, wie wir unsere innerbe-
triebliche Fort- und Weiterbildung organisieren.
Zunächst mal: Was ist die Herausforderung? Das
wurde schon vielfach gesagt: Im Grunde ist es ein
Vermischen von ehemals traditionell getrennten
Kompetenzen. Also der Mensch, der früher eine
Maschine auf der Hardware-Seite verstanden hat
und wusste, wo man sie ölen musste, damit sie
wieder lief, muss jetzt eben auch den Software-
Code auf dieser Maschine zumindest irgendwie
ansatzweise durchdrungen haben. Das sind Pro-
file, die kriegt man jetzt nicht einfach von der
Universität, das muss man sich dann auch ir-
gendwo aufbauen. Das geht eigentlich auch nur,
und das beobachte ich vielfach bei uns, dass wir
die Leute, die wir schulen, dann auch durch ver-
schiedene Stationen schleusen, dass wir nicht
mehr sagen: „Du bist jetzt mit dem Fertigungs-
stempel gestempelt fürs Leben, sondern Du fängst
mal hier an und machst mal da weiter und sam-
melst Dir auf diese Art ein Profil, mit dem Du
dann ein bisschen übergreifender einsetzbar bist.“

Ein bisschen strukturierter haben wir natürlich
auch Trainingsangebote. Das ist entlang unserer
Prozesse organisiert. Also wenn Sie im Vertrieb
sind, können Sie sich fortbilden, wenn Sie in der
Fertigung sind, können Sie sich auch fortbilden.
Das sind Kurse, die können Sie buchen, das ist
manchmal auch als Entwicklungsmaßnahme ver-
einbart, erfolgt manchmal aber auch einfach auf
freiwilliger Basis. Und da prägen wir natürlich
schon die digitalen Inhalte immer stärker rein.
Nach vorne geschaut ist es aber auch so, dass wir
in den universitären Bildungsprozessen natürlich

kleinere Revolutionen beobachten. Stichwort:
„Massive Open Online Courses“. Und dann müs-
sen wir als Unternehmen natürlich auch nachden-
ken: Ist das etwas, was wir mit unseren eigenen
Bemühungen ignorieren wollen, oder ist das et-
was, was wir uns auch abschauen können? Da
sehe ich gerade erste Versuche und bin als Vertre-
ter der Siemens-Forschung auch persönlich ge-
spannt, wie es weitergeht.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Patuzzi.

Mario Patuzzi (Deutscher Gewerkschaftsbund):

Ich fange mal mit der Frage an, was insgesamt im
Bereich der Bildung getan werden müsste, um den
Wandel zu erleichtern und versuche, es knapp zu
machen. Ich glaube, wir brauchen eine mittel- bis
langfristige Bildungsstrategie, die sehr viel ge-
nauer darauf guckt, das Bildung und Qualifizie-
rung nicht nur Kenntnisse und Wissen vermittelt,
sondern eben auch personale Kompetenzen, damit
die Menschen in ihrem jeweiligen Kontext auch
handlungsfähig sind. Das erfordert aus unserer
Sicht beispielsweise - nur ein paar Stichpunkte -
die Umsetzung einer Ausbildungsgarantie, damit
junge Menschen die Möglichkeit haben, eine be-
rufliche Erstausbildung zu machen. Das erfordert
auch, Licht in diese Vielzahl von Studiengänge zu
bringen und diese ein Stück weit zu lichten, Wei-
terbildungsfinanzierung abzusichern und vor al-
lem auch bessere Arbeitsbedingungen für die Be-
schäftigten im Bildungsbereich zu schaffen.

Damit wäre ich bei der zweiten Frage, ob die Be-
rufsschule in ihrer Substanz gefährdet ist. Dazu
gibt es unterschiedliche Meinungen, das kann
man so oder so sehen. Aber wir sollten die Ent-
wicklung zumindest nicht so weit kommen las-
sen, dass die Berufsschulen tatsächlich in ihrer
Substanz gefährdet sind. Auf der einen Seite wis-
sen wir, dass Auszubildende, also Berufsschüler
und Berufsschülerinnen, mit den Berufsschulen
selbst weniger zufrieden sind als mit ihrer betrieb-
lichen Ausbildung. Das hat Gründe, die wir bei-
spielsweise im Ausbildungsreport der DGB-Ju-
gend aus dem Jahr 2012, glaube ich, nochmal sehr
anschaulich dargestellt haben. Das betraf zum ei-
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nen die technische Ausstattung, aber auch die Ge-
bäudesubstanz. Wir wissen aber auch, es ist von
Bundesland zu Bundesland verschieden, teilweise
auch, wenn ich an Bayern denke, zwischen den
verschiedenen Landkreisen, ob gewerbliche oder
kaufmännische Berufsschule. Wir dürfen auch die
Berufsfachschulen nicht vergessen. Ich glaube,
wir haben insgesamt ein Bild, dass hier eine gerin-
gere Ausbildungszufriedenheit da ist und dass wir
auch ein Problem bei der Sicherung des Lehrkräf-
tenachwuchses haben. Der liegt zum einen, glaube
ich, an der Bezahlung, zum anderen liegt er natür-
lich auch daran, dass die Ausbildungswege oder
der Weg, Berufsschullehrer oder Berufsschullehre-
rin zu werden, bei jungen Menschen insgesamt
nicht mehr als besonders attraktiv angesehen
wird. Da müssen wir was tun. Und sofern Sie hier
als entscheidendes Gremium nicht vorschlagen
würden, die Verfassung zu ändern, würden wir
Ihnen auch ein Stück weit nahelegen, tatsächlich
auch mit den Bundesländern und auch anderen
Partnern, den Sozialpartnern beispielsweise, zu
überlegen, wie man einen Berufsschulpakt
schmieden kann, um die Berufsschulen hier nach
vorne zu bringen.

Letzter Punkt: Braucht es auch einen Wandel der
Mitbestimmung im Öffentlichen Dienst? Es würde
uns sehr freuen. Die Mitbestimmungsrechte im
Öffentlichen Dienst sind nicht so ausgeprägt wie
im Betriebsverfassungsgesetz. Wir würden gerne
sozusagen eine Gleichstellung bevorzugen. Vor al-
lem auch aus dem Grund, Mitbestimmung ist ein
Innovationstreiber, Mitbestimmung nimmt Be-
schäftigte mit. Das würde auch dem Öffentlichen
Dienst gut tun.

Vorsitzende Patricia Lips:

Es wäre schön, wenn der Ausschuss für Bildung,
Forschung und Technikfolgenabschätzung in sei-
ner Güte und Allmacht die Verfassung ändern
könnte. Das kann er nicht. Das kann noch nicht
mal der Bundestag alleine. Es gehören immer
noch sechzehn in innigster Verbundenheit zuge-
hörige Bundesländer dazu, und das macht die Sa-
che so spannend.

Zum Abschluss dieser Runde war noch eine Frage
an Professor Sames.

Prof. Dr. Gerrit Sames
(Technische Hochschule Mittelhessen):

Die Frage war von Herrn Rupprecht. Zunächst
einmal freut es mich, dass wir die gleiche Wahr-
nehmung haben, nämlich dass wir ein Umset-
zungsproblem in den Unternehmen, besonders im
Mittelstand, haben. Wobei Sie sagen, das schritt-
weise Vorgehen wäre ein bisschen problematisch.
Ich denke eher, eine schrittweise Umsetzung finde
ich gut. Das hat einen evolutionären Charakter
und ist dann meistens auch nachhaltiger. Also ei-
nen großen Sprung zu erwarten, halte ich für
schwieriger.

Wenn ich auf Ihre Frage jetzt so eine fertige Ant-
wort im Koffer hätte, hätte ich vielleicht so ein
Konzept mitgebracht. Es ist also ein bisschen
schwierig. Ich möchte aber mal sagen, in dem An-
trag, der hier vorliegt, ist unter der römischen
Zahl II dieses „go-Inno“ aufgeführt, das ist der
Punkt 19. Den finde ich ziemlich zielführend,
weil Sie damit sagen, besonders kleine und mitt-
lere Unternehmen bei der Produkt- und Prozessin-
novation über Beratungsgutscheine zielgenau zu
unterstützen. Ich kannte das noch nicht mal. Das
ist das Erste. Warum kennt man das eigentlich
nicht? Es wäre schön, wenn man irgendwie eine
unscharfe Anfrage, so wie bei Google, einsetzen
könnte und dann auf so ein Programm geleitet
würde. Das wäre toll. Was ich aber lernen musste,
ist, dass es schon geschlossen ist. Das ist ein biss-
chen schade.

Wir haben meines Erachtens genau zwei Punkte
zu schaffen. Zum einen: Wir müssen die Ge-
schäftsführung bei mittelständischen Unterneh-
men sensibilisieren. Es ist bei mittelständischen
Unternehmen ja eben so, dass die dann, wenn sie
es mal verstanden haben, nicht erst hundert
Powerpoints machen müssen, um eine Entschei-
dung zu bekommen, sondern die können dann sa-
gen: „Jetzt fangen wir mal an, jetzt machen wir
das.“ Nur: Wie kriegen wir die denn an den Tisch,
dass die sich intellektuell überhaupt mal damit
auseinandersetzen? Das ist so ein bisschen das
Problem, was ich sehe. Das ist mit den Chinesen
übrigens anders. Seit die diesen Gegenentwurf mit
dem neuen Punkteprogramm gemacht haben, die-
ses „China 2025“, schicken die hordenweise Ge-
schäftsführer hier zu unseren Bildungsträgern, die
sich hier sachkundig machen. Und wir schaffen es
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eigentlich kaum, die Geschäftsführer unserer mit-
telständischen Unternehmen mal zu irgendeiner
Veranstaltung zu bringen, um überhaupt mal zu
verstehen, was kann ich mit Industrie 4.0 denn da
tun? Das ist also der eine Punkt, wo man etwas
tun müsste.

Der zweite: Wenn Sie es denn dann gesehen ha-
ben, dann haben wir das Ressourcenproblem. Das
heißt, die sind schlank aufgestellt, die haben dann
niemanden, der sich damit beschäftigen kann.
Und wie gesagt, dieses „go-Inno“ wäre vielleicht
so eine Möglichkeit, eine Ressource zu schaffen.
Vielleicht gibt es auch noch andere Wege, aber
das müssten wir tun.

Also wie gesagt: Die zwei Punkte: Sensibilisierung
- Wie kriegen wir die Geschäftsführer dazu zu ver-
stehen, was Industrie 4.0 für sie denn tun kann,
wo sie sich damit verbessern können? Und das
Zweite ist: Wie schaffen wir es dann, dort eine
Ressource zu schaffen? Das wären so meine
Punkte.

Vorsitzende Patricia Lips:

Gut. Wir kommen zur weiteren - „Schlussrunde“
kann man es fast nicht nennen, es ist doch noch-
mal ein bisschen umfangreich. Aber wir kommen
zur Schlussrunde der Fragen und dann auch zur
Schlussrunde der Antworten.

Also, wir beginnen. Der Kollege Schipanski von
der CDU/CSU-Fraktion.

Abg. Tankred Schipanski (CDU/CSU):

Frau Vorsitzende, vielen Dank. Meine erste Frage
geht an den Herrn Professor Kagermann. Sie sind
ja nun schon lange Jahre ein Player bei dem
Thema „Industrie 4.0“. Wir als Regierung und Par-
lament haben das jetzt ja in die digitale Agenda
eingebettet, sieben Handlungsfelder, Plattformen,
Fokusgruppen. Meinen Sie, weil das ja wirklich
ein Querschnittsthema ist, dass die politische
Struktur, so wie wir das gegenwärtig angehen, ob
das geeignet und ausreichend ist, wie wir das pro-
bieren zu lösen, oder hätten Sie da eine Optimie-
rungsempfehlung für uns?

Und eine zweite Frage geht an Herrn Professor
Liggesmeyer von Fraunhofer. Sie haben ja heraus-
gearbeitet, dass Fraunhofer eine hohe Kompetenz
hat, was Datensicherheit, Funktionssicherheit be-
trifft und dieses „Industrial Data Space“ angespro-
chen. Wir haben jetzt ja so ein bisschen mitbe-
kommen, dass es ja mehr was für die große Indust-
rie ist – Siemens, und wie sie alle heißen, Ihre
Partner bei diesem IDS-Standard. Was macht
Fraunhofer da für den Mittelstand? Wird es da
auch in puncto Datensicherheit spezielle Anwen-
dungsbeispiele, Standards oder Ähnliches geben?
Wie weit sind Sie da fernab dieses großen Themas
„Industrial Data Space“?

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Kaczmarek von der SPD-Fraktion.

Abg. Oliver Kaczmarek (SPD):

Vielen Dank, Frau Vorsitzende. Meine erste Frage
geht an Herrn Patuzzi. Wir haben jetzt ja schon ge-
hört, dass Bildung einen hohen Stellenwert be-
kommt. Ich gehe mal davon aus, wir reden ja
schon viele Jahre über Lebenslanges Lernen, dass
die Weiterbildung ein besonderer Bereich ist. Nun
ist es aber so, dass die Instrumente, die uns da zur
Verfügung stehen, um auch Zeit und finanzielle
Möglichkeiten zu organisieren, die ja unabdingbar
sind, um Weiterbildung in Anspruch zu nehmen,
doch sehr vereinzelt sind: BAföG, Meister-BAföG,
Bildungsprämien, das ganze Arbeitsförderungs-
instrumentarium.

Deswegen die Frage: Wie können wir es eigentlich
verbessern, dass wir gesetzliche, wie auch immer,
Rahmenbedingungen haben, damit Beschäftigte
eben auch Geld und Zeit zur Verfügung haben,
um Weiterbildung in Anspruch zu nehmen? Die
IG Metall hat da ja auch einen Tarifabschluss ge-
macht.

Die zweite Frage geht an Frau Professor Pfeiffer.
Wir beobachten ja eine Debatte über den ver-
meintlichen Gegensatz von beruflicher und akade-
mischer Bildung, teilweise unter dem Stichwort
„Akademisierungswahn“: Müssen weniger Leute
studieren und mehr eine Ausbildung machen?
Jetzt gibt es Soziologen, die behaupten, dass diese
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Debatte eigentlich gar nicht mehr auf den Grund-
lagen fußt, die wir im Zeitalter von Industrie 4.0
haben, sondern es ist im Gegensatz eigentlich so,
dass die Hochphase von dualen Systemen und
akademischer Bildung vorbei ist. Also wir müssen
die Grenzen irgendwie überwinden. Deswegen die
Frage: Welche Beobachtungen machen Sie in den
Betrieben, in der Wirtschaft, was diese Gegensätz-
lichkeit angeht? Sind die nicht eher auch schon
auf dem Weg, die Dinge miteinander zu ver-
schränken? Und wie können wir es politisch be-
gleiten, um diese künstliche Grenze zwischen be-
ruflicher und akademischer Bildung eben auch zu
überwinden?

Vorsitzende Patricia Lips:

Das Wort hat die Kollegin Dr. Hein von der Frak-
tion DIE LINKE.

Abg. Dr. Rosemarie Hein (DIE LINKE.):

Vielen Dank. Ich muss eine Vorbemerkung ma-
chen: Ich glaube, dass wir Industrie 4.0 nicht so
sehr nur als ein technisches oder ein wirtschaftli-
ches Problem sehen dürfen, sondern wir müssen
es als gesellschaftliches Problem mit all seinen
Auswirkungen begreifen. Und das betrifft auch
das, was Schule dafür kann. Egal, wie viele Fächer
wir uns noch ausdenken mögen und gerne haben
möchten, müssen wir immer bedenken, es geht
mindestens bis zur zehnten Klasse um Allgemein-
bildung und nicht um eine vorberufliche Bildung.
Das ist aber sicher auch nicht gemeint gewesen.
Ich habe mir vor kurzem eine solche „Lernfabrik
4.0“ in Göppingen anschauen können, in der mo-
mentan darüber geklagt wird, dass sie ähnlich fre-
quentiert wird, wie weiler in Finnland, in die man
uns erst gar nicht reinlassen wollte, dann aber
doch. Ich muss sagen, das, was wir da sehen
konnten, macht schon ein bisschen deutlich, um
welche Dimensionen es sich handelt. Und dann
habe ich mich an eine Runde im Bildungsministe-
rium zur Novellierung des Berufsbildungsgesetzes
erinnert, in der oft die Frage war, was daraus denn
nun für das Berufsbildungsgesetz folge und gesagt
wurde: „Naja, wir müssen die IT-Berufe ein biss-
chen anpassen.“

Ich würde Frau Hellinger gerne fragen, ob sie das

auch so sieht oder ob sie denkt, dass es da viel-
leicht doch ein bisschen mehr Novellierungsbe-
darf im Berufsbildungsgesetz gibt, wenn wir es
denn jetzt irgendwann schon einmal anfassen? Ich
will auch sagen, der Schulleiter meinte: „Nein,
neue Berufsbilder brauchen wir nicht, aber die
Ausbildungsordnungen müssen sich ändern.“

Und an Herrn Patuzzi möchte ich eine Frage stel-
len. Was ich dort gesehen habe, und nachdem ich
auch weiß, wie Ausstattungsgegenstände in dieser
Berufsschule ungefähr finanziert worden sind,
was nur über einen Förderverein und einen fi-
nanzkräftigen Konzern im Hintergrund ging, frage
ich mich, ob das künftig überhaupt über Kommu-
nen, Landkreise oder Länder stemmbar ist, was
dort nicht nur einmal über ein Projekt oder eine
Anschubfinanzierung zu leisten ist, sondern als
eine dauerhafte Finanzierungssicherheit für die
Ausstattung von solchen Berufsschulen erforder-
lich ist. Brauchen wir da vielleicht ganz andere
Überlegungen? Also ich will das zumindest mal in
den Raum stellen. Dankeschön.

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Kai Gehring, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, hat das Wort.

Abg. Kai Gehring (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Vielen Dank. Wir feiern heute als Ausschuss und
als Deutscher Bundestag auch den 25. Geburtstag
unseres Büros für Technikfolgenabschätzung, und
da ist ein Schwerpunkt gesetzt - „Mensch-Ma-
schine-Interaktion beziehungsweise Entgren-
zung“. Und deswegen würde ich gerne Frau Pro-
fessor Pfeiffer und auch Herrn Professor Kager-
mann fragen: Wo sehen Sie im Zusammenhang
mit Industrie 4.0 und Digitalisierungsprozessen
denn offene Punkte und Felder von Technikfol-
genabschätzung und auch neue ethische Fragestel-
lungen? Das finde ich für den Diskurs auch sehr
wichtig.

Vorsitzende Patricia Lips:

Im Übrigen: Ab 15 Uhr hier im Haus, es ist schon
aufgebaut. Herzliche Einladung.
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Der Kollege Volmering von der CDU/CSU hat das
Wort.

Abg. Sven Volmering (CDU/CSU):

Zunächst auch noch eine ganz kurze Vorbemer-
kung: Ich meine, unabhängig vom Kooperations-
verbot, was ja überall auch angesprochen wird,
wird natürlich trotzdem auch schon gearbeitet. Es
ist jetzt nicht so, dass das ein Hindernis ist, um
überhaupt auch etwas in dem Bereich zu tun. Ich
möchte an dieser Stelle doch nochmal daran erin-
nern, dass wir vor der Sommerpause schon den
Antrag der Koalitionsfraktionen zum Thema
„Strategie Digitales Lernen“ beschlossen haben,
der ja zurzeit auch in Erarbeitung ist, und dass in
den Bereichen ja auch einiges auf den Weg
kommt, was beispielsweise auch die Rolle des Fa-
ches Informatik betrifft. Da brauchen die GRÜNEN
gar nicht lachen. Sie haben sich zweieinhalb Jahre
gar nicht mit dem Thema beschäftigt. Sie haben
gar nichts geliefert. Da ist nicht viel „Blabla“, und
das wissen Sie auch, das hat das Fachgespräch ge-
zeigt. Von daher freue ich mich ja, dass die GRÜ-
NEN jetzt auch auf das Thema kommen.

Ich habe folgende Fragen, und zwar an Herrn Pro-
fessor Liggesmeyer und Herrn Professor Kager-
mann. Und zwar haben wir ja grundsätzlich auch
das Problem, dass wir trotzdem auch eine Ver-
knüpfung zum Bereich der Wirtschaft hinkriegen
müssen. Das ist meine erste Frage: Halten Sie die
Zusammenarbeit im Bildungsbereich, die es gibt,
gerade auch was das Thema „Industrie 4.0“ be-
trifft, auch was das Thema „Schulkooperation“
betrifft, für ausreichend? Haben wir die Koopera-
tion mit dem Bereich der Wirtschaft? Ist die in
den Bereichen aus Ihrer Sicht ausreichend, oder
muss da noch verstärkt werden? Ich habe ja auch
diese Landkarte zur Kenntnis genommen und
habe gesehen, dass in meinen Wahlkreisen, die
ich betreue, auch in meinem eigenen, das dort
praktisch auch noch eine Wüste ist, dass da letzt-
endlich also noch gar nichts zusammenhängt.

Und eine zweite Frage, die bezieht sich auf das
Thema „Profilschulen IT“, das ist ja auch eine
Möglichkeit, die wir auch im Koalitionsantrag an-
gesprochen haben, dass wir diese Variante, wie
bei den Eliteschulen des Sports, praktisch mal
überlegt haben, ob man das vielleicht auch noch-

mal was machen sollte, um vielleicht auch beson-
ders Begabte in diesen Bereichen zu fördern. Wie
stehen Sie zu dieser Idee?

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Der Kollege Dr. Rossmann von der
SPD-Fraktion.

Abg. Dr. Ernst Dieter Rossmann (SPD):

Frau Hellinger hat in ihrer Stellungnahme einge-
fordert, dass der soziotechnische Gestaltungsan-
satz immer gleich in die Forschungsfragestellung
eingebaut sein sollte. Ich möchte jetzt Herrn Pro-
fessor Kagermann fragen, wie dieser Wunsch der
IG Metall aus der Sicht von acatech bisher reali-
siert worden ist? Und ist der soziokulturelle, sozi-
otechnologische Ansatz in den Forschungspro-
grammen des Bundes oder anderer von vornhe-
rein tatsächlich ausreichend mitberücksichtigt?
Und wie könnte das verbessert werden?

Die zweite Frage geht an Frau Hellinger. Wir ha-
ben in unserem Koalitionsfraktionsantrag in der
Ziffer 13 zur Struktur der Forschung formuliert,
dass wir den Auf- und Ausbau von Innovations-
clustern und die Stärkung regionaler Innovations-
anker mit Schwerpunkt Industrie 4.0 gefördert
wissen wollen, damit sie als Wissensnetzwerke
Kompetenzen bündeln und öffentlich verfügbar
machen. Tolle Formulierung. Wie stehen Sie zu
dem Strukturansatz? Und haben wir eine ausrei-
chende Forschungsinfrastruktur, sei es unter Netz-
werksgesichtspunkten, oder brauchen wir ein
zentrales oder zwei zentrale Institute? Wie bewer-
tet die IG Metall die aktuelle Struktur der For-
schungseinrichtungen?

Vorsitzende Patricia Lips:

Der Kollege Albani, CDU/CSU.

Abg. Stephan Albani (CDU/CSU):

Herzlichen Dank, Frau Vorsitzende. Meine Damen
und Herren, ich möchte mit einer kurzen Anmer-
kung als Naturwissenschaftler beginnen und dann
zwei kurze Fragen stellen.
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Das Erste ist eine Anmerkung: Ist Industrie 4.0
wirklich neu? Denn wenn man sich das mal an-
guckt, dann macht die Natur das seit Anbeginn
der Zeit. Das heißt, am Anfang verschmelzen Ei
und Samenzelle, dann weiß das Produkt seinen
Bauplan, geht durch die Produktion, holt sich die
notwendigen Dinge, und am Ende kommt massen-
weise ein hochindividualisiertes Produkt heraus.
Das heißt, vom Grunde her sind wir jetzt also
langsam in der Situation, dass wir diese Prozesse,
die über Jahrmillionen evolutionär entstanden
sind, jetzt vielleicht ein bisschen mehr Einzug
halten lassen. Das sozusagen als Anmerkung nur
mal vorweg.

Zwei ganz konkrete Fragen. Herr Dr. Lütke-Ent-
rup, Sie sagten am Anfang, es gibt Dinge, die wir
können, es gibt Dinge, die wir nicht können, die
wir teilweise von draußen, aus Amerika oder an-
dernorts, holen müssen. Wenn wir jetzt sozusagen
überlegen, wohin wir Forschung orientieren wür-
den, was würden Sie so als Ranking - es ist ja klar,
alles ist wichtig -, aber was wäre so für Sie ein
Ranking aus dem Bereich der Forschung, wo es
ganz besonders darauf ankommt, dass wir uns
hier in Deutschland stärker fitmachen in diesem
Bereich Industrie 4.0?

Und da ich Sie mit Produkten, die sich selbst in
Fabriken produzieren lassen, zitiert habe, Herr
Professor Liggesmeyer, meine Frage an Sie: Wenn
Sie auf Nichtexperten oder andere treffen, wenn
man ihnen, denn daran hat die Diskussion aus
meiner Sicht lange gekrankt, Industrie 4.0 dann
erklären sollte, dann fing der eine mit der Revolu-
tion der Weber, der nächste mit Internet der Dinge
an, und am Ende saß der Mensch vor einem und
hat einen angeguckt und verstand nichts mehr.
Auf einen kurzen Punkt gebracht: Wie würden Sie
den Menschen in diesem berühmten „Elevator
Pitch“ motivieren, ihm klarmachen, warum In-
dustrie 4.0 mehr Chancen als Risiken besitzt?

Vorsitzende Patricia Lips:

Die Kollegin Dr. Raatz hat zum Abschluss dieser
Runde nochmal das Wort.

Abg. Dr. Simone Raatz (SPD):

Ganz vielen Dank, Frau Vorsitzende. Ganz kurz,

weil wir jetzt in der Frühgeschichte gelandet sind,
nochmal zur Gegenwart. Herr Professor Kager-
mann, Sie hatten ja gesagt: „Wertschöpfung findet
zukünftig auf digitalen Plattformen statt.“ Die
Frage ist natürlich, wir rühmen uns ja, und das
wurde heute auch deutlich, dass wir immer sagen,
im Maschinenbau sind wir gut, in Elektrotechnik
sind wir gut. Wenn die Wertschöpfung aber nur
noch auf den digitalen Plattformen stattfindet,
müssten wir uns jetzt ja von der Hardware verab-
schieden und sagen, wir machen was ganz ande-
res. Daher meine Frage: Wie kann man Wert-
schöpfung denn zukünftig auch mit Hardware kre-
ieren?

Meine zweite Frage geht nochmal an Herrn Dr.
Lütke-Entrup. Sie stehen ja einer wichtigen Abtei-
lung vor, darum würden mich nochmal wichtige
Forschungsfelder interessieren. Was ist das, wo
Sie sagen, da geht es in der Zukunft unserer Mei-
nung nach hin? Und warum sind Sie dafür in
China?

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Wir haben jetzt nochmal sechs Sach-
verständige in der Ansprache. Wir beginnen wie-
der mit Frau Hellinger.

Ariane Hellinger (IG Metall):

Vielen Dank. Die erste Frage, die an mich gerich-
tet war, war ja zum Berufsbildungsgesetz - Novel-
lierungsbedarf. Ich würde vielleicht kurz zu dem
Punkt von Frau Dr. Hein Stellung nehmen. Ich
sehe es ganz genauso, dass Industrie 4.0 mehr als
eine wirtschaftspolitische Debatte ist. Es hat si-
cher gesellschaftspolitische Dimensionen. Die
Frage: Wie wollen wir leben, und inwieweit soll
die Technik in unser Leben eingreifen? Einfach
nur mal als Beispiel: Wir hatten bei der IG Metall
jetzt eine Anfrage von Berliner Gymnasiallehrern.
Die wollten sich zum Thema „Industrie 4.0“ infor-
mieren, und die Schulbuchinformationen zum
Thema „Zukunft der Arbeit“ sind von 2008. Also
ich denke, es ist einfach ganz zentral, hier aktiv zu
werden. Ich hoffe, Sie sehen es mir nach, ich
würde auch anbieten, den wirklich konkreten No-
vellierungsbedarf zum Berufsbildungsgesetz, die
ausführliche IG Metall-Position, einfach nachzu-
reichen.
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Die zweite Frage war zu dem, was im Antrag
steht, der Ansatz, Innovationscluster und regio-
nale Innovationsanker mit Schwerpunkt Industrie
4.0 zu fördern. Das ist der richtige Ansatz. Also
grundsätzlich denke ich: Ja, das ist der richtige
Ansatz. Diese Clusterstruktur entspricht sicher
auch Industrie 4.0 als Konzeption, also den cyber-
physischen Systemen der Komplexität. Ich glaube
aber, man braucht trotzdem die übergeordnete Ko-
ordination. Die Cluster dürfen, denke ich, auch
parallel nebeneinander laufen, dass also der Aus-
tausch und der Transfer auch zu Nicht-Clusterbe-
teiligten stattfindet. Und da braucht es, glaube ich,
wirklich eine grundlegende Strategie. Ergänzend
eben dazu würde ich das stärken, was Frau Profes-
sor Pfeiffer eben nochmal gesagt hat, dass wir ne-
ben diesen punktuellen, gezielten Förderbekannt-
machungen, die wir haben, diese grundsätzlichen
Forschungsfragen um Industrie 4.0 kontinuierlich
mit schlankeren Prozessen, mit schnellerer Dyna-
mik fördern. Vielen Dank.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Professor Kagermann.

Prof. Dr. Henning Kagermann (acatech):

Eine Bemerkung, zu der ich nicht gefragt wurde:
Industrie 4.0, es ist nicht neu, es ist jetzt aber
möglich geworden. In dem biologischen Bereich
tut sich auch einiges. Ich möchte nur mal an das
Genome Editing denken.

Politische Struktur - ich habe mir das lange über-
legt, weil wir vor sieben, acht Jahren mal einen
Brief an die Bundeskanzlerin geschrieben haben,
sie möge einen Bundes-CIO einrichten, der dann
nicht kam. Wäre das die Lösung? Ich glaube, letzt-
endlich nein. Wir haben zwar eine Fragmentie-
rung über sehr viele Ressorts, was wir immer ein
bisschen bedauern, sodass jetzt mittlerweile noch
mehr Ressorts für IT zuständig sind. Aber wahr-
scheinlich geht es nicht anders. Ich glaube, ein
Zentralressort würde sich bei den anderen auch
nicht durchsetzen. Auf der anderen Seite sehe ich,
ich sage mal aus der NPE heraus, dass es mit vier
Ressorts und sieben Branchen ja auch irgendwie
geht, zu gemeinsamen Positionen zu kommen. Das
heißt, wenn ich mir die heutige Landschaft angu-
cke, ist der derzeitige Ansatz, glaube ich, wohl

doch der richtige, auch wenn er etwas Geschwin-
digkeit kosten wird. Ich glaube auch, dass die
Plattform Industrie 4.0 insofern richtig aufgestellt
ist, und hoffentlich bleibt es dabei, dass sie eine
duale Struktur hat, eine Speerspitze, um Dinge
schnell voranzutreiben und international wettbe-
werbsfähig zu sein, gerade auch bei Standards.
Andererseits ist sie eine partizipative Plattform,
um die Menschen mitzunehmen, das ist ja ange-
sprochen worden. Ich glaube, die beiden Dinge
muss man getrennt halten, weil die Geschwindig-
keiten unterschiedlich sind.

Neue ethische Fragestellungen - Da machen wir
ein riesen Fass auf, vielleicht nur zwei Anmer-
kungen. Das eine ist von der Gewerkschaft ja im-
mer gesagt worden: Die Sorge vor dem gläsernen
Mitarbeiter. Das viel Schlimmere kommt aber na-
türlich durch autonome Systeme. Sie haben bei
Industrie 4.0 letztendlich ja auch hybride Sys-
teme. Das heißt, Hybride sind Menschenarbeiten
mit Robotern und Softspots. Also ich sage mal,
das ist das Gleiche im Cyberspace. Dafür gibt es
heute Projekte. Und da kann man sich natürlich
eine Menge Dinge überlegen, wer letztendlich, ich
sage mal, die Handlungshoheit hat. Wenn Sie also
einen Serviceroboter haben, wie weit muss der
Ihnen folgen? Denken Sie an ein Beispiel, ich sage
mal, Sterbehilfe, dass Sie im Bett liegen, ein Ser-
viceroboter bedient Sie, und Sie sagen: „Okay, hilf
mir dabei.“ Darf er das? Da gibt es eine ganze
Reihe ethischer Fragen, die auch, ich sage mal,
durchweg diskutiert werden. Ich will das hier
nicht ausbreiten, aber da gibt es ein hohes Be-
wusstsein, schwierige Fragestellungen.

Das bringt uns zu der Frage mit dem sozio-techni-
schen Ansatz, zu dem anderen komme ich dann.
Ich muss ehrlicherweise sagen, wir haben viele In-
terviews zu dem Thema „Mensch-Maschine-Inter-
aktion“ geführt. Dort wurde von den Experten, das
waren neunzig, angemahnt, dass wir doch stärker
interdisziplinär vorgehen sollten. Es wurde
gleichzeitig aber auch gesagt, dass die Strukturen
in den Ministerien dafür noch nicht optimal auf-
gestellt sind. Also diese Art Anträge, wo es inter-
disziplinär herging, das wurde ja schon gesagt,
dauern letztendlich zu lange und versacken ein
bisschen. Da wäre an die Ministerien also eigent-
lich die Bitte, sich vielleicht darauf einzustellen.

Der letzte Punkt „Kooperation Wirtschaft“. Ich
meine, wir haben vor drei Jahren ja nun auch das
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nationale MINT-Forum gegründet, um die Vielfalt
der Initiativen, die es gibt, zu bündeln. Es gibt in
diesem Land ja wahnsinnig viel guten Willen, ge-
rade auch aus der Wirtschaft. Ich will nur zwei
Dinge erwähnen, die aus meiner Sicht gut laufen,
das ist einmal die Wissensfabrik, wo sich sicher
siebzig, achtzig Firmen engagieren und mit Inge-
nieuren in die Schulen gehen. Dann gibt es auch
sowas wie MINT-Regionen, wo man also auch
Netzwerke macht – „Haus der kleinen Forscher“,
diese Sache. Da wird viel getan. Natürlich haben
auch die das Problem des Föderalismus, der auf
der anderen Seite auch gut ist und müssen auf
diese Weise dann eben natürlich, ich sage mal,
sechzehn Länder überzeugen. Aber ich glaube, die
Wirtschaft tut hier genügend.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank. Herr Professor Liggesmeyer.

Prof. Dr. Henning Kagermann (acatech):

Ich habe noch eine Frage vergessen, darf ich die
noch kurz beantworten?

Vorsitzende Patricia Lips:

Gerne.

Prof. Dr. Henning Kagermann (acatech):

Es war die Frage: Digitale Plattformen - wie wich-
tig ist denn noch Hardware, wenn dann alles Soft-
ware ist? Ich glaube, die Antwort ist: Wir brau-
chen beides. Meine Sorge ist aber die folgende,
wir haben das ja auch ausgeführt: Auf Software-
Plattformen wird ja von der Hardware abstrahiert,
das ist ja ein virtueller Raum, sie wird simuliert.
Diejenigen, die das können, die dort, ich sage mal,
verschiedene simulierte oder digitale Abbilder der
Hardware vernetzen können, sind die eigentlich
Entscheidenden. Das ist immer das Argument.
Kann sich ein Intermediär wie Google zwischen
den Kunden und den Hardware-Hersteller setzen?
Das darf nicht passieren. Dann produzieren wir
zwar weiter, sind aber nicht an der Kunden-
schnittstelle, verlieren die strategische Bedeutung

und damit auch die Möglichkeit, die Preise zu set-
zen. Das ist der kritische Punkt. Also wir brau-
chen weiterhin Hardware, aber Hardware allein,
das ist mein Punkt, wird es nicht mehr richten.

Prof. Dr.-Ing. Peter Liggesmeyer
(Fraunhofer-Institut für Experimentelles Software
Engineering):

Das ist schön, dass Sie das noch beantwortet ha-
ben, Herr Professor Kagermann, ich kann nämlich
hervorragend daran anschließen. Zum Thema
„Datensicherheit“ geht es eben auch darum, Dinge
zusammenzufügen. Wir reden hier vor dem Hin-
tergrund aktueller Vorfälle seit einiger Zeit gerne
über Datensicherheit. Was aber mindestens ge-
nauso wichtig ist, ist Funktionssicherheit, und das
fließt eben in Industrie 4.0 so zusammen, wie in
Industrie 4.0 eben Hardware und Software zusam-
menfließen müssen. Es ist tatsächlich so, dass das,
was da im Moment an Lösungen existiert, sehr
stark aus Deutschland, aus der deutschen For-
schungslandschaft heraus, mitbestimmt wird. Das
ist übrigens durchaus auch ein Verschulden des
Bundes. Ich finde, dass das BMBF und auch das
Bundeswirtschaftsministerium dort seit einigen
Jahren sehr kluge Forschungsprogramme aufset-
zen, in denen stets Sicherheit vorkommt und in
denen immer KMUs beteiligt sind. Das heißt, wir
haben diese KMUs bei den Forschungsaktivitäten
durchaus auf dem Schirm.

Zum Thema „Zusammenarbeit mit der Wirtschaft
im Bereich der Bildung“. In meiner Rolle als GI-
Präsident sind wir mit sehr vielen vernetzt, die
sich mit Bildung unterschiedlicher Couleur befas-
sen, mit dem Bundesinstitut für berufliche Bil-
dung und anderen, die eben bestimmte Facetten
der Bildung vertreten. Es ist meines Erachtens völ-
lig klar, dass die Wirtschaft verstanden hat, dass
Bildung ein zentrales Thema sein wird, um In-
dustrie 4.0 zum Funktionieren zu bekommen. Das
heißt, ich sehe schon, dass das erkannt ist. Natür-
lich kann man Dinge immer intensivieren, es ist
aber nicht so, dass es da nun gar nichts gäbe oder
gar eine ablehnende Haltung existieren würde.

Ich glaube, da gibt es zum Thema „Profilschulen
IT“ weit offene Türen. So wie es alle möglichen,
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in bestimmter Art und Weise ausgerichtete Schu-
len gibt, so macht es natürlich auch Sinn, IT-aus-
gerichtete Schulen zu haben. Sie wissen, dass es
schon seit vielen Jahren technische Gymnasien
gibt. Die sind in der Wahrnehmung der Bevölke-
rung vielleicht noch nicht so weit angekommen
wie andere Ausrichtungen, wenn ich das sagen
darf. Mein ältester Sohn geht auf ein technisches
Gymnasium, und das ist tatsächlich ein interes-
santer Fächerkanon, der sehr gut zu dem passt,
was wir hier vor dem Hintergrund Industrie 4.0
diskutieren. Also: Ja, ich fände es gut, wenn wir in
die Richtung was unternehmen würden.

Und zum Thema „Bis zum zehnten Schuljahr
wird Allgemeinbildung vermittelt“, also keine In-
formatik, das halte ich schlicht für falsch. Infor-
matik ist Allgemeinbildung, so wie Physik oder
Chemie oder eine zweite Fremdsprache. Ohne
zweite Fremdsprache können Sie in Zukunft über-
leben, ohne Informatik wird das, würde ich prog-
nostizieren, schwierig werden. Also von daher ist
es ein wichtiges Thema.

Der „Pitch“ dazu: Warum Industrie 4.0? Ich würde
kurz formulieren: Weil Sie Produkte bekommen
können, die sich den Wünschen der Menschen
anpassen und nicht wie bisher verlangen, dass die
Menschen sich den Produkten anpassen. Das ist
der Unterschied zwischen dem massenindividua-
lisierten Produkt, das Ihren Wünschen folgt und
dem Massenprodukt. Das hatten wir schon mal,
und zwar vor der ersten industriellen Revolution,
da waren die Produkte aber sehr, sehr teuer. Diese
Produkte bekommen wir heute, wenn Industrie
4.0 funktioniert, zum Preis eines Massenprodukts.
Alles andere in Industrie 4.0, also Autonomie,
Kommunikationsfähigkeit, Selbstdiagnostik ist
Mittel zum Zweck, das dient dazu, genau dieses
Ziel hinzubekommen. Danke.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Dr. Lütke-Entrup.

Dr. Norbert Lütke-Entrup (Siemens AG):

Die Frage war ja: Was sind jetzt Forschungs-
schwerpunkt für die Zukunft? Jetzt ohne spezielle
Reihenfolge, da tue ich mich schwer. Ich würde

einerseits die Simulationstechnologien nennen,
also die Fähigkeit, dass man Abläufe, Systeme in
einem virtuellen Raum als Kopie abbildet als
Grundvoraussetzung, um daraus eben auch Ent-
scheidungen und Prozessabläufe bestimmen zu
können. Ich würde die Fähigkeit „Systems Engi-
neering“, komplexe Systeme zu entwickeln, zu
designen, zu beherrschen, nennen. Das wird
schon nochmal ein Sprung, den man da machen
muss, um solche cyber-physikalischen Systeme,
mal salopp gesagt, auch wirklich ans Laufen zu
kriegen.

Die IT-Sicherheit liegt mir ganz am Herzen, das ist
kein rein technologisches Thema. Das können Sie
mit der Arbeitssicherheit vergleichen. Also da
können Sie noch so viel Notausschalter anbrin-
gen. Wenn die Menschen, die mit den Maschinen
hantieren keine Schulung haben, keine Geistes-
haltung in Richtung Sicherheit haben, dann wird
das nicht funktionieren. Es ist ähnlich, wenn Sie
ein hochgesichertes System haben, und einer geht
mit einem ungesicherten USB-Stick in die USB-
Dose rein, dann funktioniert das einfach nicht.

Künstliche Intelligenz ist für mich der Haupt-
schwerpunkt mit allen Abarten. Also die Fähig-
keit von Maschinen, Dinge selber zu erkennen,
sich Modelle von der Umwelt zu machen, die Fä-
higkeit, auch Dinge zu lernen, das ist aus meiner
Sicht eine wesentliche Komponente. Und nicht zu
vergessen, die ganze Mikroelektronik, die in Eu-
ropa schon mal stärker war, als sie heute ist; aber
wir haben immer noch sehr gute Kompetenzen.
Da sollten wir aufpassen, dass wir die erhalten
und auch weiter stärken.

Letzte Bemerkung: Alles, was wir heute so an
Technologie planen, beruht auf einer gewissen Vi-
sion von Industrie 4.0. Und wenn Sie sich jetzt
mal in die Zeit des Internets des Jahres 2000 zu-
rückversetzen, da hat man auch Annahmen getrof-
fen, wie das Internet heute aussehen wird. Vieles
davon, was wir heute sehen, hat man damals er-
kannt. Also ein Großteil des Handels ist heute on-
line und so weiter und so fort. Dinge wie Twitter
oder WhatsApp oder Facebook hat man damals
noch nicht auf der Agenda gehabt. Ich will damit
sagen, wir müssen aufpassen, dass wir uns nicht
zu sehr in unsere Vision verlieben. Wir müssen
offen bleiben. Da werden neue Dinge kommen, die
wir heute noch nicht auf dem Schirm haben. Wir
müssen auch offen sein, Themen dann auch mal
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zu fördern, und zwar Themen, die nicht in eine
dieser Schubladen passen, die wir gerade genannt
haben, wirklich offen zu fördern. Diesen Raum,
diesen Freiraum muss eine Forschungsförderung
auch auf jeden Fall bieten, sonst ist ein bisschen
die Gefahr da, dass wir uns verrennen.

Dann war noch die Frage: Warum China? Das
habe ich richtig verstanden, oder? Der Stand heute
aus meiner Sicht: China ist weltweit jetzt in kei-
ner Technologie wirklich alleinstehend, sodass
man da aus technologischer Sicht unbedingt sein
muss. Das ist nicht unser Grund dahin zu gehen.
China ist eine gewaltig große Volkswirtschaft und
wird an Größe weiter wachsen. Das heißt, die ha-
ben auch die Macht, dann durchaus auch mal ihre
eigenen Anforderungen an Produkte und Systeme
zu setzen. Das kann rechtlich getrieben sein, dass
man gewisse Dinge lokal machen muss, es kann
auch sein, dass die eigene kulturelle Muster ha-
ben. Was so ein chinesischer Ingenieur also
braucht, ist anders als das, was ein deutscher In-
genieur braucht. Aus all diesen Gründen werden
wir gewisse Dinge immer in China machen müs-
sen, allein schon um den lokalen Markt effektiv
bedienen zu können. Also China heute noch, auch
aus Sicht der Forschung, als ein Im-/Export-Land
zu betrachten, die Zeit ist seit zwanzig Jahren vor-
bei.

Vorsitzende Patricia Lips:

Herr Patuzzi.

Mario Patuzzi (Deutscher Gewerkschaftsbund):

Wie kann man Rahmenbedingungen verbessern,
damit Beschäftigte mehr Zeit und Geld für Weiter-
bildung haben? Wir müssen erst mal feststellen,
dass Weiterbildung, vor allem berufliche Weiter-
bildung, in Deutschland wenig längerfristig orien-
tiert ist. Es ist meistens eine sehr kurzfristige Wei-
terbildung, insbesondere die betriebliche Weiter-
bildung. Wir wissen, dass wir in einigen Berei-
chen, oder durchaus im Trägerbereich, auch ein-
fach Qualitätsprobleme haben, dass nicht oft das
vermittelt wird, was drauf steht und dass vor al-
lem auch die Beschäftigungsbedingungen der Mit-
arbeiter bei diesen Bildungsträgern häufig mehr
als schlecht sind.

Dritte Feststellung: Wir haben die soziale Schere
auch ganz klar bei der Weiterbildung. Deshalb
wäre es auf der einen Seite sehr sinnvoll, einen
verbindlichen Anspruch auf Zeit zu haben, dass
man sich also auch tatsächlich freistellen lassen
kann. Auf der anderen Seite ist aber auch mehr
Transparenz im Bereich der Beratung und auch
der Angebote notwendig. Wenn Sie sich selber
mal angeguckt haben, wie Sie sich fortbilden kön-
nen, in welchem Bereich auch immer, es gibt ein
paar namhafte Träger oder Institutionen, die das
machen, aber Sie überblicken schlicht und ein-
fach nicht die ganze Fülle an Angeboten. Da brau-
chen wir dringend mehr Transparenz, damit die
Menschen auch selber entscheiden können und
sicher entscheiden können, welche Angebote sie
in Anspruch nehmen wollen.

Letzter Punkt: Die Finanzierung ist natürlich auch
lückenhaft. Wir haben beim Meister-BAföG Zu-
gänge beispielsweise in Richtung Studierenden-
BAföG geschaffen und umgekehrt, beziehungs-
weise sind gerade dabei. Wir haben aber auch ei-
nen ganz großen Bereich der beruflichen Fortbil-
dungs- oder Weiterbildungsfinanzierung im Be-
reich der Versichertenträger, also Bundesagentur
für Arbeit, Jobcenter. Die Frage ist letztendlich:
Wie führen wir das perspektivisch eigentlich zu-
sammen, um sichere Finanzierungsmöglichkeiten
für alle Formen der Weiterbildung zu schaffen?
Das wird eine große Herausforderung. Ich glaube
aber, dass sich das lohnt. Wenn man ein Erwach-
senenbildungsförderungsgesetz anvisieren würde,
dann muss man allerdings aufpassen, dass das mit
den Übergängen dann tatsächlich auch klappt.

Zur Frage, ob wir eine andere Finanzierung der
Berufsschulen brauchen: Wie gesagt, immer vor-
behaltlich der Zuständigkeiten der Länder und
des Bundes. Ein Beispiel: Sie haben für den Hoch-
schulpakt enorme Summen zusammengekriegt,
um auch in die Hochschulen zu investieren. Wir
würden Ihnen nahelegen, es wäre gut, wenn Sie
das auch für die Berufsschulen machen könnten.
Dazu braucht es natürlich ein „Agreement“ mit
den Ländern, aber wir halten es durchaus für nö-
tig. Ich war letzte Woche auf einer Veranstaltung
unserer Jugendorganisation, wo, nur so als Bei-
spiel, einfach auch sehr deutlich herauskam, dass
Schulbücher im Bereich der Berufsschulen bei-
spielsweise älter sind als die Berufsschüler, also
die Auszubildenden selber. Das ist der Stand in
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den Berufsschulen. Und ich glaube, da ist ein Rie-
senbedarf.

Vorsitzende Patricia Lips:

Und Sie haben das sprichwörtliche Schlusswort,
Frau Professor Pfeiffer.

Prof. Dr. habil. Sabine Pfeiffer
(Universität Hohenheim):

Die eine Frage ging in Richtung Akademisierungs-
wahn oder nicht? Oder: Was heißt es, und wie
sieht das auch in den Betrieben aus? Nach meiner
Beobachtung: In den Unternehmen oder in den
Branchen, an die wir zuerst denken, wenn wir
über Industrie 4.0 reden, gibt es faktisch eine
ganz, ganz große Überschneidung, auch individu-
ell. Also ganz viele Menschen in allen Hierarchie-
ebenen, nicht in allen, aber je höher man guckt,
auch in den Führungsebenen, haben dort oft mit
der dualen Berufsausbildung angefangen und
dann weitergesattelt. Auch in Zeiten, wo wir noch
gar nicht von Durchlässigkeit gesprochen haben.
Also die, die jetzt in Führungspositionen sind, ha-
ben das natürlich vorher gemacht. Wir haben jetzt
zum Beispiel im Maschinenbau, der für Industrie
4.0 wahrscheinlich die Schlüsselbranche über-
haupt ist, zugleich eine ganz große Überschnei-
dung in den Innovationsprozessen. Die sind dort
ohne Facharbeit überhaupt nicht denkbar. Da ist
es nicht so, dass man eine losgelöste FuE-Abtei-
lung hat, die am grünen Tisch irgendwas entwi-
ckelt, sondern die Produkte kommen überhaupt
nur in einer ganz engen Zusammenarbeit zwi-
schen den akademisch Gebildeten, die oft auch
mal in der beruflichen Bildung angefangen haben
und denen, die „ nur Facharbeit“ haben, auf die
Straße.

Was ich in den Unternehmen jetzt sehe, in denen
ich unterwegs bin, wo wir schon einen hohen Au-
tomatisierungsgrad haben, also sagen wir mal,
zum Beispiel bei den Automobilherstellern im Ka-
rosseriebau, die jammern alle und sagen, wir brau-
chen aufgrund der hohen Automatisierung, die
mit Industrie 4.0 noch weiter fortschreiten wird,
eigentlich die guten Leute auf dem „Job Floor“.
Also wir würden möglicherweise noch weniger
davon haben als jetzt, aber die müssen viel mehr
können, weil die eine Komplexität beherrschen

müssen, die wir uns im Moment nicht vorstellen
können. Die guten Leute, die wollen aber weg. So-
bald die also die Ausbildung dort unten gemacht
haben, wollen die raus aus der Schichtbindung,
und die wollen raus aus der Taktbindung. Deswe-
gen glaube ich, weil die Frage „Wo passiert Wert-
schöpfung?“ nicht umsonst gestellt wird, werden
die Daten wichtig. Und ich würde Herrn Professor
Kagermann total Recht geben. Wenn wir da nicht
dabei sind, haben wir was verpasst.

Aber dass es so ein hohes Interesse an dem gibt,
was in Deutschland auf der Hardwareseite, also
maschinenlastig, passiert, hat natürlich damit zu
tun, dass wir hier einen Schatz haben, den die an-
deren in der Form nicht haben, und an den wol-
len sie gerne ran. Es heißt, die Offline-Welt, die
sich natürlich sowieso schon längst verschränkt
hat, das fängt ja nicht erst jetzt an, die müssen wir
auch bewahren, die Stärken, die wir da haben.
Und genau da gehört diese Mischung und eine
sinnvolle Mischung und Durchlässigkeit zwischen
den verschiedenen Formen, wie wir Bildung ma-
chen, also von beruflichen Systemen mit den Auf-
stiegsmöglichkeiten, die dort eingebaut sind, bis
in die akademische Bildung, eben genau dazu. Mit
Industrie 4.0 hätten wir eigentlich die Chance,
Produktionsarbeit wirklich attraktiv zu gestalten.
Aber wenn wir, wenn es um Gestaltung geht, zu-
erst natürlich immer an anderen Dingen basteln
und nicht gleichzeitig sagen, genauso wichtig ist
es zum Beispiel zu fragen: „Können wir eigentlich
mal darüber nachdenken, ob Industriearbeit auch
ohne Schichtbindung und ohne Taktbindung
geht?“ Theoretisch hätten wir jetzt die Werkzeuge
in der Hand, aber das muss als Gestaltungsmaß-
nahme natürlich erst wirklich mitgedacht und
entwickelt werden. Es reicht leider nicht, vorher
einfach immer zu sagen, der Mensch wird im Mit-
telpunkt stehen, das wissen wir aus den Automa-
tisierungs- und Digitalisierungsschüben. Wenn
Sie sich den Karosseriebau bei unseren Automo-
bilunternehmen anschauen, dann steht da logi-
scherweise nicht der Mensch im Mittelpunkt.
Aber mit Industrie 4.0 könnten wir das schaffen
und gleichzeitig produktivere und innovativere
Systeme bauen. Deswegen ist es, glaube ich, ganz
wichtig, dass wir die berufliche Ausbildung, wie
die Facharbeit - vor allem rede ich jetzt speziell
von der gewerblich-technischen -, jetzt wirklich
sichern, attraktiv machen. Das fängt in den Berufs-
schulen an, davon war heute schon viel die Rede,
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echte Durchlässigkeit muss sein. Aber wenn die
natürlich da ist und gleichzeitig die Arbeit, die
„Job-Floor-mäßig“ nahe ist, unattraktiv bleibt,
dann werden die guten Leute da weggehen. Dann
haben wir ein Problem, weil dann müssen wir
dort unten doch Systeme gestalten, die quasi mit
nicht gut qualifizierten Leuten funktionieren. Und
dann haben wir keinen Wettbewerbsvorteil mehr,
auch keinen nachhaltigen.

Ich glaube übrigens, die Berufsschulen könnten
es. Vielleicht muss man nicht ganz so viel Geld
dafür in die Hand nehmen, wie Baden-Württem-
berg das im Moment mit den Lernfabriken macht
und kann. Wenn Sie sich anschauen, was auch
durch das Netz an anderen Bewegungen so läuft.
Eine davon geht ja bewusst wieder in die Offline-
Welt. Die ganze „Do-It-Yourself-Bewegung“, die
„FabLabs“, zeigen, es gibt junge Menschen, die
auf einmal Lust haben, nicht mit einem 3D-Dru-
cker zu arbeiten, sondern in „FabLabs“ fangen
Leute selbst organisiert, ehrenamtlich an, sich
dann wieder eine Fräsmaschine zu finanzieren,
die dann neben dem 3D-Drucker von Leuten in
der Freizeit benutzt wird. In den Berufsschulen
stehen die ganzen Dinger herum, verstauben au-
ßerhalb der Unterrichtszeit. Man könnte dort,
ohne viel Geld in die Hand zu nehmen, Begeg-
nungsorte schaffen, wo Berufsschullehrer automa-
tisch qualifiziert werden, weil sie mit den jungen
Menschen irgendwie in anderer Form in den Dia-
log kommen, wo der Mittelstand nicht nur die
Menschen trifft, die er demnächst dann vielleicht
einstellen will und rekrutieren kann. Da könnte
man ganz tolle Dinge tun, die nicht viel Geld kos-
ten müssen. Vielleicht könnte man in die Rich-
tung mal denken.

Zweite Frage war zur Technikfolgenabschätzung
und zu ethischen Fragen. Ich glaube, mit Big Data
kommen natürlich nicht nur Sicherheitsfragen auf
uns zu, sondern, und das ist insbesondere auch
für Führungskräfte eine Qualifizierungsfrage: Wir
müssen alle lernen, auch in der Politik, mit gro-
ßen Datensätzen und dem, was sie uns über Mus-
tererkennungen, über mehr oder weniger intelli-
gente Algorithmen ausspucken, umzugehen. Ich
erlebe das jetzt schon in Unternehmen. Viele
Menschen tun sich, das weiß man, relativ schwer,
allein schon zwischen Korrelation und kausalem
Zusammenhang zu unterscheiden, und da reden
wir noch gar nicht von „Big Data“, und nehmen

an, wo sie eine Korrelation in Daten sehen, gäbe
es auch einen kausalen Zusammenhang. Wenn
wir nicht lernen, diesen Unterschied zu verste-
hen, und wenn wir keine entsprechenden Bil-
dungsprofile schaffen, laufen wir möglicherweise
Gefahr, Fehlentscheidungen zu treffen.

Wir werden auch ein Problem kriegen, wir reden
ja jetzt schon seit Jahren über Verschränkung und
Entgrenzung zwischen Arbeits- und Lebenswelt.
Wir werden da auch bei dem Thema „Arbeitneh-
merdatenschutz“ das Problem haben, dass die
Trennung nicht mehr so klar ist, weil was im Ver-
braucherdatenschutz jetzt diskutiert wird, würde
dazu führen, dass der Arbeitnehmerschutz mög-
licherweise hinten rum ausgehebelt wird, weil
Menschen Gadgets und ähnliches mit in die Ar-
beit bringen.

Ich möchte ganz zuletzt nur noch einen Punkt sa-
gen, wenn ich das noch darf, weil wir ja schon
sehr in die Geschichte zurückgegangen sind. Man
muss gar nicht so weit zurückgehen. Wir haben
vor fünfzehn, zwanzig Jahren im Maschinenbau
über das Thema „Teleservice“ gesprochen. Das
war an der Stelle sozusagen ein Vorläufer für In-
standhaltung und Fernwartung von Industrie 4.0.
Viele Unternehmen haben damals relativ schnell
die technische Anbindung herstellen können. Sie
haben aber viel darüber gejammert, dass sie kein
Geschäftsmodell daraus gemacht haben. Warum?
Man hat aus meiner Sicht weder die Kundenbe-
dürfnisse tatsächlich wahrgenommen und ernstge-
nommen, noch hat man die Beschäftigten, die an
der Kundenstelle als Servicetechniker ständig vor
Ort sind, in die Gestaltung dieser Prozesse mitein-
bezogen. Es waren oft technische Lösungen, aus
denen man nichts gemacht hat. Deswegen noch-
mal mein Appell: Wenn wir jetzt partizipativ mit
den Nutzern, Betroffenen und Beschäftigten ge-
stalten, können wir Lösungen generieren, die tat-
sächlich innovativ sind und länger tragen.

Vorsitzende Patricia Lips:

Vielen Dank, dass Sie da waren. Wir sind am
Ende des Fachgesprächs. Ich fand das unglaublich
spannend, und ich glaube, dass Sie den Abgeord-
neten auch viele Anregungen, Gedanken, im Übri-
gen nicht zu einem abgeschlossenen Vorgang, um
Gottes Willen, darüber waren wir uns alle einig,
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Industrie 4.0 bezeichnet die vierte industrielle Revolution. In den ersten drei industriellen 
Revolutionen haben einerseits diejenigen, die diese Revolutionen gut nutzen konnten, Märkte 
hinzugewonnen, andererseits diejenigen, die nicht mithalten konnten, Märkte verloren. Es ist 
zu erwarten, dass dies auch im Rahmen von Industrie 4.0 geschehen wird. Daher ist es für 
Deutschland zwingend notwendig, die vierte industrielle Revolution aktiv zu gestalten, um 
den internationalen Spitzenplatz im Technologiebereich zu verteidigen, Arbeitsplätze zu 
sichern und neu zu schaffen. 
 
Das wohl markanteste Merkmal von Industrie 4.0 ist der Ersatz von Massenprodukten durch 
sogenannte massenindividualisierte Produkte. Die Massenproduktion wurde durch die 
Einführung von Takt und Band ermöglicht. Fertigungsprozesse wurden in viele kleine Schritte 
zerlegt, einhergehend mit einer starken Standardisierung der Produkte. Die Massenproduktion 
von Gütern führte zu einer Preisreduktion, allerdings auf Kosten der Individualität, da 
Produkte in immer gleichen Prozessen gefertigt wurden. Die dritte industrielle Revolution 
bewirkte in den 70er und 80er Jahren des letzten Jahrhunderts die weitgehende 
Automatisierung der Produktion. Manuelle Fertigungsschritte wurden zunehmend von 
computergesteuerten Maschinen übernommen, die Produkte schneller, präziser und in 
besserer Qualität fertigten, aber eben nach wie vor vereinheitlichte Massenprodukte 
erzeugten. In der vierten industriellen Revolution geht man nun davon aus, dass die 
Massenprodukte durch massenindividualisierte Produkte ersetzt werden, die an den 
Bedürfnissen der Kunden ausgerichtet sind. 
 
Die Themen Industrie 4.0, Internet der Dinge und Big Data sind eng miteinander verwoben. 
Technisch gesehen kann man Big Data als einen wichtigen Aspekt der 
informationstechnischen Seite zu Industrie 4.0 verstehen. Im Internet der Dinge stehen die 
Aspekte der Kommunikation und Autonomie im Vordergrund, die auch unverzichtbarer 
Bestandteil von Industrie 4.0 sind. Die massenindividualisierte Produktion benötigt einen 
hohen Grad an Autonomie, die die Fähigkeit zur Kommunikation zwischen Systemen 
erfordert, um geänderte Anforderungen zu befriedigen. Diese liegen in Form von Daten vor. 
 
Industrie 4.0 erfordert offene, sich zur Laufzeit autonom verändernde, kommunizierende 
Systeme. Diese Eigenschaften führen zu entsprechenden Fragestellungen im 
Forschungsbereich – etwa in Bezug auf Daten- und Funktionssicherheit. Deutschland sollte in 
diesen Bereichen eine Spitzenstellung anstreben und Standards setzen, z.B. im Hinblick auf 
vereinheitlichte technologische Plattformen. Nur wer Industrie 4.0 aktiv gestaltet, wird die 
Chance haben, Märkte und damit Arbeitsplätze zu erhalten und auszubauen sowie das 
Arbeitsumfeld und soziale Aspekte positiv zu beeinflussen.   
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Fachgespräch zum Thema „Industrie 4.0“ am 2. Dezemb er 2015 
 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
im Deutschen Bundestag 

 

Stellungnahme  

 

Industrie 4.0 muss grundsätzlich als Chance verstanden werden, Arbeitsplätze im 

Produzierenden Gewerbe zu verbessern und eine Humanisierung der Arbeitswelt 

voranzutreiben. Die IG Metall ist seit 2012 in den Umsetzungsprozess für das Zukunftsprojekt 

Industrie 4.0 der Bundesregierung eingebunden und setzt sich unter dem Stichwort „Gute 

Arbeit in der Fabrik 4.0“ für die beschäftigtenorientierte Ausgestaltung ein. Gerade weil 

Industrie 4.0 aus informationstechnischer Perspektive („mit der Brille des Informatikers“) 

konzipiert wurde standen Fragen der Beschäftigungsfolgen, der Qualifizierung oder der 

Auswirkungen auf die konkrete Arbeitsorganisation in den smart factories zunächst nicht im 

Fokus. Es besteht jedoch Konsens, dass ohne die Kompetenz und die Akzeptanz der 

Belegschaften der Migrationsprozess hin zur informationstechnisch vernetzen Fabrik 4.0 nicht 

gelingen kann. Der Mensch steht als Schnittstelle im Zentrum der Entwicklung und ist der 

Dreh-und Angelpunkt für das erfolgreiche Umrüsten. Die Auswirkungen des technologischen 

Wandels für die Belegschaften müssen daher – insbesondere bei der Ausgestaltung der 

Forschungsförderung – nicht nur mitberücksichtigt sondern integriert mit betrachtet werden. 

Deutschland wird Industrie 4.0 nur erfolgreich implementieren, wenn der Mensch systemisch 

mitgedacht wird und die Bezüge zu Arbeit und Qualifizierung vorrausschauend mitgestaltet 

werden. 

 

Arbeitsforschung zu Industrie 4.0 fördern 

Die Umsetzung von Industrie 4.0 erfordert einen sozio-technischen Gestaltungsansatz 1, in 

dem im Sinne eines sozio-technischen „Co-Designs“ eine frühe Abstimmung von Technik, 

Arbeitsorganisation und Qualifizierung erfolgt. Die IGM begrüßt daher ausdrücklich die 

Stärkung der Arbeitsforschung als dritte Säule des Forschungsprogrammes „Innovationen für 

die Produktion, Dienstleistung und Arbeit von morgen“ des Bundesministeriums für Bildung 

und Forschung.  Durch die Miteinbeziehung der Sozialpartner in den Beratungsprozess ist es 

aus unserer Sicht bisher gelungen, die Bedeutung sozialer Innovationen herauszustellen und 

                                                
1 S. dazu ausführlich das Kapitel „Arbeitsorganisation und Arbeitsgestaltung“ im Abschlussbericht des 
Arbeitskreises Industrie 4.0 (2013), S. 56-59.  
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eine am Menschen orientierte Umsetzung als Erfolgsfaktor festzuschreiben.2 Diese 

Zielsetzung muss nun konkret durch die jeweiligen Projektkonsortien umgesetzt werden. Aus 

gewerkschaftlicher Perspektive gilt es daher die konkrete Ausgestaltung des 

Forschungsprogrammes im Sinne der folgenden Punkte zügig voranzutreiben: 

 

1. Technik-, Arbeits- und Qualifizierungsforschung ver zahnen – insbesondere 

zwischen den drei Programmsäulen : Die Fragestellungen zu Industrie 4.0 müssen 

durch die frühe Verzahnung von Technik-, Arbeits- und Qualifizierungsforschung 

integriert betrachtet werden. Forschungsprojekte die isolierte Fragestellungen 

aufgreifen – etwa in einem  Vorgehen das zunächst die technische Umsetzung in den 

Fokus nimmt, im zweiten Schritt die Folgen für die Arbeitsplatzgestaltung und im dritten 

Schritt die erforderlichen Qualifizierungsfragen – sind dabei nicht zielführend. Ein 

zentraler Stellhebel ist somit die systematische Förderung von Verbünden und 

Kooperationen zur soziotechnischen Gestaltung. Entsprechend dieses Ansatzes sollte 

Forschung zu Industrie 4.0 in „Industrie 4.0-Laboren“ erfolgen:  in betrieblichen 

Referenzprojekten können so Anwender-und Entwicklerunternehmen gemeinsam mit 

den Akteuren der betrieblichen Mitbestimmung und unter Beteiligung der Sozialpartner 

gute digitale Arbeit realitätsnah im Sinne von best practice modellieren. Entscheidend 

ist dabei, dass der soziotechnische Ansatz des Arbeitsforschungsprogrammes auch 

zwischen allen drei Programmsäulen umgesetzt wird – und nicht technikzentrierte 

Projekte isoliert in einer Programmsäule erforscht und die Ergebnisse erst im zweiten 

Schritt im Arbeitsforschungsprogramm „nachbearbeitet“ werden.  

2. Interdisziplinarität stärken : Um die für diese Form der Forschung entscheidende 

Interdisziplinarität zu stärken müssen Anreize in den Ausschreibungen gesetzt werden 

– zumal interdisziplinäre Forschung im deutschen Wissenschaftssystem oft wenig 

Reputation generiert. Der Diskurs zu Industrie 4.0 und entsprechend auch die 

Forschungsvorhaben werden bisher überwiegend  von technikwissenschaftlichen 

Instituten betrieben (bsp. Produktionstechnik, Automatisierung, Materialforschung, 

Informationstechnik).3 Es gilt daher, die nicht technischen Forschungseinrichtungen 

(bsp. Industriesoziologie, Arbeitsforschung, Arbeitspsychologie) sehr viel stärker mit in 

den Diskurs zu Industrie 4.0 allgemein und die konkreten Forschungskonsortien 

einzubinden.  

                                                
2 Vgl. Eckpunktepapier zur ESF-Forschungsprogrammlinie „Zukunft der Arbeit“ vom 28.5.2015: „Wir fördern 
Innovationen in Betrieben, um technischen Fortschritt auch für soziale Innovationen zu nutzen und durch neue 
Arbeitsprozesse und ein Miteinander der Sozialpartner voranzubringen.“ 
3 Vgl. „Industrie 4.0-Forschung an deutschen Forschungsinstituten – ein Überblick“, VDMA, September 2015. 
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3. Wissenstransfer ermöglichen und Sichtbarkeit schaff en: Industrie 4.0 wird von den 

Unternehmen eine Verankerung in der Unternehmensstrategie erfordern, gerade um 

Strategien für die Personalentwicklung und geeignete Schulungs- und 

Weiterbildungsmaßnahmen der Beschäftigten zu entwickeln. Bisher herrscht 

beispielsweise im Maschinen- und Anlagebau zwar breite Kenntnis  des Begriffes 

Industrie 4.0 (91,9%), aber 42,8% beschäftigen sich noch nicht konkret damit (im 

gesamten verarbeitenden Gewerbe sind es gut die Hälfte, 54,2%).4 Entscheidend ist 

daher, dass die Ergebnisse aus den Forschungsprogrammen schnell in die Praxis 

einfließen können. Bisher fehlt aus unserer Sicht dazu ein geeignetes Konzept für den 

breit angelegten Wissenstransfer der Projektvorhaben und der (Zwischen)ergebnisse 

in die Praxis, vor allem zu kleinen und mittleren Unternehmen. Informationsformate wie 

die virtuelle Landkarte5 zu Industrien4.0-Praxisbeispielen könnten auch für die 

Forschungsthemen hilfreich sein. 

4. Qualifikationsforschung stärken :  Industrie 4.0 erfüllt viele Beschäftigte bei aller 

Ausgeschlossenheit mit großer Sorge vor einem möglichen Arbeitsplatzverlust. Es 

liegen derzeit zwar Prognosen zu den Auswirkungen der Digitalisierung auf die 

bestehenden Arbeitsplätze vor, andere Effekte und insbesondere die Auswirkungen 

des technologischen Wandels auf die Qualifikationsanforderungen im Sinne von 

Technikfolgenabschätzung werden dabei nicht berücksichtigt. Gleiches gilt für 

Forschungen zur Frage, wie attraktiv Industrie 4.0 für die Beschäftigten ist/sein wird – 

und welche neuen Interessenten durch den Wandel der Industriearbeit möglicherweise 

für Stellen im produzierenden Gewerbe gewonnen werden könnten.  

5. Mitbestimmung als zentrales Element des Innovations prozesses erforschen :  Die 

Ausgestaltung der neuen Produktionslogik, die bei Industrie 4.0 in Aussicht gestellt 

wird, muss als gemeinsamer Prozess zwischen Management, Betriebsrat und den 

Belegschaften erfolgen.  Aspekte wie die Chancen virtueller Mitbestimmung oder die 

Konsequenzen firmenübergreifenden Datenaustausches oder verteilter 

Prozesssteuerung für die Zuständigkeitsbereiche und Mitbestimmungsmöglichkeiten 

des Betriebsrates sind bisher noch unzureichend erforscht bzw. geprüft. 

Forschungsfragen zur Mitbestimmung als zentralem Element des 

Innovationsprozesses sind in der momentanen Förderlandschaft (noch) nicht 

abgebildet.  

                                                
4 Vgl. Studie „Industrie4.0-Readiness“, VDMA 2015, S. 19, n=431 (Maschinen-und Anlagebau), n=674 
verarbeitendes Gewerbe; Quellen: VDAM Mitgliederbefragung 2015; IW-Zukunftspanel 2015, telefonische 
Befragung 2015. Berücksichtigt sind nur Unternehmen mit mehr als 20 Mitarbeitern. 
5 Vgl. Landkarte zu Industrie 4.0 Anwendungsbeispielen in Deutschland unter http://www.plattform-
i40.de/I40/Navigation/DE/In-der-Praxis/Karte/karte.html (veröffentlicht am 19.11.2015). 
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Weiterbildung an die Erfordernisse der Industrie 4. 0 anpassen  

Industrie 4.0 wird zu einem massiven Wandel der Produktions- und Arbeitssysteme führen, die 

den Beschäftigten neue Kompetenzen und sehr viel mehr Flexibilität abverlangen. Während 

heute in einer Fertigungslinie zumeist statische Arbeitsplätze mit ein bis zwei „Springer-

Funktionen“ existieren, wird das Prinzip des Springers in Industrie 4.0 zunehmend auf die 

meisten Arbeitsplätze übertragen werden. Gleichzeitig wird das Arbeiten insgesamt sehr viel 

interdisziplinärer. Produktions-und Wissensarbeit verschmelzen zunehmend zu hybriden 

Tätigkeiten, die sich nicht mehr klar einzelnen Berufsprofilen zuordnen lassen. In diesen 

Veränderungsprozessen zu Industrie 4.0 darf es kein e Verlierer geben . Alle Beschäftigten 

auf allen Qualifikationsebenen müssen berufliche Entwicklungschancen in der digitalen 

Arbeitswelt haben. Bildung und kontinuierliche berufsbegleitende Quali fizierung sind 

somit der Schlüssel für die erfolgreiche Implementi erung von Industrie 4.0  – vor allem in 

einer alternden Gesellschaft. Die Aus- und Weiterbildung im Betrieb wird somit noch stärker 

als bisher zur strategischen Aufgabe werden. Insbesondere An- und Ungelernte haben einen 

besonderen Qualifizierungsbedarf, da sie in Industrie 4.0 dem größten Arbeitsmarktrisiko 

ausgesetzt sind. Reine Anpassungs- und Erhaltungsqualifikationen reichen daher nicht aus. 

Die IG Metall begrüßt daher die grundlegende Zielsetzung der Digitalen Agenda der 

Bundesregierung, die Qualifizierung von Beschäftigten und Arbeitssuchenden an die 

Anforderungen der Digitalisierung anzupassen6. Um die berufliche Fort-und Weiterbildung an 

die Erfordernisse von Industrie 4.0 anzupassen gilt es diese Zielsetzung zügig im Sinne der 

folgenden Punkte zu konkretisieren:   

 

1. Ausweitung und Ausgestaltung der beruflichen Fort-u nd Weiterbildung für 

Industrie 4.0 : Es existiert derzeit (noch) keine staatliche Organisation von 

Beratungskompetenz oder der Vermittlung von Orientierungswissen (etwa auf 

Bundesebene), welche Auswirkungen Industrie 4.0 auf die Beschäftigten haben wird 

und wie sie sich mit  dem was sie können und was sie gelernt haben für Industrie 4.0 

weiter qualifizieren können. Entsprechend muss das System der beruflichen 

Weiterbildung fortentwickelt werden, etwa im Sinne modularer, aber zertifizierte 

Weiterbildungsabschnitte. 

2. Arbeitsorte müssen zu Lernorten werden : Die Möglichkeiten kontinuierlicher 

beruflicher arbeitsplatznaher Weiterbildung und Qualifizierung müssen unverzichtbarer 

Bestandteil guter Arbeitsprozesse sein. Industrie 4.0 wird dafür technologisch alle 

Möglichkeiten bieten, etwa durch lernförderlich gestaltet Assistenzsysteme.  

                                                
6 Vgl. Digitale Agenda 2014-2017, BMWi 2014, S. 15. 
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In der Praxis wird berufliche Weiterbildung zumeist (noch) als Bonus-Instrument 

verstanden und erreicht oft gerade diejenigen am wenigsten, die sie am meisten 

benötigen. Industrie 4.0 erfordert daher auch einen Bewusstseinswandel hin zur 

Qualifikation als zentralem Schlüssel für die Innovationsfähigkeit eines Unternehmens 

und damit die volkswirtschaftliche Bewältigung technologischer Umbrüche. 

3. Beratungspraxis der Bundesagentur für Arbeit (BA) s tärken . Industrie 4.0 muss 

Konsequenzen für die Beratungspraxis und Instrumente der aktiven Arbeitsmarktpolitik 

der Bundesagentur für Arbeit (BA) haben. Die BA benötigt daher mehr Ressourcen für 

die Beratung Berufstätiger hinsichtlich ihrer weiteren beruflichen Entwicklung. Mit dem 

nun modifizierten Wegebau-Programm konnte für den Bereich der Un- und 

Angelernten bereits eine geeignete Förderkulisse geschaffen werden. Diese muss 

auch für andere Fallgruppen heute Berufstätiger erreicht werden, um den strukturellen 

Wandel in den Qualifikationsanforderungen zu digitaler Arbeit und Industrie 4.0 

abbilden zu können.  

4. Tarifverträge zur Bildung umsetzen und weiter ausba uen : Qualifizierung zu 

Industrie 4.0 muss betrieblich und tariflich abgesichert sein. Der Einstieg in die 

Bildungsteilzeit ist daher ein wichtiger Schritt auf dem Weg, allen Beschäftigten die Zeit 

und Möglichkeit zur beruflichen Weiterbildung zu sichern. Die neuen Regelungen zur 

Bildungsteilzeit sind eine Ergänzung der seit 2002 bestehenden Tarifverträge zur 

Qualifizierung und wurden deshalb größtenteils in diese bestehenden Tarifverträge 

integriert. Seit März 2015 können  Beschäftigte, die eine persönliche berufliche Wei-

terbildung absolvieren wollen, dafür jetzt von der Arbeit in Form von Teilzeit oder 

temporärem Ausscheiden (jeweils mit Rückkehrrecht) freigestellt werden. Die IG Metall 

plädiert hier für staatliche Unterstützung. Unsere Aufgabe ist es, dieses Instrument zur 

Qualifizierung auch für Industrie 4.0 nun in den Betrieben in ein konkretes Angebot an 

die Beschäftigten umzusetzen und weiterzuentwickeln. 

 

Die IG Metall begrüßt ausdrücklich, dass das Thema „Digitale Bildung“ das Schwerpunktthema 

des nächsten Nationalen IT-Gipfels 2016 im Saarland sein wird. Strategische 

Handlungsempfehlungen zu den Themen „Arbeit, Aus-und Weiterbildung“ in der Industrie 4.0 

werden derzeit von der Arbeitsgruppe 5 der Plattform Industrie 4.0 (BMWi/BMBF) unter 

Leitung der IG Metall erarbeitet. Erste Empfehlungen werden zur Hannover Messe im April 

2016 vorgelegt werden. 
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Nahezu jegliche Form der Erwerbsarbeit in Deutschland erfolgt unter Einsatz von Informations- und 

Kommunikationstechnik. Die fortschreitende Digitalisierung wird erhebliche Auswirkungen auf Ar-

beitsinhalte, Arbeitsprozesse und Arbeitsumgebung haben. Alle Beschäftigten werden durch den zu-

nehmenden Einsatz neuer und schnellerer Technologien mit deutlich höheren Anforderungen konfron-

tiert.  

 

Neben den wachsenden fachlichen Anforderungen wird von den Beschäftigten ein hohes Maß an 

selbstgesteuertem Handeln, kommunikativen Kompetenzen und Fähigkeiten zur Selbstorganisation 

verlangt. Das bietet die Chance auf eine positive Gestaltung der Arbeit, zum Beispiel durch eine zu-

nehmende Eigenverantwortung. Es birgt aber auch die Gefahr der ungebremsten Arbeitsverdichtung, 

der Entgrenzung von Leben und Beruf sowie den Verlust der eigenen Zeitsouveränität. Dabei geht es 

um die Frage, ob der Mensch als verlängerter Arm der Maschine in diesem Prozess gesehen wird oder 

ob für die Beschäftigten neue Spielräume entstehen. Aus gewerkschaftlicher Sicht muss der Wandel 

der Arbeitswelt positiv - nach dem Motto: Besser statt billiger - gestaltet werden. 

 

Ein wichtiger Baustein einer Innovationsstrategie muss dabei die Bildungspolitik sein, die sowohl be-

rufliche und akademische Ausbildung als auch das lebensbegleitende Lernen umfasst. Eine solche 

Strategie muss für alle Beschäftigten von den An- und Ungelernten bis zu den Ingenieurinnen und 

Ingenieuren gelten. 

 

Oft wird der Ruf nach höher qualifizierten Beschäftigten mit der schlichten Forderung nach einer Aka-

demisierung der Arbeitswelt verbunden. Einige Experten fordern bereits Studierendenquoten von 60 

bis 70 Prozent. Diese Forderung ist ein bildungspolitischer Kurzschluss. In den Betrieben besteht so-

wohl Nachfrage nach hochschulisch Ausgebildeten als auch nach beruflich qualifizierten Menschen, 

die im Prozess der Arbeit gelernt haben. Wir brauchen eben nicht nur „Moderations-Mechatroniker“ 

oder ein „Engineering by PowerPoint“. Auch Meister/-innen, Techniker/-innen oder Fachwirte sind 

bestens für die Herausforderungen der modernen Arbeitswelt gewappnet.  

Es geht nicht um ein Ausspielen von akademischer und beruflicher Bildung, sondern um ein produkti-

ves Zusammenspiel unterschiedlicher Formen und Wege der Qualifizierung.  

Für die Digitalisierung der Wirtschaft sind hinsichtlich der Berufsbildung folgende Punkte festzuhalten:  

 

Neugestaltung von Ausbildungsberufen:  

Die Neuordnung der Ausbildungsberufe gestalten Staat, Wirtschaftsverbände und Gewerkschaften 

gemeinsam im Konsens. Durch dieses Verfahren sind die Berufe sehr nahe an den Anforderungen der 

Arbeitswelt. Viele Ausbildungsordnungen sind „technikoffen“ formuliert, so dass neue Technologien 

bereits gut in die praktische betriebliche Ausbildung integriert werden können. 

Zudem sollten Ausbildungen künftig stärker prozess- und kompetenzorientiert gestaltet werden. Ein 

gutes Beispiel hierfür ist der Beruf des Produktionstechnologen, der bereits 2008 eingeführt wurde. 

Die Fachkräfte sind in den Anlaufphasen komplexer Produktionsprozesse tätig. Sie erwerben Kennt-

nisse aus unterschiedlichen Fachrichtungen (z.B. Mechatronik und der Informations- und Computer-

technik) und Kompetenzen aus den Bereichen Anwender-Support (IT), Fertigungs- und Auftragssteu-

erung, Hardware- und Softwareinstallation, Automatisierungstechnik, Projektmanagement, etc. 
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„Dieses Profil liest sich wie das einer Fachkraft für das Zukunftsszenario einer Industrie 4.0“, schreibt 

Sabine Pfeiffer von der Universität Hohenheim1.  

 

Nicht nur digitale Kompetenzen sind gefragt:  

Mit zunehmender Automatisierung und Digitalisierung werden die Systeme immer komplexer - und 

die nicht automatisierten Störungen müssen von den Beschäftigten situativ bewältigt werden. Deshalb 

müssen personale Kompetenzen gestärkt und berufliche Erfahrungen höher bewertet werden. Zudem 

wird eine interdisziplinäre Zusammenarbeit an Bedeutung gewinnen. Zugänge und Anschlüsse zu 

Fortbildung und Weiterqualifizierung müssen für den Einzelnen gangbar gemacht und durchlässiger 

werden. 

 

Ausbildungspersonal:  

Moderne Ausbildungsordnungen müssen im Betrieb konsequent umgesetzt werden. Hierfür ist hoch-

qualifiziertes Ausbildungspersonal notwendig. Deshalb bedarf es über die Ausbildereignungsverord-

nung (AEVO) hinaus eine ständige Weiterbildung des Ausbildungspersonals. 

 

Konsequenzen für die Initiative Berufsbildung 4.0:  

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) startet in Zusammenarbeit mit dem Bun-

desinstitut für Berufsbildung (BIBB) die Initiative 4.0. Dabei ist zu beachten, dass es nicht nur um die 

Gestaltung von Berufsbildern gehen kann, sondern auch Schnittstellen zur Hochschule identifiziert 

und gestaltet werden müssen. Zudem ist eine Verengung ausschließlich auf Medienkompetenzen zu 

vermeiden. Auch die personalen Kompetenzen sowie eine verstärkte interdisziplinäre Zusammenarbeit 

sind wichtige Elemente einer Berufsbildung 4.0. Zudem muss die Qualifizierung des Ausbildungsper-

sonals eine wichtige Säule dieser Initiative sein. Berufsbildung 4.0 wird nur gelingen, wenn an dieser 

Initiative frühzeitig und kontinuierlich alle Stakeholder des Berufsbildungssystems – insbesondere die 

Sozialpartner - beteiligt werden.  

 

Validierung non-formal und informell erworbener Kompetenzen:  

Aufgrund einer zunehmend flexiblen Produktion und kurzen Innovationszyklen werden in immer hö-

herem Tempo berufliche Kompetenzen erneuert, ergänzt und ersetzt werden. Beschäftigte erwerben 

hierbei viele Kompetenzen direkt im Prozess der Arbeit. Es ist deshalb wichtig, die Validierung von 

non-formal und informell erworbenen Kompetenzen in den Blick zu nehmen. Deshalb muss eine nati-

onale Validierungsstrategie auf die politische Agenda. 

 

Stärkung der Berufsschulen:  

Neben dem Lernort Betrieb müssen aber auch die Berufsschulen als zweite wichtige Säule der beruf-

lichen Bildung in den Blick genommen werden. Hier mangelt es oftmals an der technischen Ausstat-

tung, aber auch an der flächendeckenden Versorgung oder dem Lehrkräftenachwuchs. Nachdem mit 

                                                             
1 in: Reiner Hofmann, Claudia Bodegan (Hg.), Arbeit der Zukunft, S. 375 



 

Seite 4 von 4 der Stellungnahme vom 24.11.2015 

4 

 

Hilfe des Hochschulpaktes über Jahre hinweg hohe Summen in die Hochschulen investiert wurden, 

sollten nun Bund und Länder einen Berufsschulpakt schmieden. 

 

Weiterbildung als zentraler Punkt einer Qualifizierungsinitiative:  

Weiterbildung gewinnt in Zeiten der Digitalisierung an Gewicht. Hier gilt es, verstärkt die persönlichen 

Entwicklungsperspektiven der Beschäftigten in den Blick zu nehmen. Deshalb ist ein steuerfinanziertes 

Bundesprogramm „Zweite Chance“ wichtig, um das Nachholen von Schul- und Berufsabschlüssen zu 

fördern. Notwendig ist u.a. eine neue Finanzarchitektur Lebenslangen Lernens. Bisher stehen einzelne 

Elemente der Förderung – BAföG, Meister-BAföG, Aufstiegsstipendien, Bildungsprämien etc. – unver-

bunden nebeneinander. Die Studienfinanzierung, das Nachholen schulischer und beruflicher Ab-

schlüsse und die berufliche Aufstiegsfortbildung sollten deshalb in einem Bildungsförderungsge-

setz zusammengeführt werden. 

 

Die Vielfalt der Studiengänge lichten:  

Zurzeit gibt es in Deutschland rund 18.000 verschiedene Studiengänge, darunter ca. 8.000 Bachelor-

Studiengänge. Jede Hochschule strickt ihr eigenes Programm. Dieses Angebot ist sowohl für die jun-

gen Menschen als auch für die Betriebe nicht transparent. Die Frage, welcher Bachelor wirklich beruf-

liche Perspektiven bietet, bleibt offen. Wie bei den Berufsabschlüssen sollte es deshalb auch für Stu-

dienangebote fachbezogene bundeseinheitliche Standards geben. Zudem muss es einen freien Zugang 

zu Master-Studiengängen geben. Die Bundesregierung sollte ihre auch nach der Föderalismus-Reform 

gegeben Möglichkeiten nutzen, um bundesweite Standards für Zugänge und Abschlüsse zu regeln.  

 
Gleichwertigkeit und Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademischer Bildung 
sichern:  

Studierende ohne klassische Hochschulzugangsberechtigung muss man an unseren Hochschulen wei-

terhin mit der Lupe suchen. Um den Hochschulen einen finanziellen Anreiz zu geben, mehr beruflich 

Qualifizierte aufzunehmen, sollten Studienplätze für beruflich Qualifizierte mit einem zusätzlichen Bo-

nus gefördert werden. Zudem sollte das Ziel, die Hochschulen stärker für Menschen ohne Abitur zu 

öffnen, als Leistungsindikator in die Zielvereinbarungen mit den Hochschulen aufgenommen werden. 

Darüber hinaus ist der Hochschulzugang für Menschen mit mindestens dreijähriger, abgeschlossener 

Berufsausbildung zu öffnen. Für das Duale Studium müssen bundeseinheitliche bzw. länderübergrei-

fende Qualitätsstandards geschaffen werden. 

 

Berlin, 24.11. 2015 

Matthias Anbuhl 
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Stellungnahme zum Fachgespräch zum Thema Industrie 4.0 des Ausschusses 
für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 

2. Dezember 2015, 09:30 – 12:00   

 

Wir stehen heute an der Schwelle zur vierten industriellen Revolution: das Internet der Dinge zieht in 
die Fabrik, aus Wertschöpfungsketten werden hochflexible Wertschöpfungsnetzwerke. Deutschlands 
Wirtschaft sollte seine gute Ausgangsposition als „Fabrikausrüster der Welt“ nutzen, um diesen 
Wandel zu gestalten, statt von der Digitalisierung und der Technologie- und Marktentwicklung in den 
USA, China oder Japan getrieben zu werden.  
 
Vor rund zwei Jahren hat der von acatech koordinierte Arbeitskreis Industrie 4.0 dazu bereits Hand-
lungsempfehlungen für Wirtschaft und Politik vorgelegt, die auch als eine der Beratungsgrundlagen 
für dieses Fachgespräch dienen. Der Antrag der Fraktionen von CDU / CSU und SPD „Industrie 4.0 
und Smart Services – Wirtschafts-, arbeits-, bildungs- und forschungspolitische Maßnahmen für die 
Digitalisierung und intelligente Vernetzung von Produktions- und Wertschöpfungsketten“ (BT-
Drucksache 18/6643) greift viele dieser Empfehlungen auf und benennt entscheidende Handlungs-
felder für die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unternehmen im digitalen Zeitalter. Nun 
gilt es, gemeinsam mit allen beteiligten Akteuren die digitale Transformation der Wirtschaft zu gestal-
ten.  

 

Industrie 4.0 beschreibt die Auswirkungen der Digitalisierung aus der Perspektive der Produktions-
prozesse. Die nächste, noch größere Herausforderung für Deutschlands Wirtschaft liegt jedoch im 
datengetriebenen Wandel der Geschäftsmodelle. Dieser Wandel ist disruptiv: Zukünftig stehen nicht 
mehr Produkte, sondern deren Nutzer im Zentrum der Geschäftsmodelle. Sie stellen sich entspre-
chend ihrer jeweiligen Bedürfnisse, Vorlieben und Interessen frei, jederzeit und individuell Kombina-
tionen aus Produkten und Dienstleistungen – Smart Services – mittels webbasierter Dienste zu-
sammen. Smart Services erfordern die flexible Vernetzung von Unternehmen unterschiedlicher Grö-
ße und deren weitgehend automatisierte Kollaboration in digitalen Ökosystemen. Sie lagern sich an 
digitale Plattformen an, auf denen Nutzungsdaten von smarten Gegenständen und Nutzerdaten 
zusammengeführt und zu neuem Wissen verarbeitet werden (Smart Data), das als Grundlage von 
Smart Services dient.   

Mit Unterstützung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie wird die Deutsche Akademie 
der Technikwissenschaften im Projekt „Digitale Serviceplattformen“ an konkreten Beispielen zeigen,  
wie bereits heute auf Basis bestehender digitaler Plattformen neue datenbasierte Dienste geschaffen 
werden. Der Identifikation von Best Practices wird der Aufbau von Living Labs folgen, in denen Fir-
men aller Branchen die Entwicklung von Smart Services und die Kooperation in Ökosystemen testen 
und ihre Erfahrungsgewinne teilen können. Zu den Themen „Digitale Bildung und Qualifikation“ so-
wie „Technologische Enabler“ wird der Arbeitskreis Smart Service Welt von zwei Expertengruppen 
beraten. 

 

Der Aufbau digitaler Plattformen ist ein entscheidendes Kriterium für den erfolgreichen Schritt deut-
scher Unternehmen in die Welt der digitalen Wertschöpfung. Denn diese Plattformen bilden sowohl 
entscheidende Daten- als auch Kundenschnittstellen. Für deutsche Unternehmen besteht durchaus 
die Gefahr, dass sich große IT-Firmen zwischen traditionelle Industrieanbieter und deren Kunden 
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drängen könnten, weil sie auf Basis großer Datenvolumina die Bedürfnisse der Kunden besser ken-
nen und antizipieren als traditionelle Produktanbieter.  

Der durch digitale Vernetzung getriebene Wandel in den Strukturen der Wertschöpfung sollte sich 
auch in einer entsprechenden Gewichtung der dieser Herausforderung in den Haushalten der Mini-
sterien niederschlagen.  

 

Infrastruktur 

Eine zentrale Voraussetzung für eine digitalisierte Wirtschaft ist die technische Infrastruktur und da-
mit ein beschleunigter, technologieübergreifender Breitbandausbau. Industrie 4.0 und Smart Ser-
vices beruhen auf der Vernetzung von Menschen, Dingen und Daten untereinander und mit dem 
Internet. Objekte und Dienstleistungen erhalten einen digitalen Zwilling, der aus Daten entsteht, die 
in Echtzeit verknüpft werden. Dazu wird aber eine verzögerungsfreie Datenübertragung mit einem 
minimalen Verlust an Datenpaketen benötigt. Schwankungen in diesem Bereich könnten zukünftig 
enorme Kosten verursachen. 

 
Entscheidend ist dabei neben der Flächendeckung die Leistungsfähigkeit der Netze, wobei das 
deutsche Ausbauziel von 50 Mbit/s für Industrie 4.0-Anwendungen nur ein Etappenziel sein kann 
und mittelfristig Bandbreiten im Gigabitbereich benötigt werden. Im Jahr 2020 sollen nach Schätzun-
gen der Gartner Group weltweit etwa 50 Milliarden Gegenstände mit dem Internet und miteinander 
verbunden sein. Die Kommunikation zwischen intelligenten Geräten, von Smartphones bis zu Ma-
schinen in der Industrie, intelligente Verkehrsleitsysteme oder Anwendungen des Internet der Dinge 
im Medizinischen Bereich verlangen nach deutlich größeren Netzkapazitäten.  

 

In der Diskussion zum Thema 5G wird deutlich, dass die neue Generation mobiler Netze insbeson-
dere die Kommunikation von Geräten und die Einbindung von Sensoren smarter Objekte vorsieht 
und damit über die heutigen Anwendungsmöglichkeiten weit hinausgeht. Darüber hinaus soll der 
neue Standard hohe Flexibilität besitzen. Netzkapazitäten können dynamisch und intelligent gema-
nagt und zugewiesen werden: entsprechend der Nachfrage, des Kontextes und nahezu in Echtzeit. 
Das ermöglicht die technische Garantie von festzulegenden Latenzzeiten für unterschiedliche Do-
mänen wie Energie, Gesundheit oder Verkehr. Sie sind eine Grundvoraussetzung, damit die Daten-
analyse und die darauf basierenden Dienstleistungen zuverlässig erbracht werden können. Netzbe-
treiber sollten Qualitätsdienste mit garantierten Leistungsmerkmalen anbieten dürfen und ein diffe-
renziertes Netzmanagement muss möglich bleiben.  
 

Sicherheits- und systemkritische Dienste, etwa in der Flugüberwachung oder im Katastrophenschutz 
sind auf garantierte Übertragungsraten angewiesen. Deshalb sind die Regeln zur Netznutzung von 
großer Bedeutung. Das Prinzip der Netzneutralität ist ein hohes Gut.  Andererseits wird für bestimm-
te Dienste und Anwendungsbereiche, etwa für den hochautomatisierten Straßenverkehr, eine garan-
tierte Übertragungsqualität benötigt. Hier müsste differenziert werden: Nicht jede Anwendung und 
jeder Dienst benötigt die größtmögliche Bandbreite und andererseits darf niemand ausgebremst 
werden. Eine Mindestgeschwindigkeit für den diskriminierungsfreien Zugang auf alle (legalen) web-
basierten Inhalte und Dienste könnte als Ziel des Netzausbaus verankert werden. Höhere Übertra-
gungsraten könnten für Dienste ermöglicht werden, die diese wirklich brauchen. Daraus resultieren-
de zusätzliche Einnahmen sollten verbindlich in den Netzausbau fließen, damit kein Fehlanreiz zu-
gunsten einer langsamen Grundversorgung entsteht.  
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Die Industrie sollte sich frühzeitig auf einen offenen, globalen Standard für 5G verständigen. Die 
Politik sollte die nächste Generation des Mobilfunks durch Frequenzvergabe, Forschungsförderung 
und die Unterstützung internationaler Standardisierung vorantreiben. 

 

Schlüsseltechnologien 

Um Deutschland zum Leitanbieter und Leitmarkt für Industrie 4.0-Anwendungen zu entwickeln und 
die digitale Wettbewerbsfähigkeit zu stärken, gilt es, die Förderung von Schlüsseltechnologien ent-
sprechend zu gestalten.  

 

Mikroelektronik ist eine Schlüsseltechnologie für die digitalisierte Wirtschaft, da mikroelektronische 
Bauteile in nahezu jedem Elektro- und IT-Produkt eingebunden sind. Unterschieden werden in der 
Regel „More Moore“-Technologien (MM), die auf einer stetigen Verkleinerung der Chip-Strukturen 
basieren und „More than Moore“-Technologien (MtM), bei denen die Funktionalität der Mikrochips 
wächst. Deutsche Anbieter sind im Bereich von MtM-Technologien zum Teil führend. Jedoch wird 
die großvolumige (More Moore) Halbleiterfertigung von US-amerikanischen und asiatischen Unter-
nehmen dominiert. Deshalb sollte weiterhin in neue Chip-Funktionalitäten (More than Moore) und 
frühzeitig in Beyond Moore-Technologien investiert werden, die auf Materialien jenseits von Silizium 
basieren. Darüber hinaus sollte bei MM-Technologien auf den Erhalt und die Weiterentwicklung der 
Designfähigkeit fokussiert werden, während bei komplexen und spezialisierten Produkten (MtM) das 
Ziel sein sollte, die Technologieführerschaft auszubauen und abzusichern.  

 
Im Bereich Software liegen die Stärken Deutschlands  im B2B-Bereich und in einer leistungsfähigen 
Forschungslandschaft: bei eingebetteten Systemen, Unternehmenssoftware, Big Data Analytics und 
semantischen Technologien. Schwächen zeigen sich vor allem im B2C-Bereich: bei Internettechno-
logien, Betriebssystemen und digitalen Geschäftsmodellen. Zukünftig gilt es, Kompetenzen in den 
Bereichen Cloud Computing, Big Data Analytics und Echtzeit-Algorithmik auf- bzw. auszubauen und 
die Schaffung sicherer software-definierter Plattformen zu fördern, die es insbesondere auch kleinen 
und mittleren Unternehmen (KMU) ermöglichen, digitale Geschäftsmodelle aufzubauen. Allgemein 
sind Kompetenzen im Softwarebereich von entscheidender Bedeutung für die digitale Transformati-
on der deutschen Wirtschaft. Die Leitanbieterschaft bei strategisch wichtigen Elementen der Wert-
schöpfung, insbesondere den Engineering- und Systemintegrationsleistungen im Bereich digitaler 
Plattformen sollte deshalb gesichert werden.  
 

Eine neue Generation autonomer Systeme kann in einer alternden Gesellschaft dazu beitragen, 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Herausforderungen in den Innovationsfeldern Mobilität, Produk-
tion und Logistik, Sicherheit, Pflege und Wohnen langfristig zu lösen. Autonome Systeme können 
komplexe Aufgaben lösen, eigene Entscheidungen treffen und sich in unstrukturierten Umgebungen 
zurechtfinden, weil sie auf unvorhersehbare Ereignisse reagieren können. Sie unterstützen bei-
spielsweise die Menschen in ihrem Wohnumfeld: Intelligente Assistenzsysteme im Haushalt Patien-
ten und älteren Menschen, in ihrem gewohnten Umfeld zu bleiben. Hebe- und Traghilfen entlasten 
das Pflegepersonal und intelligente Softwaresysteme nehmen Routineaufgaben der Verwaltung und 
Aktenführung ab.  Robotern in Produktionshallen entwickeln sich von riesigen Maschinen, die nur 
eine ganz bestimmte Aufgabe abarbeiten, zu flexiblen Helfern. Autonome Systeme könnten auch in 
menschendfeindlichen Umgebungen agieren und etwa beim Rückbau von Atomkraftwerken unter-
stützen. Im Fachforum Autonome Systeme innerhalb des Hightech Forums der Bundesregierung 
erarbeiten derzeit über 60 Expertinnen und Experten aus Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesell-
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schaft Empfehlungen und Anwendungsbeispiele zur Technologieentwicklung im Bereich autonomer 
Systeme sowie Vorschläge für die Gestaltung gesellschaftlicher und rechtlicher Rahmenbedingun-
gen.  

Entscheidend für die Akzeptanz autonomer Systeme durch ihre menschlichen Nutzer ist die Gestal-
tung der Mensch-Maschine-Interaktion (MMI). Durch eine frühzeitige Integration der Nutzer, bereits 
in der Phase der Entwicklung der MMI-Technologien, kann die Akzeptanz für diese Anwendungen 
wesentlich erhöht werden. Neben der ebenso notwendigen öffentlichen Debatte ist für die Akzeptanz 
neue MMI-Technologien vor allem auch deren Nutzerzentrierung (Stichwort Usability) entscheidend.  

 
Eine Schlüsseltechnologie für die Realisierung autonomer Systeme und die Gestaltung der MMI ist 
das Maschinelle Lernen (ML). ML-Technologien bilden die Voraussetzung dafür, dass intelligente 
Systeme direkt aus eingehenden Reizen lernen und sich so auf verschiedenste Situationen einstel-
len können. Lernende Maschinen passen sich auch an die Bedürfnisse und individuellen Fähigkeiten 
der Nutzer an. Zwar hat sich der Bedarf an ML-Experten in den letzten Jahren international stark 
erhöht, doch Forschungs- und Ausbildungskapazitäten wurden überwiegend in den USA erweitert, 
deren Unternehmen zudem auch Spezialisten vom deutschen Arbeitsmarkt abwerben. Das For-
schungsgebiet des Maschinellen Lernens sollte in Deutschland gestärkt und Maßnahmen getroffen 
werden, um den Zugang zu wissenschaftlichem Nachwuchs aus diesem Feld zu verbessern.  
  

Weltweit werden für das Marktvolumen von MMI-Technologien meist zweistellige Wachstumsraten 
prognostiziert. Wichtige Anwendungsfelder mit hohen Marktpotenzialen für intelligente autonome 
Systeme und MMI-Technologien  sind der Gesundheitssektor (Weltweites Marktvolumen von deut-
lich mehr als 200 Mrd. US-Dollar im Jahr 2020), das automatisierte Fahren (Wertschöpfung am 
Standort Deutschland im Bereich der Fahrerassistenzsysteme im Jahr 2025: 8,4 Mrd. Euro) und die 
Produktion bzw. der Bereich Industrie 4.0 (270 Mrd. Euro bis 2025).  
Zwar verfügt Deutschland auch in diesen Bereichen über eine gute Ausgangsposition, um an der 
globalen Entwicklung von MMI-Technologien teilzuhaben. Allerdings sollten die vorhandenen Kom-
petenzen besser vernetzt und in Leuchtturmprojekten gebündelt werden, die Experimentierräume 
zur Verfügung stellen und sich gut in die bestehende Förderlandschaft integrieren lassen. Diese 
Räume würden dazu beitragen, Ergebnisse aus der Forschung schneller in Innovationen zu überfüh-
ren. Entscheidend ist zudem, nicht allein in einzelnen MMI-Technologiefeldern Kompetenzen auszu-
bauen, sondern diese miteinander zu verknüpfen.  

 

Datenpolitik 

Bereits heute besteht das Internet der Dinge aus ca. 15 Milliarden vernetzten Objekten. Bis 2050 
wird ein Anstieg auf 50 Milliarden Objekte erwartet. Die von diesen Objekten erhobenen Produkt- 
und Kundendaten werden zur Grundlage neuer Geschäftsmodelle und Smart Services. Diese Ge-
schäftsmodelle stehen in einem Spannungsfeld: Sie sind ohne Informationen über die Kunden nicht 
zu erbringen und andererseits muss der grundrechtlich verbriefte Schutz sensibler und personenbe-
zogener Daten gewährleistet sein.  
 
Unser heutiges Datenschutzrecht wird jedoch in vielen Teilen der Wirklichkeit global entgrenzter 
Datenverarbeitung nicht mehr gerecht. Ein wichtiger Schritt, die Unsicherheit, die durch die unter-
schiedliche Auslegung des Datenschutzrechts in unterschiedlichen EU-Staaten entsteht, zu beseiti-
gen ist die EU-weite Harmonisierung des Datenschutzrechts durch die EU-Datenschutzgrund-
verordnung. Doch sie muss auch einheitlich ausgelegt und effektiv durchgesetzt werden. ´ 
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Auch der personenbezogene Rahmen des Datenschutzrechts bildet nicht mehr alle wettbewerbspoli-
tischen Implikationen der Fragen nach den Eigentums- und Nutzungsrechten an Daten ab. Es exis-
tiert Rechtsunsicherheit beim Einsatz und gerade auch dem unternehmensübergreifenden Aus-
tausch von Daten, die besonders bei Start-ups und KMU als ein zentrales Hindernis für die Entwick-
lung innovativer Geschäftsmodelle angesehen werden.  
 

Datenpolitik muss grundrechtliche Positionen (Recht auf informationelle Selbstbestimmung) ebenso 
schützen wie sie die Nutzung von Daten für Innovationen und datengetriebene Geschäftsmodelle 
ermöglicht. Dabei kann auch die Technik selbst als Steuerungsinstrument berücksichtigt und über 
Anreizsysteme gefördert werden: Datensets können etwa in Silos abgegrenzt oder durch Firewalls 
separiert werden. Ebenso können Pseudonymisierung, abgestufte Zugriffsberechtigungen und Ver-
schlüsselungsmethoden eingesetzt werden.  
 

Auch Informationen, die öffentliche Stellen erheben, können zur Grundlage innovativer Geschäfts-
modelle werden („Open Data“), wenn sie für die private und wirtschaftliche Nutzung weiterverwendet 
werden dürfen.  

 

Wandel der Arbeitswelt und Aus- und Weiterbildung 

Die digitale Vernetzung hat weitereichende Implikationen für die Arbeitswelt und die Beschäftigten. 
Technologische Entwicklungen sind dabei stets in den gesellschaftlichen Kontext eingebettet. Des-
halb müssen auch die gesellschaftliche Perspektive auf die digitale Transformation in die Entwick-
lung einbezogen und Arbeitswelten als sozio-technische Systeme konzipiert werden. 
 

Der Schlüssel, um die Wachstumspotenziale durch Industrie 4.0 und Smart Services zu heben sind 
verstärkte Anstrengungen in der Aus- und Weiterbildung. Dabei bestehen jedoch erhebliche Unter-
schiede zwischen KMU und Großunternehmen hinsichtlich der Kompetenzbedarfe und den Anforde-
rungen für die Qualifizierung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.  
 

Zentrale Kompetenzen werden dabei zukünftig nicht allein aus IT-Bereich benötigt. Kommunikative 
Fähigkeiten und Kompetenzen wie Teamfähigkeit, Selbstorganisation und Systemverständnis sowie 
lebenslanges Lernen werden zur gewinnen ebenso an Bedeutung. Grundkenntnisse der Datenver-
arbeitung, das Arbeiten in virtuellen Räumen und die Nutzung digitaler Assistenzsysteme gehören zu 
den neuen Qualifikationsanforderungen. Interdisziplinäre Kompetenzen müssen gestärkt und IT-
Kompetenzen zunehmend vermittelt werden.  
 

Bisher stehen in Unternehmen kaum spezifische Aus- und Weiterbildungsangebote für Industrie 4.0 
zur Verfügung, wobei in Großunternehmen mehr Angebote als in KMU vorhanden sind. Einzelne 
Teilaspekte des digitalen Wandels sind jedoch, wenn auch meist unsystematisch, bereits als Lehrin-
halte in bestehende Programme integriert. Wichtig sind deshalb insbesondere ein Ausbau spezifi-
scher Aus- und Weiterbildungsangebote sowie eine stärkere Integration und Ausrichtung bestehen-
der Angebote auf Industrie 4.0.  
 

Auch die Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademischer Bildung sollte gefördert werden. 
Eine Möglichkeit ist der Ausbau dualer Studiengänge, die durch die Verknüpfung zweier Lernorte – 
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Hochschule und Betrieb – eine der stärksten institutionellen Abschottungen unseres Bildungssys-
tems überwinden. Es kann reguläre Studiengänge insbesondere dort ergänzen, wo sie auf betriebli-
che Tätigkeitsfelder zugeschnitten sind. Notwendig sind jedoch übergreifende Qualitätskriterien und  
-standards, die sicherstellen, dass Studienabschlüsse aussagekräftig und vergleichbar sind. 
 

Dabei muss berücksichtigt werden, dass sich auch der Prozess des Lehrens und Lernens selbst 
verändern wird. Aus- und Weiterbildung wird zunehmend am Arbeitsplatz und personalisiert stattfin-
den, wobei  digitale Hilfsmittel und Bildungsangebote genutzt werden. Bisher existiert jedoch eine 
Dominanz traditioneller Instrumente, wie etwa die Durchführung in- und externer Präsenzveranstal-
tungen. Deshalb sollte die Vermittlung von Digitalisierungswissen mittels digitaler Methoden, die von 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern flexibel genutzt werden können, gestärkt werden und traditio-
nelle Instrumente sinnvoll ergänzen. Dazu gehören etwa digitale Lernplattformen oder Massive Open 
Online Courses.  
 

Die Deutsche Akademie der Technikwissenschaften identifiziert derzeit in Kooperation mit dem 
Fraunhofer-Institut für Materialfluss und Logistik und der equeo GmbH in einer vom Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung geförderten Kompetenzentwicklungsstudie Industrie 4.0  Qualifikati-
onsbedarfe von Unternehmen – vor allem kleiner und mittlerer Betriebe. Dabei steht insbesondere 
die Frage im Vordergrund, wie künftig ein übergreifender und branchenspezifischer Wissenstransfer 
sowie die nicht-formale Weiterbildung organisiert werden kann. Die Ergebnisse und Handlungsemp-
fehlungen der Projektgruppe werden von acatech voraussichtlich zur Hannover Messe 2016 veröf-
fentlicht und dokumentiert. 

 

Sicherheit 

Industrie 4.0 und Smart Services erfordern die komplexe Vernetzung einer Vielzahl von dezentralen 
Komponenten über das Internet. Diese tauschen große Mengen von Daten aus, darunter teils sen-
sible Nutzerdaten. Mit der fortschreitenden Vernetzung vermehren sich zudem die potentiellen An-
griffspunkte, etwa für Hacker. Damit werden die IT-Sicherheit und Datenschutz zu zentralen Voraus-
setzungen für die vernetzte Produktion und datengetriebene Geschäftsmodelle. Gerade KMU müs-
sen sich darauf verlassen können, dass Sie im Zuge der zunehmenden Vernetzung sowie der  un-
ternehmens- und branchenübergreifenden Kooperation in digitalen Ökosystemen und auf digitalen 
Plattformen ihr oftmals sehr spezialisiertes Know-How nicht im Zuge von Hackerangriffen oder an 
Konkurrenten verlieren und dass nur bestimmte Daten zum wechselseitigen Nutzen geteilt werden.  

 

Für Industrie 4.0 und Smart Services muss über alle Ebenen – von der technischen Infrastruktur 
über die vernetzten Objekte bis hin zu den digitalen Plattformen – eine durchgängige und nahtlose 
Sicherheitsarchitektur entstehen. Denn eine Lücke auf einer der Ebenen würde das gesamte Ange-
bot korrumpieren, der Endkunde würde das notwendige Vertrauen verlieren. Von der Hardware über 
die Firmware und die Software bis hin zur mobilen Kommunikation und den Cloud-Diensten muss 
ein lückenloses Sicherheitsmanagement mit proaktiven Abwehrmechanismen etabliert werden. Eine 
reine Endpunkt-Sicherheit reicht nicht aus. Ein besonderer Fokus der Sicherheitskonzepte muss 
dabei auf den digitalen Plattformen liegen, denn hier befinden sich die Schnittstellen zu externen 
Nutzern.  
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Entscheidend ist dabei, dass „Security by design“ als Entwurfsprinzip etabliert wird und IT-
Sicherheitskonzepte, -architekturen und -standards entwickelt und etabliert werden, die ein hohes 
Maß an Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit herstellen. Dabei muss sowohl die Angriffssi-
cherheit als auch die funktionale Sicherheit gewährleistet sein.  

 

In einer zunehmend vernetzen Welt sollte zudem ein realistisches Bild der IT-Sicherheit vermittelt 
werden, um etwa Kundenängste zu vermeiden. So kann zwar ein sehr hoher, aber nie perfekter 
Sicherheitsgrad erreicht werden, weil sich auch die Angriffe ständig ändern. In einigen Industrie-
zweigen wie dem Maschinen- und Anlagenbau relativer Sicherheit bereits etabliert werden, auch da 
hohe Standards oftmals gesetzlich vorgeschrieben sind.  
 
Im Zuge der sich schnell ändernden Rahmenbedingungen werden neue proaktive Sicherheitssyste-
me benötigt, die in der Forschung bereits vorangetrieben, aber noch nicht in die Praxis gebracht 
worden sind. Aufgrund der unausweichlichen Relativität von Sicherheit ist die IT-Infrastruktur zumin-
dest in den kritischen Bereichen nicht nur sicher, sondern resilient auszulegen.  

 

Die Verfügbarkeit kritischer Infrastrukturen hat eine zunehmend zentrale Bedeutung für die Wert-
schöpfung. Mit dem IT-Sicherheitsgesetz hat die Bundesregierung einen Ordnungsrahmen verab-
schiedet, der zur weiteren Erhöhung der IT-Sicherheit dieser Infrastrukturen beiträgt. Aufgrund deren 
räumlicher Ausdehnung und Verteilung sind sie für Angriffe besonders verwundbar und es werden 
oftmals hohe Investitionen für entsprechende Sicherungsmaßnahmen erforderlich. Daher sollten 
Methoden entwickelt werden, die eine Bewertung und Verbesserung der Effizienz von Sicherheits-
maßnahmen erlauben.  

 

Angriffe erfolgen nur, solange sie sich für Angreifer lohnen. Neben der Entwicklung von entspre-
chenden Sicherheitstechnologien ist es deshalb sinnvoll, die Transaktionskosten für Angreifer zu 
maximieren, sodass sich Cyberangriffe nicht mehr lohnen, obwohl sie weiterhin technisch möglich 
sind. Zu den betriebs- und volkswirtschaftlichen Wirkzusammenhängen der organisierten Cyberkri-
minalität steht die Forschung noch am Anfang. Dieses Wissen ist jedoch grundlegend für nachhalti-
ge Abwehrmechanismen, denn Angriffe lassen sich wirksam reduzieren, wenn die hinter den Atta-
cken stehenden „Geschäftsmodelle“ – und insbesondere die Monetisierung der erbeuteten Daten – 
unterbunden werden können.  

 

Industrie 4.0 und Smart Services werden nicht ohne Cloud Computing-Infrastrukturen auskommen. 
Vertrauen in solche Lösungen könnte insbesondere durch Zertifizierung, vor allem von Backdoor-
freien Lösungen, geschaffen werden. So gibt es erste Initiativen, die von der Selbsterklärung und -
verpflichtung über den Ansatz „Sicherheit made in Germany“ bis zu entsprechenden Zertifizierungs-
stellen reichen. Im EU-Kontext kann dadurch ein Wettbewerbsvorteil entstehen, im US-Markt 
herrscht dagegen noch die Backdoor-Pflicht vor. Heutige Ansätze, vertrauenswürdige Cloud-
Services nur alle zwei bis drei Jahre zu zertifizieren, sind aufgrund der ständigen Veränderungen 
nicht ausreichend. Mit dem Technologieprogramm „Trusted Cloud“ nimmt sich das BMWi der Frage 
an, wie das für die Smart Service Welt wichtige Vertrauen in Cloud-Dienste insbesondere im Mittel-
stand (wieder-)gewonnen werden kann.  

 

In den drei vom BMBF geförderten Kompetenzzentren zur Sicherheit CISPA (Saarbrücken), EC 
Spride (Darmstadt) und KASTEL (Karlsruhe) werden langfristige Strategien der IT-Sicherheit entwi-
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ckelt und zugehörige Forschungsprojekte durchgeführt. Allerdings sollten die Kompetenzzentren 
noch besser vernetzt und deren Expertise gebündelt werden.  

 
Die Bekämpfung von Cyberkriminalität wird in der Industrie 4.0 und Smart Service Welt eine Dauer-
aufgabe sein, die nicht alleine Forschungs- und Kompetenzzentren oder klassische Behörden bewäl-
tigen können. Der Aufbau von Fachdienststellen als operative Sicherheitszentren ist dafür ein erster 
wichtiger Schritt. Sie können auf Grundlage der jeweils neuesten Forschungsergebnisse aktiv Angrif-
fe gegen kritische Infrastrukturen des Staates und der Wirtschaft abwehren und Cyberkriminelle der 
Strafverfolgung zuführen. Deutschland sollte seine effizienten und zivilen Überwachungs- und Ab-
wehrzentren für Cyberattacken ausbauen, wie sie bspw. in den USA und Japan schon operativ tätig 
sind. 

 

Ausblick 

Mit der digitalen Agenda und ihrer Hightech-Strategie hat die Bundesregierung zentrale Handlungs-
felder und Schwerpunkte definiert, um Deutschland zu einem digitalen Wachstumsland zu entwi-
ckeln und die Bürgerinnen und Bürger und die deutsche Wirtschaft auf die digitale Transformation 
unserer Gesellschaft und Wertschöpfung vorzubereiten. Einige darauf basierende konkrete Maß-
nahmen und Programme wie der Technologiewettbewerb Smart Service Welt des BMWi wurden 
bereits umgesetzt, doch es gilt auch zukünftig die digitale Agenda und Hightech-Strategie mit weite-
ren konkreten Maßnahmen zu unterlegen und eine entsprechende Mittelallokation einzuleiten.  
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Industrie 4.0

Fachgespräch am 2.12.2015 im Deutschen Bundestag

Bedeutung der mittelständischen Industriebetriebe für die Bundesrepublik Deutschland

72 % der Industriebeschäftigten in Deutschland arbeiten in Unternehmen mit weniger als 1000
Mitarbeitern. Dieser Mittelstand zeichnet Deutschland gegenüber wesentlichen Wettbewerber-
Nationen, wie China und den USA, wo überwiegend Großbetriebe vorzufinden sind, aus.

Stand von Industrie 4.0 im Mittelstand

Industrie 4.0 ist im deutschen Mittelstand mittlerweile bekannt. Das hat u.a. eine an der
Technischen Hochschule Mittelhessen durchgeführte Studie im Frühjahr 2015 ergeben. Bei der
Umsetzung erster Schritte zu Industrie 4.0 stehen die KMU aber –wenn überhaupt- noch ganz am
Anfang. Veröffentlichungen und Leuchtturmprojekte zu Industrie 4.0 in Deutschland beschreiben
überwiegend Anwendungen in Großunternehmen. Die Diskussion von Industrie 4.0 in den Medien
ist heute im Wesentlichen Technologie-getrieben. Die mit Industrie 4.0 verbundenen Technologien
sind deutlich weiter entwickelt als deren sinnvolle Anwendung in Unternehmen.

Schwierigkeiten des Mittelstandes mit Industrie 4.0

Im Gegensatz zu Großunternehmen, wo sich ganze Stabsabteilungen mit Strategien und
Umsetzungskonzepten von Industrie 4.0 beschäftigen, gibt es solche Abteilungen im Mittelstand
nicht. Der typische deutsche Maschinenbauer hat weniger als 200 Mitarbeiter und damit heute
nicht die Ressourcen, sich aus eigener Kraft mit der Umsetzung von Industrie 4.0 auseinander zu
setzen. Dennoch zeigen Gespräche mit solchen KMU, dass man sich zwar mit Cyber Physical
Systems nicht identifiziert, aber durchaus Sorge hat, dass hier der Zug am eigenen Unternehmen
vorbeifährt. Industrie 4.0 muss als Einzug des Internets in die Geschäftsprozesse und
Geschäftsmodelle verstanden werden. Damit wird klar, dass Industrie 4.0 für jedes Unternehmen
anders aussehen wird. Das KMU weiß aber i. d. R. nicht, wie und wo es mit Industrie 4.0 anfangen
soll. Es benötigt eine Umsetzungshilfe!

Fachbereich WIRTSCHAFT

THM Business School

Prof. Dr. Gerrit Sames

Telefon 0641 309-2754
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Förderungsmaßnahmen des Bundes zu Industrie 4.0

Förderausrichtung erfolgte bisher im Wesentlichen auf Forschungsförderung. Der Mittelstand hat
aber eine Umsetzungslücke. Die Förderantragstellung ist für KMU kaum darstellbar. Vor den
Vorgaben zur Erstellung von Förderungsskizzen und Vollanträgen kapitulieren die meisten KMU.

Nutzung digitaler Geschäftsprozesse im Privatbereich weiter als in den Unternehmen

In der Vergangenheit wurden Lösungen in der Industrie entwickelt und fanden dann den Einzug in
die private Welt. Mit Digitalisierung und Einzug des Internets verhält es sich genau umgekehrt.
Unsere Berufseinsteiger wickeln Zahlungen und Beschaffungsprozesse selbstverständlich bereits
über Smartphones ab. Kaum ein Jugendlicher kauft noch Musikträger wie CDs, sondern Musik
wird „gestreamt“. In den KMU geraten Berufseinsteiger dann in eine Welt der Geschäftsprozesse,
wo noch tradiert und oft Papier-basierend gearbeitet wird. Im Wettbewerb um junge Talente
geraten besonders KMU damit zukünftig verstärkt unter Druck, wenn sie kein digitales
Arbeitsumfeld bieten können.

Auswirkung von Industrie 4.0 auf die Qualifikation der Mitarbeiter

Grundsätzlich werden 2 Trends einsetzen:

- Steigende Anforderungen dort, wo heute Routinetätigkeiten vorherrschen; diese werden
weiter automatisiert und die Mitarbeiter müssen befähigt werden, dafür erforderliche
Systeme zu gestalten

- Sinkende Anforderungen dort, wo über Visualisierung Tätigkeiten besser unterstützt und
somit vereinfacht werden. Das bietet die Chance, Menschen den Zugang zu Arbeit zu
verschaffen, die heute dort nicht einsetzbar sind.

Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD

Die aus Industrie 4.0 für die KMU resultierenden Bedürfnisse der Unterstützung werden im
vorliegenden Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD im Wesentlichen unter „Wissens- und
Technologietransfer stärken“ in III. „Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf…“
unter Punkt 35 aufgeführt. Hierauf muss m.E. der Fokus gelegt werden!

Prof. Dr. G. Sames
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Deutscher Bundestag 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Öffentliche Anhörung zum Thema Industrie 4.0; 02.12.2015 
 
Industrie 4.0 aus Sicht von Siemens  

Industrie 4.0 ist keine Revolution, sondern eine fortschreitende Evolution. Digitale Technologien dringen 
schon seit Jahrzehnten in die Fertigung ein. Der Trend zu immer stärker integrierten 
Wertschöpfungsketten ist ebenfalls seit langem erkennbar und hat Siemens beispielsweise 2005 
veranlasst, mit UGS eine US-amerikanische SW-Firma zu übernehmen. Bisher hat Deutschland bei 
diesem Trend sehr gut mithalten können. Deutsche Maschinenbauer und Systemausrüster sind führend 
in der Gestaltung hocheffizienter und -flexibler Produktions- und Logistikprozesse. Auch bei der neuen, 
disruptiven Fertigungstechnologie des 3D-Drucks ist Deutschland in einer technologie- und 
marktführenden Position. Entscheidend für den Einsatz neuer Technologien ist und bleibt der Nutzen für 
den Kunden. Maßgebliche Zielsetzungen der produzierenden Industrie, die auch für Industrie 4.0 
bestimmend sind, sind die Steigerung von Effizienz, Flexibilität und Geschwindigkeit (time-to-market).  

Industrie 4.0 ist heute bereits in der Praxis angekommen, was an den über 200 Anwendungsbeispielen 
deutlich wird, die die Plattform Industrie 4.0 zusammengestellt und auf dem IT Gipfel im November in 
Form einer Landkarte präsentiert hat. Nach wie vor benötigen jedoch viele der mit Industrie 4.0 
verbundenen Ideen und Konzepte weitere, zum Teil grundlegende Forschungsarbeiten, um in die 
praktische Realisierung gelangen. Zu unterscheiden ist daher zunächst zwischen vorwettbewerblichen 
und wettbewerblichen Aspekten bei der Gestaltung von Industrie 4.0. So ist die Plattform Industrie 4.0 
eindeutig dem vorwettbewerblichen Bereich zuzuordnen. Sie dient dem Austausch und der Vernetzung 
der Akteure aus unterschiedlichen Feldern und koordiniert, bündelt und priorisiert Themen und 
übergeordnete Fragestellungen in den Feldern Forschung und Innovation, Standardisierung und 
Normung, Sicherheit, rechtliche Rahmenbedingungen und Wandel der Arbeitswelt. Auf diese 
Weise gelingt es, die benötigten Grundlagen für die weitere Gestaltung von Industrie 4.0 in Deutschland 
rasch und in einem konsensbasierten Verfahren gemeinsam mit allen beteiligten Akteuren zu entwickeln. 
Die wesentliche Umsetzung von Industrie 4.0 muss und wird dann jedoch durch die Unternehmen und in 
einem wettbewerblich ausgerichteten Umfeld erfolgen.  

Die Aktivitäten der Plattform Industrie 4.0 haben in den oben aufgeführten fünf Handlungsfeldern bereits 
deutliche Fortschritte erzeugt. Mit der Vorlage einer Forschungs-Roadmap hat die Plattform Industrie 
4.0 einen wichtigen Beitrag geleistet, um den Forschungsbedarf zu Industrie 4.0 zu fokussieren und zu 
priorisieren. Zahlreiche Förderprogramme zeugen zudem von einem kräftigen und sehr begrüßenswerten 
Engagement der Politik. Jedoch leidet die Forschungsförderung in Deutschland insgesamt unter 
fehlender Transparenz und Kohärenz. Das gilt bereits für die Fördermaßnahmen der jeweiligen 
Ministerien, insbesondere aber auch in der ressortübergreifenden Sicht. Wünschenswert wäre ein 
konzises an der Forschungs-Roadmap ausgerichtetes Förderprogramm zu Industrie 4.0, in welchem sich 
gerade auch kleinere Unternehmen zurechtfinden können.  

Testinstallationen stellen ein zentrales Element der Weiterentwicklung und Umsetzung innovativer 
Technologien und Geschäftsmodelle dar. Indem sie auch kleinen und mittleren Unternehmen eine 
unkomplizierte Möglichkeit des Ausprobierens individueller Industrie 4.0 - Ansätze erlauben, unterstützen 
und beschleunigen sie maßgeblich die Digitalisierung in Deutschland. Heute existieren in Deutschland 
bereits mehr als 40 Testinstallationen (wie z. B. die „Smart Factory“ in Kaiserslautern). Mit der Schaffung 
des Vereins „Labs Network Industrie 4.0 e.V.“ haben Verbände und Unternehmen der Plattform Industrie 
4.0 diese nun zu einem Netzwerk verbunden. Der Verein wird als Erstanlaufstelle den deutschen 
Mittelstand bei Fragen zur Entwicklung von Industrie-4.0-Lösungen beraten und den internationalen 
Austausch darüber fördern. In den vernetzten Erstinstallationen können Unternehmen Szenarien, 
Produktentwicklungen oder Geschäftsmodelle der Industrie 4.0 erproben. Das Labs Network Industrie 4.0 
ergänzt die Industrie 4.0 Kompetenzzentren des BMWi und sowie ein (geplantes) Forschungsprogramm 
für KMU des BMBF.  
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Die Entwicklung von Impulsen für weltweite Standardisierungen ist ebenfalls auf gutem Wege. Eine 
Vielzahl auch für Industrie 4.0 relevanter Normen und Standards sind seit langem definiert und im Markt 
etabliert. Für die weitere Standardisierung hat die Plattform Industrie 4.0 mit der Vorlage des 
Referenzarchitekturmodells Industrie 4.0 (RAMI) einen weiteren Meilenstein erreicht. Dieses 
Architekturmodell, zusammen mit den praxisrelevanten Anwendungsbeispielen, dient der Identifikation 
von zusätzlichem Bedarf an Normen und Standards. Initiierung und Ausgestaltung dieser Normungs- und 
Standardisierungsvorhaben können über die Plattform Industrie 4.0 koordiniert und in die zuständigen 
nationalen und internationalen Normungsgremien eingebracht werden. Die konsensbasierte Normung in 
den internationalen Normungsorganisationen ist immer noch das Mittel der Wahl, insbesondere wenn 
Aspekte im öffentlichen Schutzinteresse wie Safety, Security und Privacy berührt werden. Die Definition 
und Verbreitung von Standards durch Foren und Konsortien kann in Einzelfällen sinnvoll sein. Sie führt 
jedoch in der Regel zu keinem erkennbaren Zeitgewinn und birgt das Risiko einer mangelnden Kohärenz 
mit dem bestehenden Normenwerk sowie Defiziten bei der internationalen Anerkennung. Welcher 
Standardisierungsweg konkret zu wählen ist - die konsensbasierte Normung oder die „de-fakto“ 
Standardisierung über Foren und Konsortien -  wird letztendlich fallweise zu entscheiden sein. 

Bei den rechtlichen und regulatorischen Rahmenbedingungen sind aktuell vor allem die 
Themenfelder IT-Sicherheit und Datenschutz zu nennen. Mit dem IT-Sicherheitsgesetz wurde bereits 
ein guter und maßvoller Ordnungsrahmen geschaffen. Die bisher sehr gute Einbindung der Industrie 
sollte auch bei der Festlegung der Detailbestimmungen auf dem Verordnungswege fortgeführt werden. 
Konkrete technische Vorgaben sind dabei zu vermeiden, da diese von der technologischen Entwicklung 
sehr schnell überholt sein würden. Auch auf nationale Alleingänge ist zu verzichten. Auf dem Gebiet des 
Datenschutzes stellt die aktuelle Fassung der EU-Datenschutzgrundverordnung einen wichtigen Schritt 
dar. Ihr mangelt es jedoch an der Möglichkeit, pseudonymisierte oder anonymisierte Daten ohne erneute 
Einverständniserklärungen für neue Verwendungszwecke oder gar neue Geschäftsmodelle zu nutzen. 
Für die innovative Nutzung von Daten ist dies ein schwerwiegendes Hindernis mit potenziell gravierenden 
Konsequenzen für die Innovationskraft Deutschlands und Europas.  

Die Weiterentwicklung der schulischen, beruflichen und universitären Ausbildung zur Erfüllung der 
künftigen beruflichen Anforderungen bleibt eine dauerhafte Aufgabe. Wichtig ist dabei die Vermittlung des 
für Industrie 4.0 notwendigen interdisziplinären Wissens, also beispielsweise die Kombination von 
Maschinenbau mit spezifischen IT-Kompetenzen (z.B. Datenanalyse) in geeigneten Studiengängen. 
Ausbildungsberufe müssen sich an neuen Anforderungen orientieren und entsprechend neuer Job-Profile 
weiterentwickelt werden. Dies gilt auch für duale und berufsbegleitende Studiengänge, die angesichts 
neuer Qualifikationsanforderungen an die Beschäftigten eine zunehmend wichtige Rolle einnehmen 
werden. Unternehmen wie Siemens haben sich dieser Aufgabe bereits angenommen, analysieren den 
aktuellen und zukünftigen Qualifikations- und Kompetenzbedarf und entwickeln, gemeinsam mit den 
Tarifpartnern, ihre Ausbildungsangebote kontinuierlich weiter. Qualifizierte Tätigkeiten werden an 
Bedeutung gewinnen. Flexibilitätsgewinne sind bei der räumlichen und zeitlichen Organisation der 
Arbeitsverhältnisse zu erwarten. Um den Wandel der Arbeitswelt konstruktiv zu gestalten und v.a. die mit 
ihm verbundenen Chancen zu nutzen, ist die konstruktive Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften beim 
Thema Industrie 4.0 von großer Bedeutung. 

Die Sensibilisierung von Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft für Digitalisierung und Industrie 4.0 ist 
zweifelsohne gelungen. Man darf davon ausgehen, dass Industrie 4.0 mittlerweile bei allen 
produzierenden Unternehmen und auch dem Mittelstand fest auf der Agenda stehen. Damit allein ist der 
Erfolg von Industrie 4.0 nicht garantiert. Ein wichtiger Punkt ist die Akzeptanz in der Gesellschaft. 
Genauso wie Industrie 3.0 wird auch Industrie 4.0 nicht zu weniger Beschäftigung führen, und der 
Mensch wird weiterhin im Zentrum der Steuerung der komplexen Produktionsprozesse der Zukunft 
stehen. Es wird jedoch zu Veränderungen in der Beschäftigungslandschaft kommen, welche aktiv 
gestaltet und sozialverträglich vorangetrieben werden müssen,  ohne dass dabei die Geschwindigkeit der 
Weiterentwicklung leidet und Deutschland zum Schaden aller den Anschluss verliert. Die Balance 
zwischen der Entwicklung und Umsetzung von innovativen Technologien und Geschäftsmodellen auf der 
einen und der behutsamen Anpassung von Kompetenzen, Qualifikationen und Arbeitsbedingungen auf 
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der anderen Seite ist eine der zentralen Gestaltungsaufgaben für Politik, Unternehmen und Sozialpartner 
für die kommenden Jahre und Jahrzehnte.   

Eine dauerhafte und in ihrer Bedeutung nicht zu unterschätzende Aufgabe wird es zudem sein, die 
Rahmenbedingungen für Forschung und Innovation in Deutschland weiter zu entwickeln und auf 
neue Anforderungen anzupassen. Ranglisten wie der Innovation Union Score Board der Europäischen 
Kommission attestieren Deutschland zumindest im europäischen Vergleich einen Spitzenplatz. Die 
Detailanalyse der Ergebnisse und der Vergleich mit internationalen Spitzenreitern offenbaren dennoch 
ernstzunehmenden Handlungsbedarf, z.B.:  

 Die Verbesserung von Forschung und Lehre 
 Die Belebung der Startup-Szene in Deutschland  
 Die Förderung von Kooperation und Transfer  
 Die stärkere Fokussierung der staatlichen Förderung. 

Der Innovation Union Scoreboard 2015 attestiert dem deutschen Innovationssystem einen Spitzenplatz in 
Europa und geht dabei auch dediziert auf die Stärken und Schwächen ein. Zu den Stärken gehören die 
starke technologische Basis und Innovationskraft sowie die hohe Innovationsbereitschaft der deutschen 
Industrie. Lediglich durchschnittlich werden hingegen die schulische und akademische Ausbildung sowie 
die wissenschaftliche Leistungsfähigkeit Deutschlands bewertet. In den Schulen muss der Schwerpunkt 
aus Sicht von Industrie 4.0 darauf liegen, Schülerinnen und Schüler für die sogenannten MINT-Fächer 
(Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik) zu gewinnen und den bereits spürbaren 
Fachkräftemangel einzudämmen. In den Universitäten geht es neben dem Erhalt der Kompetenzen in 
den traditionell starken Ingenieurswissenschaften vor allem darum, konsequent Kompetenzen in neuen, 
„digitalen“ Technologien aufzubauen und die teils erheblichen Lücke insbesondere zu den USA zu 
schließen. Dazu benötigen die Universitäten mehr Freiräume, um wissenschaftliches Neuland zu 
erschließen und Geld in Forschungsprojekte mit höherem Risiko zu investieren. Ferner muss die 
Internationalisierung der deutschen Wissenschaftslandschaft konsequent vorangetrieben werden, z.B. 
durch attraktivere Karrierepfade für ausländische Nachwuchswissenschaftler. 

In Deutschland hat sich eine enge Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft etabliert, 
um die uns viele andere Länder beneiden. Jüngste Versuche, die Universitäten zu einer stärkeren 
Verwertung ihrer Erfindungen im Markt zu bewegen, erweisen sich in der Praxis aber als kontraproduktiv. 
Der Versuch, an den Universitäten Patentportfolio aufzubauen und über Verwertungsgesellschaften in 
den Markt zu bringen, führt bei den Universitäten zu zusätzlichen Kosten, denen zumeist kein 
entsprechender Gewinn gegenübersteht. Schwerwiegend ist dabei vor allem die zunehmende Belastung 
des traditionell guten Verhältnisses zwischen Unternehmen und Universitäten, z.B. durch Fragen wie die 
Eigentümerschaft für Schutzrechte aus industriefinanzierter Forschung an der Universität. Hier ist  ein 
klares Verständnis der Rollen und Aufgaben aller Forschungspartner wichtig. Eine weitere Schwächung 
der bis dato intensiv gelebten Partnerschaften zwischen Wissenschaft und Wirtschaft – auch getrieben 
durch eine einseitige Darstellung in den Medien – würde den Transfer von Forschungsergebnissen 
behindern und einen wichtigen Standortvorteil signifikant gefährden. Vielmehr gilt es, durch neue Formate 
die erforderliche Vernetzung der Partner im Innovationssystem weiter zu stärken und auszubauen.  

Die staatliche Förderung von Forschung kann vor allem durch eine stärkere Vereinfachung und 
Klarheit gewinnen. Sie muss weniger komplex in Strukturen, Zuständigkeiten, Verfahren und 
Zeitverläufen werden und klar an der Hightech-Strategie ausgerichtet sein. Gerade für kleinere 
Unternehmen muss es ohne großen Aufwand erkennbar sein, welche Themen der Staat mit welchen 
Mitteln und Programmen fördert. Zudem muss die themenoffene Förderung gestärkt werden, damit 
innovative Ideen auch dann gefördert werden können, wenn sie außerhalb der definierten Fokusthemen 
liegen. Durch die Einführung einer steuerlichen Forschungsförderung muss eine seit langem bestehende 
Lücke zu anderen führenden Industrienationen geschlossen werden.  
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Die Stärkung des deutschen Innovationssystems ist eine wichtige Voraussetzung für das Gelingen von 
Industrie 4.0. Dabei darf der Blick jedoch nicht auf die technologische Innovation beschränkt sein. Im 
Zuge der Digitalisierung ist ein weiterer und wesentlicher Erfolgsfaktor die Gestaltung neuer 
Geschäftsmodelle. Dies wiederum betrifft vorrangig die Unternehmen – die großen ebenso wie die 
kleinen - und setzt ein Denken in neuen Mustern und Konzepten voraus, das in Deutschland bislang nicht 
verbreitet war und erlernt werden muss. Die in Deutschland bislang übliche, vor allem 
technologieorientierte Herangehensweise („wer baut die beste Maschine“) hat deutliche Konkurrenz 
bekommen durch die Fähigkeit gerade US-amerikanischer Unternehmen, aus großen Datenmengen 
neue innovative Geschäftsmodelle abzuleiten, die dabei zum Teil ganz ohne Produktion oder Hardware 
auskommen. Hier werden sich deutsche Unternehmen neue Fähigkeiten aneignen müssen, um abseits 
bekannter Muster aus Technologie und Produktion in neuen Konzepten, Wertschöpfungsstrukturen, 
Ökosystemen und Geschäftsmodellen zu denken. Einen wichtigen Beitrag zum Umdenken in diesem 
Themenbereich leistet z. B. das Projekt „Smart Service Welt“, das sich u. a. auch mit neuen, 
datenbasierten Geschäftsmodellen im Bereich der Fertigung befasst und insofern die Arbeiten der 
Plattform Industrie 4.0 ergänzt. 

Die Digitalisierung der industriellen Fertigung wird sich weiter beschleunigen und stellt eine dauerhafte 
und erhebliche Innovationsaufgabe dar. Dieser sollte Deutschland mit Entschlossenheit und Tatkraft 
begegnen. Respekt vor der ausländischen Konkurrenz, von chinesischen Maschinenbauern bis hin zu 
US-amerikanischen IT-Firmen, ist dabei durchaus angebracht, es besteht jedoch kein Grund zur 
übertriebenen Sorge. Die meisten der wesentlichen Handlungsfelder, welche weiter oben beschrieben 
und nachfolgend zusammengefasst sind, erscheinen vor dem Hintergrund der traditionellen deutschen 
Stärken beherrschbar:  

 Die Entwicklung der für Industrie 4.0 notwendigen Technologien durch die konsequente und 
ressortübergreifende Umsetzung eines Forschungsprogrammes für Industrie 4.0 (basierend auf 
der Forschungsroadmap des Wissenschaftlichen Beirats bzw. den Ergebnissen der 
Arbeitsgruppe Forschung und Innovation der Plattform Industrie 4.0)  

 Die Unterstützung von Testinfrastrukturen, um insbesondere mittelständischen Unternehmen die 
Möglichkeit zu geben, digitale Technologien für individuelle Anwendungsfälle zu erproben  

 Die Ausarbeitung von Impulsen geeigneter Normen und Standards mit weltweiter Gültigkeit,  
aufbauend auf den zahlreichen bereits bestehenden Standards und des im Rahmen der Plattform 
Industrie 4.0 entwickelten Referenzarchitekturmodells 

 Die Gestaltung geeigneter und innovationsfördernder rechtlicher Rahmenbedingungen (v.a. im 
Bereich des Datenschutzes) in Abstimmung mit allen beteiligten Akteuren  

 Die Weiterentwicklung der schulischen, beruflichen und universitären Aus- und Weiterbildung zur 
Erfüllung der künftigen beruflichen Anforderungen  

 Die Sensibilisierung der großen und kleinen Unternehmen, der Universitäten und 
Forschungseinrichtungen sowie der Sozialpartner – auch im Sinne einer Akzeptanz von Industrie 
4.0 in der Bevölkerung 

 Die kontinuierliche Verbesserung der Rahmenbedingungen für vorwettbewerbliche und 
wettbewerbliche Innovation in Deutschland, z.B. für die Zusammenarbeit Wissenschaft / Wirt-
schaft, für die Gründung von Start-ups, für die Investition in neue, digitale Technologien, etc.   

 Die Erweiterung des Innovationsbegriffs von technologischer Innovation hin zu neuen, digital 
unterstützten Dienstleistungen und damit verbundenen neuen Geschäftsmodellen.  
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Technikvisionen 
Industrie 4.0 ist ein Oberbegriff für eine Vielzahl technischer Optionen und damit jeweils verbunde-
nen Anwendungsszenarien. Vier Dimensionen können dabei unterschieden werden:  

• Webbasierte und mobile Kommunikation: Nutzung von Web 2.0-Plattformen und mobilen Endge-
räten auf der Ebene der Produktion. Damit verändern sich die Kommunikationswege und -for-
men, neue Optionen für Transparenz wie Kontrolle entstehen – auf der Ebene der eigentlichen 
Produktionsprozesse ändert sich damit im Kern nichts. 

• Produktionsdurchdringende und -übergreifende Vernetzung: Unter den Begriffen Cyberphysische 
Systeme (CPS) oder Internet der Dinge ist damit eine neue Qualität der Vernetzung der physi-
schen Welt gemeint. Im engeren Sinne kommunizieren dadurch etwa zu produzierende Teile mit 
den Steuerungen der Bearbeitungs- und Handlingseinrichtungen oder die Maschinensensorik 
liefert Daten für die Instandhaltung oder den Service. Im weiteren Sinne sollen damit die Produk-
tions- und Logistikabläufe flexibler werden und personalisiertere Produkte sowie daran gekoppel-
te Dienstleistungen ermöglichen. 

• Neue Robotik- und Produktionstechnologien: Dabei geht es um im eigentlichen Sinne neue pro-
duktionstechnologische Ansätze. So ermöglichen kostengünstige Leichtbau-Roboter, zweiarmige 
Roboter und Ansätze einer adaptiven Robotik neue Formen der Zusammenarbeit zwischen 
Mensch und Maschine – sie werden den Einsatz von Robotern selbst dort ermöglichen, wo sich 
solche Investitionen bisher nicht gelohnt haben. Auch additive Verfahren wie der 3D-Druck ver-
ändern nicht nur die Arbeitsabläufe zwischen Werkzeugbau und Fertigung sondern könnten zu-
künftig auch als Produktionsverfahren für Kleinstserien und on demand Produktion von Einzeltei-
len breiteren Einsatz finden.  

• Körpernahe datengenerierende Geräte: Daten-Brillen mit Einblenddisplays;  intelligente Arbeits-
handschuhe, mit denen die Position der Hand im Raum festgehalten wird oder Exoskelette, die 
bei schweren Hebearbeiten unterstützen – das sind Beispiele von neuen Technikanwendungen, 
die direkt am Arbeitenden angebracht sind und damit einzelne Bewegungen ebenso wie Vitalzei-
chen aufzeichenbar machen.   
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Diskursiv wie technisch vermischen sich diese vier Ebenen, sie analytsich getrennt zu betrachten 
ist jedoch sinnvoll, da sie jeweils für die Frage der Mensch-Maschine-Interaktion, der Arbeitsgestal-
tung, der (De- oder Re-)Qualifizierung und möglicher Beschäftigungseffekte sowie in Bezug auf 
Mitbestimmungsfragen ganz unterschiedliche Implikationen aufwerfen.  

In allen vier Dimensionen ergeben sich zudem durch eine Kopplung mit den im Arbeitshandeln und 
der Nutzung ebenso wie innerhalb der technischen Prozesse quasi zwangsläufig anfallenden Da-
tenmengen neuartige Optionen von Big Data-Analysen, die ihrerseits die Frage der Mensch-Tech-
nik-Interaktion neu stellen. 

Gestaltungsnotwendigkeit in neuer Qualität… 
Anders als etwa bei der Einführung der CNC-Technik ist Industrie 4.0 also keine Technik, die sozu-
sagen von der Stange zu kaufen ist. Letztlich muss jedes Unternehmen für seine Produkte, seine 
Prozesse, seine Märkte und Kunden und seine Strategien die jeweils passende Industrie 4.0-Lö-
sungen entwickeln. Schon technisch bedingt also stellt sich sehr viel mehr Gestaltungsanforderung 
als wir das aus vergangenen Automatisierungs- und Digitalisierungsschüben kennen. Dieser Ge-
staltungsbedarf potenziert sich aber, weil noch andere Herausforderungen dazu kommen: 

Industrie 4.0 birgt das Potenzial für neue Geschäftsmodelle. Aus Erfahrungen mit dem Teleservice 
im Maschinenbau in den letzten Jahren wissen wir: Allein aus der technischen Optionen der Fern-
wartung noch keine Geschäftsmodelle ableiten, das gelingt nur unter Einbezug von Kunden und 
erfahrenen Beschäftigten im Service. 

Industrie 4.0 birgt die Chance, völlig neu über die Gestaltung von Arbeit nachzudenken. Selbst die 
scheinbare Naturgesetzlichkeit einer Takt- und Schichtbindung kann neu gedacht werden. Die 
Personalisierung von Produkten könnte zu einer im Kern ökologischeren Produktion genutzt wer-
den. Solche Ansätze aber erfordern mehr als Anpassung an Technik, sondern eine systematische 
Verbindung von sozialer und technischer Innovation. 

Die Debatte und die Technikvisionen zu Industrie 4.0 orientieren sich disziplinär stark an der IT-
Technik, die wiederum von globalen Playern dominiert wird. Damit transportieren sich andere Vor-
stellungen von Arbeit und Erfahrungen in einem völlig anderen – immer schon wesentlich polari-
sierteren – Arbeitsmarkt und ohne sozialpartnerschaftliche Strukturen. Diese Sichtweisen treffen 
bei uns auf gewachsene und innovationsstarke Unternehmenskulturen der industriellen Produkti-
on, die bislang – und erfolgreich – weitgehend anderen Logiken folgen: Sie bauen auf eine qualifi-
ziertere Beschäftigtenstruktur, sie können sich gerade deswegen schlankere Hierarchien leisten 
und sie leben eine funktionierende Sozialpartnerschaft. Beide Kulturen gehen nicht automatisch 
harmonisch ineinander auf. 

Zudem machen Industrie 4.0-Ansätze nicht Halt an Branchen- und Wertschöpfungsgrenzen, nicht 
am Werkstor und nicht an Tarifgebieten. Gestaltungsbedarf besteht also auch in einer übergreifen-
deren Form als wir das bisher kennen. 
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Beachtliches Gestaltungspotenzial – und Gestaltungsdefizite 
Deutschland und – das gilt insbesondere für die industriellen Sektoren – hat ein besonderes und in 
der Welt quasi einmaliges Potenzial in Bezug auf seine Beschäftigtenstruktur: Durch die Erst- und 
Weiterbildung im Dualen System hat der deutsche Arbeitsmarkt eine starke mittlere Qualifikation: 
67% der aktuell Beschäftigten haben mindestens eine Berufsausbildung absolviert. 71% der Be-
schäftigten gehen heute schon an ihrem Arbeitsplatz in hohem Maße mit Komplexität und einem 
permanenten Wandel um. In der Automobilindustrie liegt der Wert sogar bei 79% und Maschinen-
bau bei 81%. Das Potenzial, Wandel zu gestalten und Komplexität zu bewältigen ist also in den 
betroffenen Branchen in hohem Maße vorhanden. Bislang aber wird dieses Potenzial für die Ge-
staltung von Industrie 4.0 zu wenig genutzt.  

Was weitgehend fehlt, sind Prozesse sozialer Innovation, in denen Beschäftigte von Anfang an 
partizipativ in die Gestaltung von Industrie 4.0-Lösungen eingebunden sind. Die Kultur in den Un-
ternehmen trennt noch viel zu sehr – in der Logik von Industrie 1.0 – zwischen Planung und Aus-
führung. Automatisierungsplanung und IT-Entwicklung in den Ausrüster- und Anwendungsfirmen 
ebenso wie bei den Engineering-Anbietern sind nicht geschult und haben keine Kultur der partizi-
pativen Technikgestaltung. Methoden dazu werden in den Ingenieurwissenschaften und in der 
Führungs- und Managementausbildung nicht vermittelt. Damit wird eine große Chance verpasst, 
denn: jetzt könnten auf Basis des weltweit einmaligen Beschäftigtenpotenzials innovative Industrie 
4.0-Lösungen generiert werden, die nachhaltig Wettbewerbsvorteile generieren - sie wäre nur 
schwer von Volkswirtschaften zu kopieren, die nicht auf einem ähnlichen Potenzial ansetzen kön-
nen. Partizipative Gestaltung sichert zudem besser, dass Gute Arbeit gestaltet wird und der Pro-
zess der Gestaltung selbst wird zum Lernprozess für alle beteiligten, ist also ein Beitrag zum Ler-
nen im Prozess der Arbeit. 

Deutschland hat für eine Gestaltung von Industrie 4.0 eine weitere Ressource, die noch besser 
genutzt werden kann: Das Institutionengefüge des Arbeitsmarkts, mit seinen segmentierten und 
betrieblichen Arbeitsmärkten, mit dem dualen System der beruflichen Bildung, mit seiner einge-
spielten Sozialpartnerschaft: das alles ist nicht einfach Ballast einer überregulierten Ära. Sondern 
eine funktionierende Basis, um die Gestaltung des Wandels zu begleiten. Damit haben wir ein In-
strument, das überbetriebliche und -sektoriale Effekte erkennen kann, gesellschaftlich uner-
wünschte Folgen mildern und korrigieren kann. Moderne Institutionen sind immer reformbedürftig, 
das alleine ist kein Argument gegen die Sichtweise auf das vorhandene Institutionengefüge. Funk-
tionierende Institutionen aber sind Arenen gesellschaftlicher Konfliktbearbeitung und daher in einer 
demokratischen Gesellschaft eine unverzichtbare Ressource zur Gestaltung eines sozialverträgli-
chen Wandels. Nicht zuletzt deswegen wird etwa der Diskurs zu Industrie 4.0 in Deutschland in 
einer solchen gesellschaftlichen Breite geführt. Dieses Potenzial wird ebenfalls noch zu wenig sys-
tematisch genutzt für die Gestaltung des Wandels. Das zeigt sich exemplarisch am Beispiel For-
schung zu Industrie 4.0. 
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Viel gute Forschung – ausbaufähige Forschungsstrukturen für Industrie 4.0 
Forschung zum Wandel von Arbeit gibt es schon lange und sie hat im Bereich der so genannten 
Verbundforschung des BMBF auch eine starke Fokussierung auf Beteiligung und Gestaltung. Die 
Forschungsprogramme dort bewegen sich in Teilen noch in Tradition des Programms der Humani-
sierung der Arbeit und legen daher den Einbezug des Betriebsrats nahe und fördern auch die Be-
teiligung von Gewerkschaften. In diesen anwendungsorientierten Programmen sind in den letzen 
Jahren viele sinnvolle Gestaltungsansätze umgesetzt worden und dazu gute, fallstudienbasierte 
Forschung entstanden. Das reicht aber angesichts des aktuellen Wandels nicht aus. Erstens trennt 
die Logik der Projektförderung – trotz gewisser Öffnungen in den letzten Jahren – noch stark  zwi-
schen Dienstleistung und Produktion und zwischen Technik- und Organisationsentwicklung. Zwei-
tens gelingt eine positive Begutachtung nur, wenn die Gestaltungsergebnisse schon in der An-
tragsphase möglichst klar benannt werden können. Bei dynamischem Wandel ist dies aber kaum 
möglich. Zudem sind große Verbundprojekte und die Ausschreibungen dazu angesichts der aktuel-
len Dynamik alleine zu schwerfällig: Der Ausschreibungstext erfordert oft monatelange Abstim-
mung, von Skizzenerstellung bis Projektstart vergeht oft ein Jahr, die Projekte selbst sind auf drei 
Jahre angelegt. Die Forschungsergebnisse begrenzen sich fast zwangsläufig weitgehend auf die 
beteiligten Unternehmenspartner – ihre Reichweite ist seriös meist kaum einzuschätzen. Diese 
Forschungsförderung generiert beachtliche und gute Gestaltungslösungen, aber sie sollte ergänzt 
werden durch ein agileres Programm, in das unabhängig von Ausschreibungen kürzere Projekt-
vorhaben ohne Verbundstruktur eingespeist werden können. Zudem sollten die begonnenen Aktivi-
täten, zur Überwindung der o.g. Trennungen weitergeführt werden.  

Ein großes Defizit ist generell, dass zu wenig Grundlagenforschung zum Thema Arbeit existiert. 
Wir haben neben der eben genannten anwendungsorientierten Forschung die regelmäßig erhobe-
ne Massendatensätzen (bspw. des IAB oder der Statistischen Landes- und Bundesämter oder die 
BIBB/BAuA-Daten). Diese bilden neuere technische Entwicklungen und Spezifika von Arbeitsinhal-
ten sowie von Betriebs- und Wertschöpfungsstrukturen zwangsläufig nicht ausreichend detailliert 
ab, zudem hinken die Erhebungsintervalle der schnellen Entwicklung hinterher. 

Viele Studien global agierender Unternehmensberatungen werden nur im Bereich der eigenen Kli-
entel (z.B. Mitgliedsfirmen, Kunden) durchgeführt. Ihre Aussagekraft ist daher oft eingeschränkt, 
teils erkennbar interessengeleitet nicht immer sind die Methoden nachvollziehbar. Vor allem fehlt 
dort fast durchgängig der Blick aus der Perspektive der Beschäftigten und auf die Ebene konkreter 
Arbeit sowie eine Sensibilität für das deutsche Institutionengefüge des Arbeitsmarkts oder das 
System der beruflichen Bildung. So wird bspw. beim Thema Bildung fast nur die akademische Bil-
dung thematisiert und oft nicht zwischen formaler Qualifikation und Kompetenzentwicklungsmaß-
nahmen unterschieden. Diese Studien generieren aber aufgrund entsprechend großer Ressourcen 
zeitnah Daten zu aktuellen Themen und spielen u.a. deswegen eine große Rolle in der Politikbera-
tung. 

Wollen Politik und Gesellschaft Industrie 4.0 gestalten, ist Forschung notwendig macht, die 
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…Politik und Öffentlichkeit unabhängig macht von dem „data drinnen narrative“ globaler Akteure. 

…globale Prozesse und Wandel an einzelnen Arbeitsplätzen zusammen bringt. 

…die stofflichen und lokalen Besonderheiten von Arbeit in ihrer Heterogenität und Vielfalt sichtbar 
macht. 

…digitale Technik analytisch versteht, aber nicht ideologisch mystifiziert. 

… den Impact von Diskursen, die Dynamik von Diskursverläufen und das Netzwerk von Diskursak-
teuren in den Blick nimmt. 

…die den Wandel von Arbeit qualitativ erfasst und systematisch und zeitnah mit einem quantitati-
ven Blick in die Breite verzahnt. 

…die aus arbeitsbezogenen „Tiefenbohrungen“  Bezüge zur Forschung im Bereich Bildung, Ar-
beitsmarkt, industriellen Beziehungen, Sozialstruktur und Teilhabe herstellen kann. 

…die mit allen Akteuren des Institutionengefüges Bildung, Arbeitsmarkt und industriellen Bezie-
hungen und der Öffentlichkeit in Dialog geht – auch digital. 

Wir wissen aktuell viel zu wenig über die empirischen Zusammenhänge von Arbeit und Technisie-
rung. Wir wissen auch zu wenig über die Vielfalt von Produktionsarbeit, die wir heute haben. Es 
fehlen Forschungsstrukturen, die einen systematischen Zusammenhang herstellen zwischen quali-
tativ beobachtetem Wandel innerhalb von Betrieben und deren Relevanz in der Breite. Datenba-
siert lassen sich daher heute schon nur selten Ergebnisse ableiten, die branchenspezifisch und 
tragfähig genug sind um für politisches Handeln wie für den gesellschaftlichen Diskurs eine ausrei-
chende Orientierungshilfe zu bieten.  
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